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Beginn der Sitzung: 13.31 Uhr.

Prasident Hermann Dinkla:

Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ich begrifRe Sie namens des
Présidiums und heil3e Sie herzlich willkommen. Ich
eroffne die 135. Sitzung im 44. Tagungsabschnitt
des Landtages der 16. Wahlperiode.

Tagesordnungspunkt 1:
Mitteilungen des Prasidenten

Ich stelle die Beschlussfahigkeit des Hauses fest.

Geburtstag hat heute der Abgeordnete Olaf Lies.
Herzlichen Gluckwunsch im Namen des gesamten
Hauses und alles Gute fur das vor Ihnen liegende
Lebensjahr!

(Beifall)

Zur Tagesordnung: Die Einladung, die Tagesord-
nung und der Nachtrag zur Tagesordnung fir die-
sen Tagungsabschnitt liegen lhnen vor.

Wie Sie der Drs. 16/4770 entnehmen konnten,
beabsichtigt der Herr Ministerprasident, aufRerhalb
der Tagesordnung eine Regierungserklarung zum
Thema ,Niedersachsen in Europa: Verantwortung
Ubernehmen, Interessen vertreten, Chancen
nutzen, Herausforderungen bewadltigen“ abzuge-
ben. Nach den Ublichen Gepflogenheiten erhalten
die Fraktionen der CDU und der SPD eine Rede-
zeit im Umfang der Regierungserklarung und die
Fraktion der FDP, die Fraktion Bindnis 90/Die
Grunen und die Fraktion DIE LINKE die Héalfte
dieser Redezeit. Insgesamt ergibt sich daraus eine
bestimmte Beratungszeit.

Wie Ublich haben Sie eine Ubersicht erhalten, aus
der Sie ersehen kdnnen, wie die Fraktionen die
ihnen zustehenden Redezeitkontingente verteilt
haben. - Ich stelle das Einverstandnis des Hauses
mit diesen Redezeiten fest.

Ich bitte um Aufmerksamkeit: Fur die heutige Sit-
zung ergibt sich daraus ein Sitzungsende von ca.
22 Uhr.

(Unruhe)

- Wenn die Uberraschung abgeklungen ist, darf ich
vielleicht weitere Mitteilungen machen. - Ergén-
zend weise ich auf folgende Ausstellungen hin:

In der unteren Wandelhalle wird die Ausstellung
JFair Play, bitte!* gezeigt, die von der Fritz-Wolf-

Gesellschaft erarbeitet wurde. In der oberen Wan-
delhalle werde ich morgen um 19 Uhr die Ausstel-
lung ,Politkdpfe - Satirische Portréts von Bismarck
und Windthorst zu Steinbrick und Merkel* eroff-
nen, die vom Landkreis Emsland, der Ludwig-
Windthorst-Stiftung und dem Ludwig-Windthorst-
Haus konzipiert wurde. Die Veranstalter werden
sich Uber Ihr Interesse sicherlich freuen.

Fur die Initiative ,,Schulen in Niedersachsen online”
werden in den kommenden Tagen Schilerinnen
und Schiler des Gymnasiums Georgianum aus
Lingen mit einer Onlineradioredaktion live aus dem
Landtag berichten. Die Patenschaft dafiir hat der
Abgeordnete Gerd Will ilbernommen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Sendungen, die das ,Modellprojekt Landtagsfern-
sehen“ der Multi-Media Berufsbildenden Schule
erstellt, stehen im Internet auf der Homepage der
Schule unter www.mmbbs.de zum Abruf bereit und
sollen auch tber den Regionalsender LeineHertz
106einhalb gesendet werden.

Die mir zugegangenen Entschuldigungen teilt 1h-
nen nunmehr der Schriftfihrer mit.

Schriftfihrer Hans-Jirgen Klein:

Guten Tag, liebe Kolleginnen und Kollegen! Es
haben sich entschuldigt: von der Landesregierung
Kultusminister Herr Dr. Althusmann von 14.30 Uhr
bis ca. 15.30 Uhr, von der Fraktion der CDU Herr
Hiebing, von der Fraktion der SPD Frau Dr. Lese-
mann, Frau Stief-Kreihe und Herr Bartling bis
18.00 Uhr, von der Fraktion der FDP Herr Sander
und von der Fraktion DIE LINKE Frau Flauger.

Prasident Hermann Dinkla:

Vielen Dank. - Wir kommen nunmehr zur Abgabe
einer Regierungserklarung:

Zusatzlicher Tagesordnungspunkt:

Abgabe einer Regierungserklarung zum Thema
»Niedersachsen in Europa: Verantwortung
tibernehmen, Interessen vertreten, Chancen
nutzen, Herausforderungen bewaltigen* - Unter-
richtung durch die Landesregierung - Drs. 16/4770

Zunachst gibt der Herr Ministerprasident die ange-
kindigte Regierungserklarung ab. Ich erteile ihm
dazu das Wort.

17445
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David McAllister, Ministerprasident:

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die Niedersachsische Landesregierung
hat heute Morgen das neue Europapolitische Kon-
zept 2012 beschlossen. Es steht bereits auf den
Internetseiten des Landes und der Staatskanzlei
zum Download bereit. Die Parlamentarischen Ge-
schaftsfihrer der funf im Landtag vertretenen Frak-
tionen haben eine gedruckte Vorabfassung erhal-
ten. Nach der Druckfassung wird das Konzept
selbstverstandlich allen Abgeordneten des Hauses
Anfang Juni zur Verfigung gestellt werden.

Es ist uns, so finde ich, gelungen, einen guten und
umfassenden Uberblick (iber die europapolitischen
Aktivitdten der Landesregierung zu geben. Ich
mdchte im Namen der Landesregierung die Abge-
ordneten aller Fraktionen bitten, das neue Konzept
sorgfaltig zu diskutieren. Fir Anregungen und kriti-
sche Hinweise sind wir Ihnen sehr dankbar.

Aus diesem Anlass mdchte ich heute, einen Tag
vor dem Europatag am morgigen 9. Mai 2012, eine
Regierungserklarung zur Europapolitik abgeben
und dem Landtag darlegen, wie wir in Niedersach-
sen Verantwortung flir Europa Ubernehmen, wie
wir unsere Interessen vertreten, wie wir die Chan-
cen nutzen, die uns die Europdische Union bietet,
und wie wir neue europapolitische Herausforde-
rungen bewaéltigen.

Konkret mochte ich erstens allgemeine Anmerkun-
gen zur europdischen Staatsschuldenkrise ma-
chen, zweitens die Europapolitik der Landesregie-
rung im engeren Sinn darstellen und drittens einige
ausgewabhlte aktuelle Themen aus dem Europapo-
litischen Konzept 2012 ansprechen.

Meine Damen und Herren, die Bewaéltigung der
Staatsschuldenkrise ist die gegenwartig grofdte
europapolitische Herausforderung. Die Landesre-
gierung unterstitzt die Politik der Bundesregierung
vollumféanglich.

Aktuell ratifizieren die nationalen Parlamente, so
auch der Deutsche Bundestag und der Bundesrat,
den Europdischen Stabilititsmechanismus, den
ESM, als dauerhaften Mechanismus zur Krisenbe-
waltigung und den sogenannten Fiskalvertrag, auf
den sich 25 der 27 Mitgliedstaaten der Européi-
schen Union verstandigt haben. Meine Damen und
Herren, um es deutlich zum Ausdruck zu bringen:
Der Fiskalvertrag ist sinnvoll und richtig.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

17446

Dieser Vertrag bildet das rechtliche Fundament fir
eine verstarkte finanz- und wirtschaftspolitische
Koordinierung; es wird vor allem die Haushaltsdis-
ziplin verbessern. Er gilt fir den Gesamtstaat und
damit in Deutschland fir den Bund und auch fir
die Lander. Die Landesregierung wird die Ver-
pflichtungen ernst nehmen und ihren Beitrag zur
Erfullung des Fiskalvertrages leisten. Sie wird da-
her dem Ratifikationsgesetz im Bundesrat zustim-
men.

(Starker Beifall bei der CDU und bei
der FDP - Zuruf von Hans-Henning
Adler [LINKE])

Im Rahmen einer Stellungnahme zum Ratifikati-
onsgesetz wird der Bundesrat gleichwohl auf eine
Reihe noch offener Fragen hinweisen. Ein zentra-
ler Punkt ist der Hinweis darauf, dass bei der nahe-
ren Ausgestaltung des Fiskalvertrages auf die
Vereinbarkeit mit der Schuldenbremse des Grund-
gesetzes geachtet werden muss. Dies gilt vor al-
lem fur das Inkrafttreten, und dies gilt vor allem fur
die Ubergangsfristen.

Was wir verhindern missen, ist eine Uberforde-
rung der Lander durch europaische Vorgaben. Wir
brauchen einen intensiven Dialog, und die Haus-
haltsautonomie der LaAnder muss gewabhrt bleiben.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Wenn der ESM und wenn der Fiskalvertrag in Kraft
treten, nahern wir uns der Uberwindung der
Staatsschuldenkrise. Daher halte ich von einer
Nachverhandlung oder gar von einer Neuverhand-
lung des Fiskalpaktes wenig.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Zuruf von Hans-Henning Adler [LIN-
KE])

- Das werde ich gerne aufgreifen. Wissen Sie, was
nicht geht? - Wir kénnen nicht einmal geschlosse-
ne Vertrage nach jeder einzelnen Wabhl in der Eu-
ropaischen Union wieder aufmachen.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

sPacta sunt servanda“ sagt der Niederdeutsche.

Meine Damen und Herren, ebenso skeptisch bin
ich mit Blick auf die weiteren europaischen Kon-
junkturprogramme in dreistelliger Milliardenhéhe.
Um die Finanz- und Bankenkrise zu bewaltigen,
haben die Mitgliedstaaten der Europaischen Union
bereits 2008 und 2009 ein europdisches Konjunk-
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turprogramm mit einem Gesamtvolumen von sage
und schreibe 600 Milliarden Euro aufgelegt. Diese
Mittel haben die Mitgliedstaaten der EU fast voll-
standig durch Kreditaufnahme aufgebracht. Das ist
der Grund, warum die Mehrzahl der Mitgliedstaa-
ten nicht in der Lage war, das Defizitkriterium von
3 % einzuhalten. Folgerichtig hat die Europaische
Kommission bis Juli 2010 gegen 23 Mitgliedstaa-
ten, darunter auch Deutschland, ein Defizitverfah-
ren eingeleitet.

Es war damals einhellige Meinung in der politi-
schen Diskussion, dass die Mitgliedstaaten solch
ein Programm nicht noch einmal stemmen kénnen.
Richtig ist ein Zweiklang aus entschiedenen Spar-
anstrengungen und nachhaltigen Impulsen fir
mehr Wachstum und Beschéftigung. Beides gehdrt
zusammen. Beides sind zwei Seiten derselben
Medaille. Insbesondere gilt das flr die Krisenstaa-
ten. Beides kann Uber die Europaische Investiti-
onsbank und Uber die Strukturpolitik gefoérdert wer-
den. Das ist der richtige Weg.

Meine Damen und Herren, ich méchte fur die Lan-
desregierung einmal mehr unmissversténdlich zum
Ausdruck bringen: Ein Aufweichen des Fiskalpak-
tes, die Vergemeinschaftung der Schulden durch
Eurobonds und Konjunkturprogramme - milliarden-
schwer und auf Pump - lehnen wir ab!

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Zur Europapolitik der Landesregierung im
engeren Sinne: Die Landesregierung verfolgt seit
vielen Jahren und Jahrzehnten grof3e Kontinuitat
bei ihren Aktivitaten in den Bereichen Europa und
internationale Zusammenarbeit. Sie Ubernimmt
Verantwortung fir die européische Idee, fir den
Gedanken der Volkerverstandigung und in jingster
Zeit auch fur die Entwicklung benachteiligter Regi-
onen in Afrika am Beispiel Tansania. Wir pflegen
enge Partnerschaften mit unseren beiden Partner-
provinzen in Polen und in den Niederlanden.

Meine Damen und Herren, gerade die Beziehun-
gen zu den Niederlanden entwickeln sich weiterhin
dynamisch. Mittlerweile leben rund 30 000 Nieder-
lander in Niedersachsen, davon 80 % in der
Grenzregion, also in den Kreisen Leer, Grafschaft
Bentheim und im Emsland. Die Niederlander sind
gut integriert, und sie sind herzlich willkommene
Freunde bei uns in Niedersachsen.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Das Land verfugt Uber gute Kontakte zur Zentral-
regierung in Den Haag und zu den nordostnieder-
landischen Provinzen Drenthe, Fryslan, Groningen
und Overijssel. Fur die engere Zusammenarbeit
mit unseren niederlandischen Nachbarn gibt es
eine Vielzahl von Beispielen. Ich mdchte aus aktu-
ellem Anlass nur einmal mehr auf die European
Medical School hinweisen. Mit der European Medi-
cal School betreten wir hochschulpolitisches Neu-
land. Ab dem Wintersemester 2012/2013 wird ein
landerubergreifender Medizinstudiengang mit je-
weils 40 Studienanfangern zwischen der Rijksuni-
versiteit Groningen und der Universitat Oldenburg
beginnen. Die erste grenzliberschreitende Medizi-
nerausbildung in Europa findet bei uns in Nieder-
sachsen statt. Ich finde das grofR3artig. Das ist ein
gemeinsamer Erfolg aller Beteiligten.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Gestern Nachmittag fand ein Gespréach mit dem
niederlandischen Botschafter Marnix Krop und
dem Honorarkonsul in Hannover Volker Miiller zu-
sammen mit niederlandischen Investoren im Gas-
tehaus der Landesregierung statt. Am 24. Mai
reise ich ganztagig nach Groningen und Eemsha-
ven. Viele weitere Besuche von Ministern und
Landtagsdelegationen runden das Bild ab. Ich
finde, wir sollten diesen guten Weg niederlandisch-
niedersachsischer Zusammenarbeit weitergehen.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Meine Damen und Herren, auRerhalb der Zusam-
menarbeit mit unseren Partnerregionen fordert die
Landesregierung den europdischen Gedanken
insbesondere durch die Informations- und Offent-
lichkeitsarbeit des EIZ und die Europaburos in den
Regierungsvertretungen. Die Landesregierung hat
kirzlich die Neubesetzung der Leitung des EIZ
beschlossen. Das ist ein Bekenntnis zum EIZ in
der Staatskanzlei. In Zeiten, in denen der Zuspruch
der Menschen zu Europa abnimmt, soll das EIZ die
Menschen in Niedersachsen auch weiterhin unab-
hangig informieren und fiir die europaische Idee
werben.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Meine Damen und Herren, Europapolitik wird mo-
mentan mit hohem Tempo gemacht. Am auffalligs-
ten wird das bei einem Blick auf die Staatsschul-
denkrise. Diese war Anfang 2010 noch kein The-
ma, als wir das letzte europapolitische Konzept
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weiterentwickelt haben. Heute bestimmt sie nahe-
zu die gesamte Europapolitik.

An vier aus dem Europapolitischen Konzept 2012
ausgewahlten Themenbereichen moéchte ich dar-
stellen, wo wir niederséchsische Interessen vertre-
ten und europaische Chancen nutzen.

Erstens. Die Staatsschuldenkrise hat auch konkre-
te Auswirkungen auf uns in der Landespolitik. Die-
se resultieren im Wesentlichen aus den Aktivitaten
der EU im Bereich der Finanzmarktregulierung. Die
NORD/LB unterféllt als einzige niedersachsische
Bank dem sogenannten Stresstest. Sie muss be-
kanntlich bis Juli 2012 eine harte Kernkapitalquote
von 9 % erreichen. Daher hat Niedersachsen zum
Jahreswechsel 2011/2012 stille Einlagen und an-
dere Kapitalinstrumente in Héhe von 1,07 Milliar-
den Euro in Stammkapital umgewandelt. Zusatz-
lich hat das Land der NORD/LB Kapital in Héhe
von 500 Millionen Euro zugefiithrt. Damit ist der
grofRte Teil zur Erflllung der vom Europdaischen
Rat im Oktober 2011 beschlossenen harten Kern-
kapitalquote in Hohe von 9 % bereits erledigt. Um
das angestrebte Ziel zu erreichen, wird die
NORDI/LB bis Mitte 2012 weitere Kapitalumwand-
lungen durchfihren und Gewinnthesaurierungen
vornehmen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, jetzt kommt Brissel ins
Spiel. Diese KapitalmaBhahmen missen als Beihil-
fen von der Kommission genehmigt werden. Es ist
wichtig - dazu nutze ich heute auch die Regie-
rungserklarung -, der Kommission klarzumachen,
dass dieser Kapitalbedarf allein durch die erhdhten
Anforderungen der Europaischen Finanzaufsicht
und nicht durch eine wirtschaftliche Schieflage der
Bank ausgeltst worden ist. Dafiir werden sich Herr
Dunkel, ich und weitere Vertreter in Brissel noch-
mals personlich verwenden.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, ein anderer Fall ist die
Umsetzung von Basel lll durch die Europaische
Kommission. So richtig eine starkere Regulierung
der Finanzmérkte auch ist, sie muss mit Augen-
mafd erfolgen. Wir missen insbesondere darauf
achten, dass die Kreditversorgung von Mittelstand
und Handwerk sowie das Geschéaftsmodell von
Sparkassen und Genossenschaftsbanken nicht
beeintrachtigt werden. Daher hat sich die Landes-
regierung gerade in den letzten Wochen fiir eine
Reduzierung der Risikogewichtung fir Mittel-
standskredite eingesetzt.
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Ich darf Ihnen versichern: Wir bleiben zuversicht-
lich, mit unserem Anliegen durchzudringen. Hier
kann und darf das letzte Wort in Briissel noch nicht
gesprochen worden sein!

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Eine zweite Anmerkung gilt dem VW-Gesetz. Mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren, wie Sie wis-
sen, besteht zwischen der Bundesregierung, der
Landesregierung, dem Unternehmen und dem
Betriebsrat Einvernehmen dariiber, dass das VW-
Gesetz und die Regelung uUber die verminderte
Sperrminoritdt in der VW-Satzung europarechts-
konform sind. Sie wissen ebenso, dass die Euro-
paische Kommission dies leider anders sieht und
im Februar erneut den Europdischen Gerichtshof
zum VW-Gesetz angerufen hat. In ihrer Klage-
schrift hat die Kommission erstmals auch die VW-
Satzung in das Verfahren einbezogen.

Meine Damen und Herren, am 3. Mai - also ganz
aktuell - ist dem Européaischen Gerichtshof die
zwischen den Bundesressorts, der Staatskanzlei
und dem VW-Betriebsrat abgestimmte Klageerwi-
derung zugestellt worden. Letzte Woche bzw. in
den letzten Tagen habe ich sie sehr aufmerksam
gelesen. Ich stelle fest: In der Klageerwiderung
stellt die Bundesregierung heraus, dass der Euro-
paische Gerichtshof die Regelung im VW-Gesetz
Uber die verminderte Sperrminoritat nicht isoliert,
sondern nur im Zusammenspiel mit dem Hdéchst-
stimmrecht beanstandet hat.

Die Bundesregierung stellt weiter heraus, dass die
Festlegung einer verminderten Sperrminoritat kein
Sonderrecht fir den Staat begriindet, da eine
Sperrminoritat nicht nur dem Staat, sondern auch
allen ubrigen Aktionadren - seien es Grof3aktionare
oder eine Gruppe von Kleinaktiondren - zugute-
kommen kann.

SchlieBlich stellt die Bundesregierung auch her-
aus, dass die Klage der Kommission in Bezug auf
die Satzung der Volkswagen AG unzulassig ist, da
diese nicht Gegenstand des Vertragsverletzungs-
verfahrens war.

Meine Damen und Herren, wir rechnen im Sommer
2013 mit einem Urteil des EuGH. Bundesregie-
rung, Landesregierung, die Volkswagen AG und
der Volkswagen-Betriebsrat sind zuversichtlich,
dass sich der Europdische Gerichtshof unseren
guten Argumenten nicht verschlieen wird. Es
ware ein gutes Signal, wenn sich auch der Nieder-
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sachsische Landtag dieser Auffassung anschlie-
Ren konnte.

(Starker Beifall bei der CDU, bei der
SPD und bei der FDP)

Die dritte Anmerkung gilt der Koalitions- und Struk-
turpolitik. Meine Damen und Herren, die EU-
Forderprogramme der Landesregierung sind zur
Halbzeit der Foérderperiode durch unabhangige
Experten im Rahmen einer Evaluierung untersucht
und bewertet worden. Die Evaluatoren, zu denen
Steria Mummert Consulting, die Prognos AG und
das NIW gehdren, haben der Landesregierung im
Sommer 2010 ein positives Zeugnis ausgestellt.

(Bjorn Thimler [CDU]: Sehr gut!)

Mit Blick auf die kommende Férderperiode hat sich
die Landesregierung im Schulterschluss mit den
anderen Landern Uber die Ministerprasidentenkon-
ferenz, Uber die Europaministerkonferenz und tber
den Bundesrat sowie in zahlreichen bilateralen
Kontakten zur Kommission aktiv und fortlaufend in
die Diskussions- und Entscheidungsprozesse zur
Zukunft der EU-Strukturpolitik eingebracht. Da-
durch haben wir u. a. erreicht, dass auch nach
2014 eine flachendeckende Foérderung aller Regi-
onen in Niedersachsen - auch der starker entwi-
ckelten - moglich bleibt. Dies war angesichts der
vehementen Forderung vor allem der neuen Mit-
gliedstaaten, kiinftig nur noch Konvergenzregionen
zu férdern, nicht selbstverstandlich. Ein erster
wichtiger Erfolg fiir uns in Niedersachsen!

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Aktuell setzt sich die Landesregierung zusammen
mit anderen Bundeslandern fir eine Anderung
oder Erganzung der Verordnungsvorschlage der
Kommission ein. Dabei geht es um Fragen wie die
thematische Konzentration der Fordermittel, die
Einfihrung von Konditionalitaten oder die beson-
dere Forderung des ehemaligen Regierungsbe-
zirks LUneburg.

Wie bei uns in Niedersachsen gibt es auch in
Brandenburg und Sachsen Regionen, die bei der
EU-Strukturférderung in dieselbe Kategorie wie
unsere Region Luneburg gehdren. Ministerprési-
dent Platzeck, Ministerpréasident Tillich und ich
haben uns gemeinsam bei der Bundeskanzlerin
noch einmal ausdricklich fur die besondere Forde-
rung dieser Regionen eingesetzt. Ich finde, die
Antwort der Kanzlerin war ermutigend. Sie hat uns
versichert, dass sich die Bundesregierung seit
Beginn der Beratungen Uber die kommende For-

derperiode in Brissel fur die Belange dieser Regi-
onen eingesetzt hat. Und das wird sie auch weiter-
hin tun. Meine Damen und Herren, nun gilt es, bei
dieser fur das Hamburger Umland ganz wichtigen
Frage weiterhin am Ball zu bleiben.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Unabhangig davon stellt die Landesregierung die
Weichen fur die Umsetzung der kinftigen Férder-
programme bei uns in Niedersachsen. Die Res-
sorts haben zum Jahreswechsel 2011/2012 ihre
Gesprache zur Programmaufstellung mit allen
relevanten Wirtschafts- und Sozialpartnern sowie
den Interessenverbanden begonnen. Darlber hin-
aus hat die Landesregierung im Januar dieses
Jahres unter Federfilhrung der Staatskanzlei einen
intensiven Dialog mit den Kommunen zur Frage
der kiunftigen Ausgestaltung der Férderprogramme
begonnen. Am 24. April - also vor zwei Wochen -
hat das Kabinett die wesentlichen Eckpunkte der
kiinftigen operativen Programme festgelegt.

Meine Damen und Herren, ich will ausdriicklich
hervorheben: Die EU-Strukturférderung war und ist
fur Niedersachsen nicht nur segensreich, sie
macht die Europdische Union bei uns in Nieder-
sachsen auch sichtbar. Damit trégt sie zur Identifi-
kation der Menschen in Niedersachsen mit der EU
bei. Die Landesregierung wird alles daransetzen,
dass dieses auch in Zukunft so bleibt.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

SchlieBlich eine vierte Anmerkung zur Agrarpolitik:
Es gilt als sicher, dass die gemeinsame Agrarpoli-
tik auch kinftig zwei Saulen hat: die Direktzahlun-
gen fur die landwirtschaftlichen Betriebe und die
Forderung des landlichen Raums Uber den ELER.
Dies begriufdt die Landesregierung; denn damit
sind insbesondere die fur die wirtschaftliche Exis-
tenz der landwirtschaftlichen Betriebe so wichtigen
Direktzahlungen grundsatzlich gesichert.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Im Hinblick auf die absehbaren Umverteilungen
von Mitteln fur Direktzahlungen zwischen den Mit-
gliedstaaten und im Hinblick auf das sogenannte
Greening kommen auf die niederséchsischen
Landwirtschaftsbetriebe aber zwangslaufig Kir-
zungen bei den Direktzahlungen zu. Die Landes-
regierung unterstitzt grundsétzlich den Vorschlag
der Kommission zur moderaten Umverteilung der
Agrarmittel; denn die Unterschiede bei der Direkt-
zahlung pro Hektar sind zwischen den Mitglied-
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staaten in der Tat eklatant gro3. Einigen Mitglied-
staaten geht dieser Vorschlag der Kommission
allerdings nicht weit genug. Einheitliche Zahlungen
innerhalb von ganz Europa sind aber mit unserer
Landesregierung nicht zu machen. Dafir ist das
jeweilige wirtschaftliche Umfeld fur die Landwirte in
den einzelnen Mitgliedstaaten einfach noch zu
unterschiedlich.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Meine Damen und Herren, ahnlich verhalt es sich
beim Greening. Grundsétzlich steht die Landesre-
gierung diesem Instrument positiv gegentiber. Die
niedersachsischen Landwirte erbringen allerdings
bereits sehr viele freiwillige und auflagenbedingte
Umweltleistungen. Diese Leistungen missen bei
der anstehenden Reform anerkannt werden. Um
es deutlich zu sagen: Es darf nicht zu einer Quasi-
Stilllegung von 7 % wertvoller landwirtschaftlicher
Nutzflache kommen.

(Starker Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich habe mir heute vier ausgewahlte euro-
papolitische Themen vorgenommen. Uber viele
andere Themen konnen Sie in Ruhe in unserem
Europapolitischen Konzept nachlesen. Ich wirde
mich freuen, wenn wir auch die Mdglichkeit hatten,
hier im Hohen Haus intensiv tber die Themen zu
diskutieren.

Meine Auffassung ist: Die Bilanz der Landesregie-
rung im Konzept 2012 kann sich sehen lassen. Wir
haben viel getan. Wir haben viel erreicht fur Euro-
pa in Niedersachsen und fir Niedersachsen in
Europa.

Meine Damen und Herren, die Landesregierung
begrufdt alle Aktivititen des Landtages und der
Fraktionen zum Thema Europa, beispielsweise
auch die vom Landtagsprasidenten organisierte
Veranstaltungsreihe ,Niedersachsen in Europa“.
Lassen Sie uns partei- und fraktionsiibergreifend
gemeinsam daflir sorgen, dass die europdische
Idee auch weiterhin ihre Anziehungskraft behélt -
auch und gerade, wenn einmal mehr Krisen- oder
Katerstimmung herrscht!

Herzlichen Dank fur Ihre Aufmerksamkeit.

(Starker, nicht enden wollender Beifall
bei der CDU und bei der FDP)
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Prasident Hermann Dinkla:

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich stelle fest,
dass die Regierungserklarung 23 Minuten gedau-
ert hat. Das Verfahren habe ich vorhin bereits er-
lAutert. Es ergeben sich also folgende Redezeiten:
Die Fraktionen der CDU und der SPD erhalten je
23 Minuten, die anderen Fraktionen jeweils 11,5
Minuten.

Wir treten jetzt in die Besprechung ein. Ich erteile
zunéchst der Kollegin Emmerich-Kopatsch das
Wort.

Petra Emmerich-Kopatsch (SPD):

Herzlichen Dank. - Herr Prasident! Werter Herr
Ministerprasident McAllister! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Am heutigen Tag eine Re-
gierungserklarung zum Thema Europa abzugeben,
halten wir angesichts des Europatages fir richtig.
Was Sie, Herr McAllister, heute jedoch erklart ha-
ben, ist von der Realitéat in Europa bereits Gberholt.

(Beifall bei der SPD)

Im Wesentlichen bleiben Sie im Vagen, ja fast im
Nichtssagenden. In Wahrheit mogen sich Ihre Aus-
fuhrungen zum Fiskalpakt als Solidaritatsbekun-
dung an die Kanzlerin richten, die Sie ja, wie Sie
sagen, voll umféanglich unterstiitzen. - Ubrigens
eine sehr schdne Zeugnissprache. - Durchsetzbar
werden sie in der Realitdt nicht mehr sein; denn
Europa hat - wie Sie vielleicht festgestellt haben -
gewabhlt. In Griechenland sind die etablierten Par-
teien marginalisiert worden, extremistische, ja auch
faschistische Gruppierungen - und das ist beson-
ders schlimm - sind gestarkt worden. Eine deutli-
che Europafeindlichkeit ist bereits jetzt erkennbar.
Eine erste Regierungsbildung ist nach wenigen
Stunden gescheitert.

In Frankreich wurde das Paar Merkozy zwangsge-
schieden, und in den Niederlanden |6ste sich die
Regierung gleich selbst auf. Auf dieser Grundlage
ist es mehr als zweifelhaft, ob es Sinn macht, allen
den Willen der Kanzlerin tiberzustilpen.

(Beifall bei der SPD)

In den sudeuropéaischen Léndern haben die Ver-
handlungen zum Fiskalpakt noch mehr Hoffnungs-
losigkeit, Perspektiviosigkeit und Angst vor der
Zukunft entstehen lassen. Das ist kein Wunder bei
einer Arbeitslosigkeit von mehr als 20 % und einer
Jugendarbeitslosigkeit von mehr als 50 %. Davon
haben Sie aber kein Wort gesagt, Herr McAllister.
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(Zustimmung bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Viele junge Menschen wollen daher ihr Heimatland
verlassen. Es gibt das Gefuhl, Europa habe seine
Kinder im Stich gelassen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Klar, es gibt auch eigenes Verschulden in den
betroffenen Landern. Reformbemihungen kamen
zu spat und waren zum Teil zu halbherzig, und
sparsame Haushaltsfuhrung war oft nur ein Lip-
penbekenntnis.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Deutschland
hatte eine bessere Grundvoraussetzung. Der Weg
Deutschlands - auch zu Zeiten von Ex-Kanzler
Schroder und Rot-Griin -, ndmlich Industrie und
verarbeitendes Gewerbe zu stéarken und am
Standort zu halten, war richtig. Das hilft uns heute,
besser als andere européische Lander durch die
Krise zu kommen,

(Beifall bei der SPD - Christian Dirr
[FDP]: Es kdnnte aber auch die Ar-
beitsmarktreform von Schréder gewe-
sen sein! Davon wollen Sie heute
aber nichts mehr wissen!)

die allein auf Dienstleistungen statt auf Produktion
setzen. Als dann 2008 die Finanzkrise heraufzog,
haben insbesondere Olaf Scholz, Frank Steinmeier
und Peer Steinbrick in der Grof3en Koalition in
kirzester Zeit mit Konjunkturprogrammen, Kurzar-
beitergeld und der Abwrackpréamie dafir gesorgt,
dass Deutschland eine weniger schwierige Zeit
hatte als andere Staaten. Darauf kénnen wir stolz
sein, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD - Jens Nacke
[CDU]: Das hatte mit Frau Merkel gar
nichts zu tun, oder was? Das ist ja un-
terirdisch! Das ist ja unterirdisch!)

- Frau Merkel hat das ja sicherlich mit unterstutzt.

Ausruhen kénnen wir uns jedoch nicht. Denn was
passiert, wenn uns die europédischen Absatzmarkte
wegbrechen? - Herr McAllister, dieses Thema wird
fur Niedersachsen sehr wichtig. Wenn in Spanien,
Italien und Portugal nicht mehr gentigend Kaufkraft
vorhanden ist, um deutsche Produkte zu kaufen,
dann wird auch Deutschland von der Krise erfasst.
Wir wollen das nicht.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, sparen und Defi-
zite einddmmen - das muss sein. Es muss aber
auch einen Ausweg geben fir die Lander, denen
es jetzt schlecht geht. Dazu reichen lhre Einlas-
sungen, Herr McAllister, bei Weitem nicht.

(Beifall bei der SPD)

Wir brauchen Wege fiir Wachstum, Wege fiur dau-
erhafte Beschéftigung, Wege fir soziale Absiche-
rung und Wege flir anstandige Arbeits- und Aus-
bildungsplatze, die sicher sind und Zukunftshoff-
nung geben kénnen. Es missen Programme fir
die Krisenlander erarbeitet werden, die die sozia-
len Grundrechte der Menschen deutlich werden
lassen und die hoher stehen und uns wichtiger
sein mussen als der freie Kapitalverkehr und der
freie Warenverkehr.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Herr McAllister und meine Kolleginnen und Kolle-
gen von der CDU und der FDP, endlich muss es in
Europa wieder um die Menschen gehen. Europa
muss 62 Jahre nach Kriegsende friedlich, frei und
vor allem sozial sein.

(Beifall bei der SPD und Zustimmung
bei den GRUNEN)

Niemand in der Bevdélkerung Europas kann verste-
hen, warum Uber Nacht Billionen fiir kriselnde
Banken ausgegeben werden kdnnen, warum Ab-
wehrschirme und Brandmauern mit Milliarden ge-
gen Spekulanten, die auf den Niedergang einzel-
ner Staaten oder gar unserer Wahrung wetten,
kurzfristig ermdglicht werden, wahrend Menschen,
die nichts falsch gemacht haben, nicht geholfen
werden soll.

(Jens Nacke [CDUI: Oh, wie platt!)

Denn wenn die Menschenwirde verletzt ist, wenn
soziale Selbstverstandlichkeiten auf Dauer elimi-
niert werden sollen, dann ist der Widerstand pro-
grammiert. - Ich finde das uberhaupt nicht platt!
Gar nicht!

(Jens Nacke [CDUJ: Mit diesen platten
Argumenten sind die Linken doch ge-
rade erst gescheitert! Das kénnen Sie
hier doch nicht vortragen!)

Prasident Hermann Dinkla:

Herr Kollege Nacke, die CDU-Fraktion hat noch
genug Redezeit.

(Jens Nacke [CDU]: Gott sei Dank!)
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Petra Emmerich-Kopatsch (SPD):

Herr Nacke, meines Erachtens kann man, wenn
man gesehen hat, wie Frau Merkel - in keiner Wei-
se demokratisch legitimiert - mit Herrn Sarkozy
verhandelt hat, an dem System Europa schon
verzweifeln.

(Beifall bei der SPD - Heinz Rolfes
[CDU]: Was wollen Sie denn? - Weite-
re Zurufe von der CDU und von der
FDP)

Dann braucht man sich auch Uberhaupt nicht zu
wundern, wenn Regierungen ringsherum zerschel-
len oder sich selbst auflésen. Auch sollten Sie,
Herr McAllister, einmal prifen lassen, welche
Auswirkungen der Fiskalpakt auf den Landes-
haushalt haben wird.

(Heinz Rolfes [CDU]: Was wollen Sie
eigentlich? Was wollen Sie denn ei-
gentlich? Nur Rumgendle!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es versteht auch
niemand, warum diejenigen aus den Finanzmark-
ten, die die Krise mit verursacht haben, an der
Bewadltigung der Kosten nicht angemessen betei-
ligt werden koénnen. Auch hier hatten Sie schon
langst angemessen auf die Bundesregierung ein-
wirken sollen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es wird in Europa
jedenfalls nicht einfacher. Herr Sarkozy ist der
Kanzlerin abhanden gekommen, und der neue
franzosische Préasident Hollande will andere
Schwerpunkte setzen. - Sie haben ganz verges-
sen, ihm zu gratulieren, Herr McAllister.

(Beifall bei der SPD)

Also, liebe Kolleginnen und Kollegen: Was wir
brauchen, ist eine Mischung aus Finanztransakti-
onssteuer, Nutzung der Strukturprogramme und
gesondertem Einsatz der Europdischen Investiti-
onsbank. Das ist der richtige Weg fur Wachstum
und Beschaftigung in den Krisenstaaten. Da ist
Herr Finanzminister Schauble schon etwas weiter
als Sie, Herr McAllister. Nicht, dass wir uns falsch
verstehen: Auch wir sind fiir einen strikten Konsoli-
dierungskurs.

(Heinz Rolfes [CDU]: Wie denn? Das
ist doch eine Nullnummer, die Sie hier
abliefern! - Jens Nacke [CDU]: We-
nigstens mal was Neues! - Heinz Rol-
fes [CDU]. Einfach mal zuhoéren! -
Weitere Zurufe)
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Der wird in Europa aber nicht ohne Wachstum
moglich sein.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen beides: Wachstum und Beschéftigung
sowie die Konsolidierung der nationalen Haushal-
te.

(Jens Nacke [CDU]: Das erzahlen Sie

mal Frau Geuter! - Heinz Rolfes
[CDU]: Eine Sprechblase nach der
anderen!)

Vor allem aber wollen wir das soziale Europa mit
zukunftsfahigen und sicheren Arbeitsplatzen in
Niedersachsen, in Deutschland und in Europa. Wir
verstehen daher die Landesregierung nicht, der es
offenbar reicht, ohne eigene Vorschlage nachtrag-
lich von Frau Merkels Planen in Kenntnis gesetzt
zu werden. Wir jedenfalls wollen Europa mitgestal-
ten.

(Heinz Rolfes [CDU]: Wie denn?)

Deshalb ist es sehr enttduschend, dass Sie, Herr
McAllister, zum notwendigen Strukturwandel und
zur Strukturpolitik in Niedersachsen fast nichts
sagen. Ein ,Weiter so" in der bisherigen Forder-
praxis wird es nicht geben kénnen. lhre Forderpoli-
tik ist extrem intransparent, sie ist extrem birokra-
tisch, und sie ist zum Spielball der Ressorts ver-
kommen. Sie erreicht vor allem ihre Ziele nicht. Sie
haben in fast zehn Jahren mit Ihrer Art der Férder-
praxis dazu beigetragen, dass Niedersachsen
auseinanderdriftet. Der Suden Niedersachsens
wurde von lhnen fast nicht beachtet. Die nationale
Kofinanzierung wurde komplett auf die Kommunen
abgewalzt, sodass arme Kommunen entweder gar
kein Geld beantragen oder, falls doch, ihre Ver-
schuldung noch héher wird.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, héherwertige
Beschéftigung, die Schaffung neuer innovativer
Arbeitsplatze mit Zukunft, die Erhdhung der Frau-
enerwerbsquote, gleicher Lohn flr gleiche Arbeit,
der Transfer zwischen Hochschule und Wirtschatft,
um neue innovative Produkte und Produktionen zu
ermoglichen, all das wurde von lhnen nicht ausrei-
chend beachtet. Auch das steht in den Gutachten,
die Sie vorhin zitiert haben.

Auch die Einddmmung von Zeit- und Leiharbeit
sowie die Minimierung von Armut und prekérer
Beschéftigung sind bei Ihrer Art der Forderung kein
Thema.
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Insofern stimmt es tatséchlich nicht, dass man
Ihnen ausschlieBlich ein gutes Zeugnis ausgestellt
hat; ganz im Gegenteil.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wollen das
andern: Mit uns wird es Fdrderung nur gekoppelt
an verbindliche soziale Mindeststandards geben.
Die Forderung von Betrieben mit Niedrigléhnen
und hoher Leiharbeitsarbeitnehmerquote werden
wir ausschlieen. Wir werden die gesamte Wert-
schopfungskette im Land halten wollen und aus-
bauen. Zur Schaffung zukunftsfahiger Arbeitsplat-
ze werden wir die Starkung von Forschung, techni-
scher Entwicklung und Innovation, auch in dem fir
Niedersachsen so wichtigen Mittelstand, in den
Vordergrund stellen. Die Zusammenarbeit mit den
Hochschulen des Landes ist hierbei ein wesentli-
cher Punkt.

Uns geht es vor allem auch um die Umsetzung der
Energiewende. Dabei wollen wir ganz vorne ste-
hen. Die Moglichkeiten der neuen Unterstitzung
regionaler Entwicklung wollen wir verstarkt nutzen.
Wir wollen die Strukturmittel bindeln und besser
verzahnen. Auch in der Agrarférderung werden wir
auf soziale und umweltgerechte Aspekte, wie von
der Kommission vorgeschlagen, achten. Wir wer-
den ein zentrales Férdermanagement einrichten,
um das bisherige Abstimmungswirrwarr zu been-
den. Gerade weil wir in Niedersachsen mit weniger
Geld rechnen mussen, ist es richtig, Schwerpunkte
zu setzen und sich auf das Wesentliche zu kon-
zentrieren.

Eine Koordination zwischen Regionalférderung,
Sozialférderung und der Foérderung des landlichen
Raumes ist daher unerlasslich. Auch werden wir
die Starken, die es vor Ort gibt, ausbauen und
nutzen, die regionalen Kenntnisse friihzeitig in die
Planung mit einbeziehen und verstarkt darauf ach-
ten, dass die operationellen Programme den An-
forderungen der Zukunft gerecht werden

(Reinhold Hilbers [CDU]: Alles Spru-
chel!)

- Spriche hat gerade tatsachlich vor mir jemand
gemacht -,

(Lebhafter Beifall bei der SPD und
Zustimmung bei den GRUNEN)

um ein Optimum fir Niedersachsens Menschen
und die Entwicklung der Wirtschaft zu erreichen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wollen die
Anpassung an den demografischen Wandel, die
Qualifizierung von Fachkréften, die Sicherung des
Fachkréaftebedarfs, die Schaffung der Energiewen-
de sowie des Strukturwandels mit einer neuen
Forderperiode erreichen. Kurzum, wir wollen ein
wetterfestes, sicheres und soziales Niedersachsen
gestalten.

Ich danke lhnen fir lhre Aufmerksamkeit und
mdchte daran erinnern, dass zum VW-Gesetz
schon einige EntschlielBungsantrdge und gemein-
same Resolutionen hier vorlagen. Insofern wissen
Sie uns beim VW-Gesetz an lhrer Seite wie auch
an der Seite der Beschéftigten.

Vielen Dank!

(Starker, lang anhaltender Beifall bei
der SPD und bei den GRUNEN)

Prasident Hermann Dinkla:

Fur die CDU-Fraktion erteile ich jetzt dem Kollegen
Thimler das Wort.

Bjérn Thimler (CDU):

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Wenn wir heute Uber Europa reden, dann
reden wir meistens Uber Krise: Schuldenkrise,
Eurokrise,  Finanzmarktkrise,  Wirtschaftskrise,
Sinnkrise usw. Richtigerweise sollten wir aber auch
davon reden, dass Europa nicht nur Krise ist.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wenn wir heute Uber den Euro reden, dann reden
wir meistens Uber Rettungsschirme, Umschuldung,
Bankenkrise, Immobilienkrise usw. Richtigerweise
sollten wir auch darliber sprechen, dass der Euro
nicht nur ein Problem ist.

Es ist vollig klar, dass der Euro der Kern der Euro-
paischen Union ist. Der Euro hélt Europa zusam-
men. Er schitzt und starkt uns, er bewahrt uns vor
Krieg; Staaten, die mit demselben Geld bezahlen,
fuhren keine Kriege gegeneinander, meine Damen
und Herren. Das muss uns heute, gerade am
8. Mai, Mahnung und Auftrag sein, diesen Euro zu
erhalten.

(Beifall bei der CDU)

Wenn der Euro in der Krise ist, ist Europa in der
Krise. Das ist Realitat. Aber es gibt auch noch
mehr zwischen Himmel und Erde, was uns Men-
schen bestimmt,

(Lachen bei der SPD)
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politische Konstrukte zusammenhalt und Identitat
schafft.

(Heinz Rolfes [CDU]: Das ist eine Rede!)

Das sind Werte: Frieden und Freiheit, Wirtschaft,
Wohlstand und soziale Gerechtigkeit, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Es stellt sich dann die Frage: Warum brauchen wir
Europa? - Weil wir, erstens, eine gemeinsame
Geschichte haben und dasselbe kulturelle Erbe
teilen. Daraus erwéchst eine gemeinsame Verant-
wortung. Unser Kontinent hat zwei Ursprungsge-
schichten: die Geschichte der griechischen Philo-
sophie und die Geschichte der rémischen Rechts-
lehre. Beide Ursprungsgeschichten wurden vom
Christentum aufgenommen und bilden bis heute
eine gemeinsame Synthese. Daraus ist ein euro-
paisches Wertefundament entstanden. Dieses
Wertefundament ist bis heute die Wurzel unseres
gemeinsamen Europas.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Dieses gemeinsame Wertefundament begrindet
auch unsere gemeinsame Verantwortung fur Euro-

pa.

Deswegen ist es unverstandlich, dass Sie mit Ihrer
noérgelnden, wenig voranbringenden Kritik immer
zielgerichtet genau an den Dingen vorbeigehen,
ohne dass Sie wirklich auf den Punkt zu sprechen
kommen, meine Damen und Herren von der Op-
position.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Warum brauchen wir Europa? - Weil Europa, zwei-
tens, der Garant fur Frieden und Freiheit ist. Der
européische Entscheidungsprozess hat die Staa-
ten Europas zusammenwachsen lassen, das Netz
ist Uber Jahre so eng geworden, dass sich die
einzelnen Faden nicht ohne Weiteres herauslésen
lassen wirden.

Das, meine Damen und Herren, muss uns Mah-
nung und Auftrag - gerade an diesem Tag - sein.
Da war es doch die Katastrophe, der Zusammen-
bruch - - -

(Zurufe von der SPD)

- Ich kann doch nichts fir Ihre Geschichtsverges-
senheit, meine Damen und Herren! Sie sollten sich
einmal erinnern, dass 1945 der Zweite Weltkrieg in
einer der schrecklichsten Katastrophen geendet
hat, die dieser Kontinent je gesehen hat. Das kdn-
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nen Sie so wegwischen. Wir tun das nicht. Wir
erinnern daran, weil daraus etwas entstanden ist,
auf das wir heute gemeinsam stolz sein kdnnen,
meine Damen und Herren! Sie brauchen das ja
nicht.

(Starker Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Deswegen war es eben nicht selbstverstandlich,
dass sich nach 1945, als Europa in Schutt in
Asche gelegen hat, Staatsmanner zusammenge-
funden haben, die die Idee eines vereinten ge-
meinsamen Europas nicht nur gelebt haben, son-
dern auch weiter-, fort- und voranentwickelt haben.

Daran, meine Damen und Herren, missen Sie bei
allem, was Sie im finanzpolitischem Klein-Klein
kritisieren, gelegentlich auch denken. Es gibt dar-
Uber hinaus etwas, was uns zusammenhalt: Das
sind die Werte, die ich vorhin beschrieben habe.

(Zuruf von der CDU: Richtig! - Beifall
bei der CDU und bei der FDP)

Und drittens brauchen wir Europa, weil unserer
Wirtschaft neue Wachstumsmaglichkeiten eréffnet
worden sind und uns allen ein noch nie dagewe-
sener Wohlstand zuteil geworden ist.

Mit 500 Millionen Verbrauchern ist Europa einer
der grof3ten Absatzmérkte weltweit, grofRer noch
als die USA. Dies ist insbesondere fur unsere ex-
portorientierte Wirtschaft und im Ubrigen auch fur
Niedersachsen ein Segen.

Dazu kann ich Ihnen sagen, dass 2011 63 % der
Exporte niederséchsischer Unternehmen in die
Mitgliedstaaten der Europaischen Union gegangen
sind. Dies zeigt, wie eng wir miteinander verwoben
sind. Das ist zugleich Chance, aber auch Auftrag
fir uns, Europapolitik richtig zu betreiben, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Was erwarten wir heute von Europa? - Wir erwar-
ten erstens einen stabilen Euro. Dafiir brauchen
wir stabile Finanzen in den Mitgliedstaaten. Das
setzt voraus, dass die Mitgliedstaaten Stabilitatskri-
terien erfiillen. Deshalb ist es richtig, dass mehrere
Staaten der Europaischen Union eine Schulden-
bremse eingefuihrt haben.

Es geht darum, dass wir uns neue SpielrAume
verschaffen, um zu investieren und wichtige Pro-
jekte - auch europaweit - voranzubringen. Immer
neue Schulden haben dazu gefihrt, dass ein im-
mer gréRerer Anteil der 6ffentlichen Haushalte in
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den Zinsdienst flieRt und dass notwendige zu-
kunftsgerichtete Investitionen nicht zur Verfligung
gestellt werden kénnen.

Dieses Problem mit weiteren Schulden lésen zu
wollen, wie es gerade Frau Emmerich-Kopatsch
hier dargestellt hat, ist ein absoluter Irrglaube,
meine Damen und Herren,;

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Widerspruch bei der SPD)

denn klar ist, dass weitere Schulden das Problem
verscharfen und es nicht 16sen werden. Ein Neu-
verschuldungsverbot ist zudem eine Frage der
Solidaritat, und zwar im doppelten Sinne. Es ist
eine Frage der Solidaritdit mit den kommenden
Generationen, und es ist eine Frage der Solidaritat
der Mitgliedstaaten untereinander.

Auf Schuldenbergen, meine Damen und Herren,
kénnen anerkanntermaf3en Kinder nicht spielen.
Deswegen muss dieses Problem in den Landern
geldst werden, in denen die Schuldenberge ent-
stehen. Solidaritat erfordert also Subsidiaritat, und
Subsidiaritat erfordert wiederum eigenverantwortli-
ches Handeln, meine Damen und Herren. Das
muss im Fokus unserer Politik stehen!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Das bedeutet fur mich ganz klar, dass wir helfen.
Wir helfen aber auch, damit Staaten wie Griechen-
land sich auf langere Sicht wieder selber helfen
kénnen. Deshalb sind politische Anséatze wie Eu-
robonds und weitere Transfergemeinschaften
schlichtweg falsch, meine Damen und Herren.
Auch die Abgabe von Souveréanitatsrechten wie
der Haushaltshoheit wéare ein solcher falscher
Punkt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Christian Dirr [FDP]: Sehr richtig!)

Es ist nicht solidarisch, Probleme umzuverteilen,
sondern es ist unverantwortlich, und damit ist es
unsozial, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Deswegen - ich unterstreiche das, was der Herr
Ministerprasident gesagt hat - ist es ein Gebot der
Stunde, die Schuldenproblematik endlich in den
Griff zu bekommen. Deswegen sind Schulden-
bremsen - ob in Deutschland oder Spanien oder
anderswo - in den Staatshaushalten richtig.

(Beifall bei der CDU)

Deswegen brauchen wir auch in Niedersachsen
rasch eine Schuldenbremse, und zwar nicht erst
2020, wie SPD und Griine es wollen, sondern
schon 2017, wie wir es vorgeschlagen haben;

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

und das deswegen, meine Damen und Herren,
weil wir nur dann glaubwirdig sind, wenn wir sel-
ber das leisten, was wir anderen abverlangen,
unsere Hausaufgaben dann machen, wenn es von
uns gefordert wird, und nicht um jeden Preis her-
umeiern, wie Sie, Herr Schostok es tun, nur um
nicht zugeben zu mussen, dass Sie sich bei der
Schuldenbremse in die véllig falsche Richtung
verrannt haben.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Johanne Modder [SPD]: Wer eiert hier
denn wohl herum?)

Wir erwarten von Europa heute zweitens Regulie-
rungen mit Augenmald. Es kann nicht sein, dass
die Europaische Kommission eine tragende Wand
der Automobilindustrie in Europa einreifen modch-
te. Wir kdmpfen deshalb vehement an der Seite
der Landesregierung fur den Erhalt des VW-Ge-
setzes. Die EU-Kommission bringt mit ihren Vor-
gaben ohne Not eine groRe Unruhe in ein wirt-
schaftlich auRRerst erfolgreiches und stabiles Un-
ternehmen. Dadurch wird das Vertrauen der Men-
schen in europaische Institutionen belastet. Der
neue Vorsto3 der Kommission fuhrt auch dazu,
dass einer unnétigen Euroskepsis Vorschub ge-
leistet wird.

VW hat mit Katar bereits heute einen auslandi-
schen Grol3aktionar. VW hat heute mehr Standorte
aulRerhalb Deutschlands als innerhalb unserer
Landesgrenzen. VW beschéftigt heute mehr Ar-
beitnehmerinnen und Arbeithehmer im Ausland
als im Inland. Dies alles ist und war mit dem VW-
Gesetz mdglich, und es soll auch in Zukunft moég-
lich bleiben. Es gibt gar keinen Grund, das VW-Ge-
setz abschaffen bzw. es an dieser Stelle andern zu
wollen.

(Starker Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Richtig ist auch: Europa profitiert in groRem Mal3e
von Volkswagen. - Deshalb ist es tberhaupt nicht
einsichtig, dass das Volkswagen-Gesetz gegen
europaische Interessen verstof3en sollte. Deshalb
sind wir froh und unterstitzen es ausdricklich,
dass David McAllister, unser Ministerprasident,
nicht nur den Erhalt des VW-Gesetzes im Fokus
hat, sondern dieses Thema zur Chefsache ge-
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macht hat und demgeman schon lange Gesprache
zur Rettung des Gesetzes in Briissel und anders-
wo fuhrt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Drittens. Wir erwarten von einem Europa von heu-
te Regulierungen mit Augenmal. Das erwarten wir
auch in Bezug auf die EU-Arbeitszeitrichtlinie, weil
es nicht sein kann, dass neue Arbeitszeitvorschrif-
ten der EU u. a. die Existenz der Freiwilligen Feu-
erwehren in Deutschland gefahrden.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Historisch gewachsene Strukturen wie die der
Freiwilligen Feuerwehren, die es in anderen Mit-
gliedstaaten so nicht gibt, missen vor dem Regu-
lierungswahn der EU-Burokraten geschiitzt wer-
den.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Es ist richtig, Arbeitnehmerrechte zu sichern; aller-
dings muss ehrenamtliches Engagement anders
behandelt werden als normale Erwerbstatigkeit.
Deswegen darf es diese Regelung nicht geben.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Viertens. Wir erwarten von einem Europa von heu-
te, dass die gesellschaftliche Leistung der Land-
wirtschaft auch weiterhin honoriert wird.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und
Zustimmung von Christian Grascha
[FDP])

Die Gemeinsame Agrarpolitik der EU ist fir Nie-
dersachsen als Agrarland Nummer eins von be-
sonderer zentraler Bedeutung; denn Niedersach-
sen ist der zehntgrof3te Agrarproduzent innerhalb
der EU. In Niedersachsen ist die Land- und Ernéh-
rungswirtschaft heute nach dem Fahrzeugbau der
zweitwichtigste Sektor des produzierenden Ge-
werbes, in einigen Regionen sogar der grofite.
Deswegen ist es wichtig, dass durch die EU-Struk-
turférderung insbesondere im landlichen Raum in
diesen Branchen sichere Einkommen, Beschéfti-
gung und Lebensqualitat gesichert werden.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Bisher wurden aus EU-Mitteln jahrlich Direktzah-
lungen von knapp 1 Milliarde Euro an niederséch-
sische Landwirte ausgezahlt. Das sind immerhin
60 % der landwirtschaftlichen Einkommen. Das
unterstreicht die Bedeutung einer gemeinsamen
europaischen Agrarpolitik insbesondere fiir den
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Standort Niedersachsen. Eine weitere gute zukinf-
tige Entwicklung in diesem Bereich ist unabdingbar
damit verbunden, dass die EU-Strukturforderung
weitergefiihrt wird, dass sie allerdings auch kritisch
hinterfragt wird und dass es dort, wo sie sich még-
licherweise nicht gelohnt hat, zu Verédnderungen
kommt.

Frau Emmerich-Kopatsch, Sie sagen, dass sich die
EU-Strukturférderung hier zehn Jahre lang nicht
bewahrt habe und die Landeregierung Regionen
vergessen habe. Das ist, wie Sie wissen, ein Tell
aus einem Marchenbuch, den Sie erzdhlen kon-
nen, wo Sie wollen, aber nicht hier, weil das
schlicht und ergreifend falsch ist, meine Damen
und Herren.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP - Hans-Dieter Haase [SPD]:
Das ist Ihre Wahrheit!)

Herr Ministerprésident McAllister hat heute das
Europapolitische Konzept der Landesregierung
vorgestellt. Er hat ausdriicklich dazu eingeladen,
dieses Konzept in einem Dialog zu diskutieren und
dariiber zu sprechen. Dieses Angebot sollten wir
alle hier in diesem Hause annehmen; denn eines
ist klar: Nur gemeinsam kdnnen wir uns in Brissel
im Konzert der europédischen Regionen behaupten
und Niedersachsen eine kraftvolle Stimme verlei-
hen.

Konrad Adenauer hat einmal gesagt:

.Die Einheit Europas war ein Traum
weniger. Sie wurde eine Hoffnung fir
viele. Sie ist heute eine Notwendigkeit
fur alle.”

Das, was damals richtig war, das ist auch heute
noch richtig. Europa ist nicht die Frage, sondern
Europa ist die Antwort.

(Starker, anhaltender Beifall bei der
CDU und bei der FDP - Karl-Heinz
Klare [CDU]J: Sehr gut!)

Prasident Hermann Dinkla:

Ich erteile jetzt dem Kollegen Wenzel das Wort.

Stefan Wenzel (GRUNE):

Herr Prasident! Sehr geehrte Damen und Herren!
Herr Ministerprasident, Sie haben gesagt, wenn
irgendwo in Europa gewahlt werde, dann sei dies
kein Grund, Vertrage noch einmal neu zu beraten.
Ich sage lhnen dazu: Frankreich ist nicht irgend-
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wer. Frankreich ist die Achse zusammen mit
Deutschland in Europa.

(Bjorn Thumler [CDU]: Das bleibt
auch sol)

Deswegen lohnt es schon, hier mit den Franzosen
zu sprechen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Auch der Haushaltsausschuss unseres Parlaments
sollte in einer solchen Frage befasst werden, bevor
die Landesregierung im Bundesrat zustimmt, weil
es das Budgetrecht unseres Hauses, des Parla-
ments, betrifft.

(Beifall bei den GRUNEN)

Ansonsten, meine Damen und Herren, Herr Minis-
terprasident, haben wir lhrem staatspolitischen
Vortrag sehr aufmerksam gelauscht. Wir teilen
auch die These, dass Niedersachsen mitten in
Europa liegt.

Aber im Ernst: Es ist schon bezeichnend, zu wel-
chen Themen Sie im letzten Dreivierteljahr hier im
Parlament keine Regierungserklarung abgegeben
haben: keine Regierungserklarung zur Zustim-
mung lhrer Regierung zu einer weiteren Elbvertie-
fung, keine Regierungserklarung zu der Affare
Wulff, keine Regierungserklarung zu dem fiir Nie-
dersachsen untauglichen Entwurf eines neuen
Endlagersuchgesetzes.

(Beifall bei den GRUNEN)

Meine Damen und Herren, Herr McAllister, lhre
Rede tragt die Uberschrift ,Niedersachsen in Euro-
pa: Verantwortung Ubernehmen, Interessen vertre-
ten, Chancen nutzen, Herausforderungen bewalti-

gen*.

(Zustimmung von Jens Nacke [CDU]
und Christian Durr [FDPY])

Die Uberschrift, Herr Nacke, hétte statt ,Nieder-
sachsen in Europa“ wohl besser lauten kdnnen:
.McAllister in Niedersachsen: Verantwortung tber-
nehmen, Interessen vertreten, Chancen nutzen,
Herausforderungen bewaltigen. Aber so lautet
lhre Uberschrift nicht, weil Sie es, Herr Minister-
prasident, in solchen Fragen lieber im Ungefahren
lassen.

(Zustimmung bei den GRUNEN)

Wenn Sie Uber Europa reden, stellt sich doch so-
fort die Frage, welches Europa Sie meinen. Sind
Sie fir das Europa der Banken, der transnationa-
len Spekulanten und der Steueroasen, oder sind

Sie fur das Europa der Solidaritat und des sozialen
Zusammenhalts?

(Zustimmung bei den GRUNEN)

Welches Europa wollen Sie, Herr McAllister? - Das
hat Ihre heutige Erklarung nicht deutlich gemacht.

Interessant ist, dass Sie ausgerechnet zwei Tage
nach dem Ende der postnapoleonischen Ara lhres
Freundes Nicolas Sarkozy

(Heiterkeit bei der CDU und bei der
SPD)

das Thema ,Europa“ auf die Tagesordnung neh-
men. In Paris haben die Konservativen vorwegge-
nommen, Herr Nacke, was spéatestens im Januar
2013 auch hier in Hannover passiert. Sie haben
ausgespielt.

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung bei der SPD)

Meine Damen und Herren, in den letzten zwei
Jahren der Krisenbewaltigung wurde jeweils der
kleinste gemeinsame Nenner zwischen CDU und
FDP zum MalRstab fir ganz Europa gemacht. Auf
den Fiskalpakt konnten Sie sich noch verstandi-
gen, aber ein konsequentes Vorgehen bei der
Transaktionssteuer traf auf den Widerstand der
FDP.

Meine Damen und Herren, es ist doch ein Irrwitz,
dass Spekulanten im schnellen Handel am Com-
puter Immobilien, Schiffe, Rohstoffe und ganze
Firmen kaufen kénnen und noch immer keinen
einzigen Cent Transaktionssteuer oder, besser
gesagt, Spekulationsumsatzsteuer zahlen missen,
aber jede Verbraucherin und jeder Verbraucher
und jeder Hartz-IV-Empfanger, wenn er Brot und
Butter kauft, Mehrwertsteuer in erheblichem Um-
fang bezahlen muss, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung bei der LINKEN)

Wenn wir diese Logik nicht brechen, dann werden
in Europa Demokratien zerbrechen. Daflr tragen
CDU und FDP malf3geblich Mitverantwortung,

(Zuruf von der CDU: Quatsch!)

weil sie die Regierung im wirtschaftstarksten Land
der Eurozone stellen.

Meine Damen und Herren, mit dem Fiskalpakt
allein treiben Sie Europa in die Rezession und die
schwéacheren Eurolander noch tiefer in die Krise.
Mit der Transaktionssteuer konnten wir den EU-
Haushalt entlasten, Einnahmen erwirtschaften,
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Spekulanten bremsen und schwéchere Lander
unterstttzen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Um die Haushaltsdisziplin deutlich zu verstarken,
hatte es Optionen im europaischen Rechtsrahmen
gegeben - auch dann, wenn nicht alle L&nder so-
fort mitgemacht hétten. Stattdessen wurde ein
Sonderweg gewahlt, der das Parlament auf3en vor
lAsst und das europaische Einigungsprojekt um-
geht.

Haushaltskonsolidierung erfordert eine Flankie-
rung, um sinnvolle Investitionen auszulésen. Not-
wendig sind mehr EU-Mittel fur Investitionen in den
Krisenlandern, notwendig sind aktive Mal3Bnahmen
gegen die makrodkonomischen Ungleichgewichte
auch in den Uberschusslandern, notwendig ist eine
weitere Harmonisierung der Steuerpolitik, und
notwendig ist eben auch eine Finanztransaktions-
steuer. - Bislang alles Fehlanzeige, Herr McAllister!

Ein zentrales Projekt nicht nur in Niedersachsen,
sondern in ganz Europa muss der Umbau der
Energieversorgung sein. Jede Investition senkt
zugleich die Rechnung fir fossile Rohstoffe. Das
ist eine Win-win-Situation. Wir nennen das Green
New Deal, Herr McAllister.

(Zustimmung bei den GRUNEN)

Das konnte ein Wachstumsprojekt fir ganz Europa
werden, wenn Sie sich von Stromkonzernen und
Atomlobbyisten endlich richtig freischwimmen. In
Deutschland senken die erneuerbaren Energien
heute bereits die Strompreise.

Meine Damen und Herren, gucken wir nach Nie-
dersachsen. Wenn man sich fragt, warum Sie heu-
te diese Regierungserklarung abgeben wollten,
dann sind zwei Passagen lhrer Rede aufféllig.
Erstens. Offenbar wollen Sie eine mdglichst gute
Verpackung fur die Nachricht, dass die Starkung
des Eigenkapitals der NORD/LB von der Kommis-
sion genehmigt werden muss. Das ist keine gute
Nachricht. Vielleicht liegt hier auch der tiefere
Grund fur die Amtsmudigkeit des Finanzministers.

(Lachen bei der CDU)

Wir hoffen jedenfalls, dass die Operation gelingt,
ohne dass weitere Milliarden-Burgschaften des
Landes in Anspruch genommen werden mussen.

Zweitens. Sie teilen mit, dass die EU-Kommission
in ihrer Klageschrift nun auch die VW-Satzung in
den Fokus genommen hat. Das ist auch nicht
schon. Offenbar haben Freunde lhres Koalitions-
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partners in Briissel Ihre Bemihungen hintertrieben,
meine Damen und Herren.

(Zustimmung von Enno Hagenah
[GRUNE])

Ihre Rede bringt keinen frischen Wind fir Europa.
Der Text enthdlt nicht mal ein laues Luftchen, Herr
McAllister. Angesichts der Hausforderungen ist
diese Rede - um es als Gottinger mit Lichtenberg
Zu sagen - eher ein wehendes Vakuum.

Meine Damen und Herren, Sie versuchen sich als
Chronist, aber Sie verweigern sich der Definition
von Zielen, an denen wir Sie wirklich messen kon-
nen.

Meine Damen und Herren, es gibt am Ende drei
entscheidende Fragen, die fur die Zukunft Nieder-
sachsens in Europa von groRRer Bedeutung sind.
Ich hoffe, dass die Wahlerinnen und Wabhler lhre
Politik, Herr McAllister, und die lhrer Freunde in
Berlin und in Brissel am Ende daran messen wer-
den: Erstens. Stehen Sie fir ein freies und gerech-
tes Europa, fur Reisefreiheit und fur eine humane
Fluchtlings- und Asylpolitik, oder wollen Sie das
Schengen-Abkommen infrage stellen, neue
Grenzbaume in Europa errichten und die Aul3en-
grenzen noch starker abschotten?

Zweitens. Stehen Sie fur eine Politik, die den Hed-
gefonds und Schattenbanken wirklich entschei-
dende Zigel anlegt, eine Spekulationsumsatz-
steuer durchsetzt, Steueroasen beseitigt und 6f-
fentliche Haushalte konsolidiert, oder wollen Sie
eine Fortsetzung der Austeritatspolitik, die alle
Lasten am Ende dem einzelnen Steuerzahler auf-
blrdet?

Drittens. Stehen Sie fur eine Politik, die Atomkraft-
werke auch europaweit schnell und konsequent
abschaltet, die Macht der Stromkonzerne be-
schréankt und die erneuerbaren Energien konse-
guent ausbaut, oder gehéren Sie zu denen, die die
Solarindustrie aus Europa wieder vertreiben wol-
len, weil sie das Geschéaftsmodell der OI- und
Stromkonzerne in wenigen Jahren Uberfliissig
machen kdnnte?

Herr McAllister, meine Damen und Herren, ich
kann nicht erkennen, wo Sie mit Herzblut fir Euro-
pa dabei sind. Ich kann aber erkennen, wo die
Weichen falsch gestellt werden, und beflrchte,
dass ein unregierbares Griechenland nur der An-
fang als Symptom einer Krise sein kann, die viel
weiter greift - als Symptom einer Krise, die sich
einer gerechten Finanzpolitik in Land, Bund und
Europa verweigert und zusieht, wie Spekulanten
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das Spielkasino in Betrieb halten und demokrati-
sche Strukturen in Gefahr bringen.

Sie haben es heute versaumt, fir ein wirklich soli-
darisches Europa einzutreten, und Sie haben es
versdumt aufzuzeigen, wie Sie mit Armutsbekamp-
fung, Klimaschutz, Bildung und Forschung und
Entwicklung ein besseres Europa bauen wollen.
Deshalb war Ihre heutige Regierungserkléarung,
Herr McAllister, auch ein weiteres Pladoyer dafir,
dass diese schwarz-gelbe Landesregierung im
Januar 2013 ihren Dienst quittiert.

Ich danke lhnen.

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung von Stefan Schostok [SPD])

Prasident Hermann Dinkla:
Ich erteile jetzt dem Kollegen Diirr das Wort.

Christian Dirr (FDP):

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Kolleginnen
und Kollegen! Fir meine Generation war es immer
eine Selbstverstandlichkeit, dass Deutschland
einen festen Platz in einem demokratischen und
freiheitlichen Europa hat. Der Kalte Krieg war nach
1990 beendet, der Fall des Eisernen Vorhangs
hatte noch mehr Europa mdoglich gemacht, und
das Eintreten fur Europa war Konsens quer durch
das politische Spektrum auch in Deutschland.

Deswegen ist es auch richtig, dass im Europapoli-
tischen Konzept der Landesregierung steht:

,Die Europaische Union verkorpert
heute eine Wertegemeinschatft, die fur
Werte wie die Achtung der Men-
schenwirde, Freiheit, Demokratie,
Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit, Wah-
rung der Menschenrechte, Pluralis-
mus, Toleranz, Gerechtigkeit und
Gleichheit von Frauen und M&nnern
steht.”

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ja, wir
sind eine Wertegemeinschaft in Europa, aber wir
stehen dennoch gerade an einem Scheideweg.
Die Wahlen in Frankreich und Griechenland haben
wichtige Fragen aufgeworfen, auf die es keine
einfachen Antworten geben kann. Was bedeutet
es fir die Demokratie in Deutschland, wenn Wah-
len in anderen Landern direkte Auswirkungen auf
uns haben? Wie kénnen wir eng mit unseren euro-
paischen Partnern kooperieren, ohne die Mitbe-
stimmung der Menschen in Deutschland zu ge-
fahrden? Und wie kénnen wir all das vor dem Hin-

tergrund der dramatischen Staatsschuldenkrise
schaffen?

(Vizeprasident Dieter M6hrmann
Uubernimmt den Vorsitz)

Es muss Klar sein, dass es eine Ubergestiilpte und
kiinstliche europaische Identitdt von oben nicht
geben kann. Europa muss von den Menschen
getragen werden und demokratische Realitat sein,
z. B. auch durch mehr Mitwirkung der Européer
durch das Europaische Parlament. Dazu gehdrt
ebenso - davon bin ich Uberzeugt, liebe Kollegin-
nen und Kollegen - eine gemeinsame europaische
Verfassung.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Meine Damen und Herren, Europa hat es gerade
nicht leicht. Wir missen eigentlich grof3 denken,
aber wir verlieren uns doch allzu oft im Kleinklein.

Sehr geehrter Herr Kollege Wenzel, ich hatte es
nicht fir moéglich gehalten, dass Oppositionspartei-
en, insbesondere Sozialdemokraten und Grine, im
Deutschen Bundestag einmal die Zustimmung zu
einem zentralen europaischen Vertragswerk fir
einen kleinkarierten politischen Kuhhandel miss-
brauchen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Bei Ihnen lautet das Motto ,Fiskalpakt gegen Fi-
nanztransaktionssteuer“. Liebe Kolleginnen und
Kollegen von SPD und Griinen, was soll das denn
fur ein Geschacher sein?

(Enno Hagenah [GRUNE]: Was heift
hier ,Geschacher“?)

Ich sage lhnen in aller Deutlichkeit: Der Fiskalpakt
ist fur CDU und FDP nicht einmal auf européischer
Ebene verhandelbar. Das haben die Kanzlerin und
gerade eben der Ministerprasident deutlich gesagt.
Deswegen werden wir im Deutschen Bundestag
gar nicht erst damit anfangen, liebe Kolleginnen
und Kollegen.

(Starker Beifall bei der FDP und bei
der CDU)

Ich weil3 nicht, in welche Richtung sich die SPD
gerade bewegt, aber es ist keine gute Richtung fur
Europa.

(Hans-Dieter Haase [SPD]: Immer
nach vorne!)

Zitat Sigmar Gabriel im Interview mit der Rheini-
schen Post vor Kurzem: ,Richtig ist aber, dass der
alte Maastricht-Vertrag eine Lebensliige beinhaltet
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hat." Meine sehr verehrten Damen und Herren, ein
riesiger Schritt hin zu européischer Integration und
Stabilitat ist 20 Jahre spater flr den Bundesvorsit-
zenden der SPD eine ,Lebenslige” - ausgerechnet
fur den Vorsitzenden der Partei, die zu rot-griinen
Zeiten den Maastricht-Vertrag bis zum Letzten
ausgehohlt hat! Ich sage Ihnen: Nicht der Maast-
richt-Vertrag war eine Lebensliige, sondern der
Glaube, dass sich Politiker wie Gerhard Schroder
und Joschka Fischer an einen solchen Vertrag
halten.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Unser Land in einem stabilen und geeinten Europa
- das ist eine Leistung vor allem auch von schwarz-
gelber Politik in Deutschland. Konrad Adenauer
hat 1957 die Grindungsvertrdge der Européischen
Union unterzeichnet. Helmut Kohl hat 1992 die
Maastrichter Vertrage unterzeichnet. Angela Mer-
kel hat 2012 mit dem Européaischen Fiskalpakt das
gemeinsame Fundament noch fester und sicherer
gemacht. Das alles zeigt: Wir sind stolz auf unsere
proeuropaische Tradition. Ich wiirde mir wiinschen,
dass sich alle Parteien in diesen Wochen der eu-
ropaischen Verantwortung stellen.

(Zustimmung bei der FDP und bei der
CDU)

Verantwortung heif3t fur mich: Ein klares Ja zum
Fiskalpakt! - Stattdessen fahrt die SPD in Deutsch-
land einen Schlingerkurs. Sigmar Gabriel freut sich
Uber den Fiskalpaktkritiker Francois Hollande. Die
Haltung der Sozialdemokraten in Deutschland in
dieser Frage ist ungeklart, meine Damen und Her-
ren. Wer bei der Frage, wie es in Europa in Zukunft
weitergehen soll, keine Farbe bekennt, der wird
kein europaisches Bild malen, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren.

(Lebhafter Beifall bei der FDP und bei
der CDU)

Heute vor 27 Jahren, am 8. Mai, hielt Bundespréa-
sident Richard von Weizsacker seine viel beachte-
te Rede im Deutschen Bundestag. Darin sagte er:
.Nicht ein Europa der Mauern kann sich Uber
Grenzen hinweg verséhnen, sondern ein Konti-
nent, der seinen Grenzen das Trennende nimmt.”
In diesen Tagen, 27 Jahre nach dieser Rede, wird
dariiber gesprochen, wie man das Schengener
Abkommen zur Reisefreiheit teilweise aussetzen
kann - das Schengener Abkommen, eines der
wichtigsten Symbole der europdischen Einigung.
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Meine Damen und Herren, wer ein gemeinsames
Europa aller Birger will, der kann nicht durch die
Hintertur die Grenzen wieder zeitweise dicht ma-
chen. Das fuhrt uns nicht in die Zukunft, sondern in
die Vergangenheit. Wir wollen ein gemeinsames
Europa. Wir wollen ein Europa der offenen Gren-
zen. Deswegen ist es richtig, dass die Bundesre-
gierung klargestellt hat: Schengen steht nicht zur
Disposition.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Es gibt zwei Themen, die zusammengehotren und
die sowohl bei uns im Land als auch in Europa
diskutiert werden: die Themen Wachstum und
Schuldenbremse. Dann macht es mir schon Sor-
gen, welchen Tagtraumen sich rot-griine Politiker
im Moment hingeben: Wachstum fir Europa, euro-
paischer Wachstumspakt, Wachstum durch einen
europaischen Marshallplan. Meine Damen und
Herren, egal ob in Paris, Berlin oder Hannover -
Uberall traumen dieser Tage sozialdemokratische
Schuldenbarone vom Wachstum, und zwar von
einem Wachstum auf Pump.

(Zurufe von der SPD und von den
GRUNEN)

Aber wenn wir Uber eine Wachstumsstrategie fur
Europa diskutieren, dann muss eines klar sein,
meine Damen und Herren: Wer glaubt, man kénne
Wachstum mit neuen Schulden kaufen, der landet
nicht in Brissel, sondern in Bodenwerder hier bei
uns in Niedersachsen, namlich in der Heimat von
Baron Minchhausen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Ursula Helmhold [GRUNE]: Wie sieht
denn das Europa der FDP aus?)

Denn wer das glaubt, der glaubt auch, dass man
sich an den eigenen Haaren aus der Grube ziehen
kann. Meine Damen und Herren, das klappt nicht.

(Ursula Helmhold [GRUNE]: Aus dem
Sumpf, Herr Dlrr!)

Wachstum kann man nicht mit geliehenem Geld
kaufen.

(Johanne Modder [SPD]: Wie sind
denn die Konjunkturpakete finanziert
worden, Herr Dirr?)

Wachstum gibt es nur durch harte Arbeit, durch
Fleil3, durch Mut und durch Leistungsbereitschaft.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)
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Deswegen ist es richtig, dass die schwarz-gelbe
Bundesregierung auf Strukturreformen in ganz
Europa setzt und Konjunkturstrohfeuer auf Pump
ablehnt. Deswegen ist es richtig, dass wir Zinsso-
zialismus - der Ministerprasident hat das vorhin zu
Recht gesagt- mit Eurobonds ablehnen, damit
nicht diejenigen, die erfolgreich wirtschaften, am
Ende die Dummen sind.

(Ursula Helmhold [GRUNE]: Sprechen
Sie Uber die Banken?)

Deswegen ist es richtig, dass Schwarz-Gelb in
Niedersachsen seit 2003 verniinftige Strukturpolitik
macht. Dadurch ist Niedersachsen das Aufsteiger-
land in Deutschland schlechthin.

(Lebhafter Beifall bei der FDP und bei
der CDU)

Wir haben hier bei uns in Niedersachsen die meis-
ten neuen Jobs, die geringste Jugendarbeitslosig-
keit, die besten Universitaten, die niedrigste Schul-
abbrecherquote und den starksten Rickgang des
Armutsrisikos. Das ist keine sozialdemokratische,
aber soziale Wachstumspolitik, liebe Kolleginnen
und Kollegen!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Dass die SPD hier vollig danebenliegt, zeigt auch
die Debatte bei uns in Niedersachsen. Sie sind
gerade wieder dabei, europaische Regeln zu bre-
chen - die Zahlen liegen ja auf dem Tisch. Wenn
Sie lhre Schuldenplane in die Tat umsetzen kénn-
ten, wirden Sie bis 2020 in Niedersachsen uber
3 Milliarden Euro mehr Geld ausgeben.

(Johanne Modder [SPD]: Sie sind auf
Abschiedstour, Herr Durr!)

25 Lander in Europa haben den Fiskalpakt unter-
zeichnet, aber er- das hat Frau Emmerich-
Kopatsch zu Recht gesagt - bezieht sich nicht nur
auf den Bund, sondern auch auf die Lander und
Kommunen.

(Hans-Henning Adler [LINKE]: Und
wie viele haben ihn bisher ratifiziert?)

Wenn Sie hier dem Beispiel von Frau Kraft aus
Nordrhein-Westfalen folgen wollen

(Johanne Modder [SPD]: Ach jal)

und in die Uberschuldung gehen, dann brechen
Sie zum zweiten Mal - nach Gerhard Schrdoder und
Joschka Fischer - europaische Vertrage. Ich sage
Ihnen: Wer hier in Niedersachsen gegen den
Schuldensinkflug ist, der will offensichtlich den

Fiskalpakt in Europa brechen. Die Schuldenma-
cher von heute sind die wahren Europaskeptiker.

(Lebhafter Beifall bei der FDP und bei
der CDU)

Deswegen stelle ich zum Schluss fest: Bei den
Sozialdemokraten hdren die hehren Prinzipien
immer dann auf, wenn es ums Geschenkeverteilen
geht. Das merken wir an den taglichen Pressemit-
teilungen des Kollegen Weil aus Hannover.

(Zurufe von der SPD)

- Davon, dass er Kollege wird, gehe ich aus. Nie-
dersachsischer Ministerprasident wird der Herr auf
gar keinen Fall.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Johanne Modder [SPD]: Sie sind auf
Abschiedstour!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir
brauchen keine Treueschwire aus Sonntagsre-
den, die beim nachsten Haushalt nichts mehr wert
sind.

Ja, wir mussen in Europa neu diskutieren und
wichtige Fragen beantworten. Aber was fir
Deutschland in Europa gilt, das gilt auch fur die
Lander im Bund. Wir mussen zuallererst vor der
eigenen Haustlr kehren: solides Wachstum, Ab-
bau der Schulden und sich an Vertrége halten.

Herzlichen Dank fir Ihre Aufmerksamkeit.

(Starker Beifall bei der FDP und bei
der CDU)

Vizepréasident Dieter MOhrmann:

Meine Damen und Herren, fiir die Fraktion DIE
LINKE hat nun Herr Kollege Dr. Sohn das Wort.

Dr. Manfred Sohn (LINKE):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Herr
McAllister, manchmal dréhnen die Satze, die man
nicht sagt, am lautesten. Mir ist, offen gestanden,
vollig schleierhaft, wie man als Ministerpréasident
dieses Landes und Sohn eines schottischen Sol-
daten, der in der Normandie gekampft hat, am
8. Mai eine Rede zu Europa halten kann, ohne den
8. Mai 1945 auch nur zu erwéhnen.

(Beifall bei der LINKEN, bei der SPD
und bei den GRUNEN)

Denn damals lagen sich die Menschen in ganz
Europa - vermutlich war Ihr Vater sogar dabei - in
den Armen, weil der Albtraum von Tyrannei und
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Krieg, der Europa damals Uberzogen hat, endlich
vorbei war.

(Zuruf von der CDU: Leider nicht
Uberall, Herr Kollege!)

Dieser 8. Mai 1945 war - Herr Thimler hat zu
Recht darauf hingewiesen - die eigentliche Ge-
burtsstunde der Hoffnung Europa. Deshalb gehort
das in eine solche Rede mit hinein.

(Beifall bei der LINKEN und bei den
GRUNEN)

Herr Ministerprasident, dass Sie das nicht einmal
erwahnt haben, macht klar, wie oberflachlich und
geschichtslos lhre gesamte Europapolitik ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren, an diesem Wahlsonn-
tag hat jeder in Athen und Paris begriffen: Die Poli-
tik der Troika und die Politik von Merkozy ist am
Ende. Das Volk von Frankreich hat die politische
Ehe zwischen Merkel und Sarkozy geschieden.
Punktum und basta!

(Beifall bei der LINKEN)

Der furchtbare Fiskalpakt ist bereits Geschichte, ob
Sie das nun sehen oder nicht. Weil Sie eben auf
den Zwischenruf von Hans-Henning Adler hin ei-
nen Ausflug in Ihre humanistische Bildung versucht
haben: Ja, pacta sunt servanda. Aber Sie wissen:
Das gilt nach der Unterschrift - das bedeutet: nach
der Ratifizierung - und nicht vorher. Dann sind
Vertrage zu bewahren und nicht schon im Ratifizie-
rungsprozess. Das ist doch klar wie KloRRbriihe.

(Beifall bei der LINKEN)

Was ist der Kern des européischen Projekts? - Der
Kern ist die Sehnsucht dieses 8. Mai 1945 nach
Frieden und sozialer Gerechtigkeit. Weil der
Mensch ein Mensch ist, ist er vor allem ein sozia-
les Wesen. Er will kein Objekt von Ausbeutung und
imperialen Traumen, keine Schachfigur der Welt-
politik sein. Ihre Europapolitik aber betrachtet wirt-
schaftlich unsere européischen Nachbarn vor al-
lem als Absatzmarkte und als Produktionsstandor-
te mit billigen Arbeitskraften.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dieter MOhrmann:

Herr Dr. Sohn, ich darf Sie einen Moment unter-
brechen. - Ich wollte darauf hinweisen, dass Film-
aufnahmen von der Tribline aus nicht gestattet
sind. - Sie haben das Wort, Herr Dr. Sohn!
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Dr. Manfred Sohn (LINKE):

Hauptsache, die Unterbrechung geht nicht zulas-
ten meiner Redezeit.

Was ist das Ergebnis dieser geschichtsvergesse-
nen Politik, deren Bestandteil unser Ministerprasi-
dent jedenfalls noch bis zum Januar 2013 ist, in
Zahlen? - Das kann ich aus der Bundestagsdruck-
sache 17/9410 zitieren:

»S0 ist im Jahr 2011 die Wirtschaft in
Portugal wiederholt geschrumpft, in
Griechenland war dies sogar im vier-
ten Jahr in Folge der Fall. Mit Italien
befindet sich inzwischen die drittgrof3-
te Volkswirtschaft der EU in der Re-
zession. Im Gegenzug nimmt die Zahl
der erwerbslosen und armen Men-
schen zu, wie der jungste Bericht des
EU-Ausschusses fiir Sozialschutz do-
kumentiert. Danach stieg die Arbeits-
losigkeit in der EU seit Krisenaus-
bruch von 7 auf 10 %. In Landern wie
Irland, Griechenland und Spanien hat
sich die Arbeitslosigkeit seit Krisenbe-
ginn anndhernd verdoppelt. Jeder
zweite bis dritte Jugendliche ist dort
erwerbslos. Entgegen dem Ziel der
,EU-2020-Strategie’ sind immer mehr
Menschen von Armut und sozialer
Ausgrenzung betroffen, im Jahr 2010
bereits 116 Millionen. In Griechenland
ergreift die Obdachlosigkeit inzwi-
schen sogar die Mittelschichten.”

Das ist der Trimmerhaufen, Uber den Sie jetzt die
Uberschrift setzen: Nur weiter so! - Das ist eine
erbarmliche Politik, Herr McAllister.

(Beifall bei der LINKEN - Christian
Durr [FDP]: Gerade nicht weiter so mit
den Schulden!)

- Doch, Herr Durr, das ist das Ergebnis der Politik,
die Sie wie Herr McAllister mittragen, fur die Sie
mitverantwortlich sind. Sie bearbeiten mit Vor-
schlaghammern die Saulen, auf denen Europa
ruht.

(Jens Nacke [CDU]J: Linke Marchen!)

Die Signale aus Athen und Paris sind eindeutig:
Hort auf mit der Politik der Eiseskéalte, mit der Ihr
Europa Uberzieht! Schafft endlich ein soziales Eu-
ropa, weil nur ein soziales Europa Zukunft hat!

Weil ich gerade von sozialer Kalte spreche: Herr
McAllister, in Threm Redemanuskript findet sich -
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Sie haben das leider nicht korrigiert - der kalte
Satz: Die Landesregierung hat kirzlich die Nach-
besetzung der Leitung des EIZ beschlossen. Dies
ist ein deutliches Bekenntnis zum EIZ in der
Staatskanzlei. - GroRRartig! Die Nachbesetzung
offener Stellen ist ,ein deutliches Bekenntnis®“. Ich
hatte mir gewinscht - das zum Thema ,soziale
Kalte", Herr McAllister -, dass Sie an dieser Stelle
einmal den Namen Bettina Raddatz erwahnt hét-
ten. Wenn Sie es nicht tun, tun wir es, weil diese
Frau eine grol3artige Arbeit geleistet hat. Es ware
an lhnen gewesen, ihr an dieser Stelle einmal da-
fur zu danken.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir brauchen also einen Kurswechsel fir ein so-
Ziales Europa. Wie konnte der aussehen?

(Zuruf von der CDU: Was haben Sie
denn fir einen Auftrag?)

Wir stehen in volliger Ubereinstimmung mit dem
Antrag, den u. a. unsere niedersachsischen Bun-
destagsabgeordneten Diether Dehm und Jutta
Krellmann in den Bundestag eingebracht haben.
Ich zitiere aus diesem Antrag, weil dort prazise
beschrieben ist, wie der Kurswechsel auszusehen
hat:

»1. Deutschland ratifiziert weder den
Fiskalpakt noch den Europdischen
Stabilitaitsmechanismus (ESM). ...

2. Darlehen an notleidende Staaten
werden nicht mehr an den Abbau so-
zialer Standards ... gekoppelt. Statt-
dessen sind die o6ffentlichen Haushal-
te der Eurozone von den Finanzmark-
ten abzuschirmen, indem Kredite tUber
eine Offentliche Bank vergeben wer-
den, um Zinsaufschlage zu verhin-
dern. ...

3. Statt Bankenrettung und Sparpake-
te initiiert die Politik in der EU be-
schaftigungsschaffende und sozialpo-
litische Malnahmen. Dazu gehéren
ein effektives, europaweites Zukunfts-
investitionsprogramm ..., eine
Vermogensabgabe*

- Herr Diirr, das zur Frage der Finanzierung -

.und eine echte Bankenabgabe
sowie ... eine europaweite Finanz-
transaktionssteuer.

4. Das deutsche Lohn- und Sozial-
dumping des vergangenen Jahr-
zehnts ist ein maf3geblicher Faktor fir
die Entstehung von auf3enwirtschaftli-
chen Ungleichgewichten und damit
der Krise. Es gilt diese Ungleichge-
wichte zu reduzieren. In Deutschland
sind ein gesetzlicher Mindestlohn in
Héhe von 10 Euro pro Stunde und ei-
ne sanktionsfreie, bedarfsdeckende
Mindestsicherung einzuftihren.”

(Beifall bei der LINKEN)

Das waren die MalRnahmen, die endlich ein Euro-
pa sozialer Gerechtigkeit schaffen wirden. Dann
kdmen die anderen Punkte, zu denen Sie einiges
gesagt haben, wobei klar ist: Der Stukkateur wird
erst tatig, wenn die Saule repariert und stabilisiert
ist. - Das sind also die Grundvoraussetzungen fir
alles, was noch an européischem Feinschliff zu tun
ist.

Zu den offentlichen Banken - Sie haben diese
thematisiert - werden wir am Donnerstagabend
ausfuhrlich im Plenum debattieren, weil die Linke,
wie Sie wissen, einen ausfuhrlichen Antrag zur
Starkung von Sparkassen und Genossenschafts-
banken vorgelegt hat, zur Starkung der Institutssi-
cherung, auch zur Frage der unsinnigen Regulie-
rung, die sich gegen Kleinkunden richtet, usw. Ich
kann mir das hier sparen.

Zur NORD/LB: Mir ist unklar, was Sie in Ihrem
Redemanuskript eigentlich mit ,weiteren Kapital-
umwandlungen®“ meinen. Vielleicht kann Herr Mall-
ring das prazisieren. Sind das die Ma3nahmen, die
schon beschlossen sind, oder sind das weitere?
Wir wissen alle, dass die NORD/LB mit ihren um-
fangreichen Schiffs- und Flugzeugfinanzierungen
von einer stabilen Konjunktur abhéngig ist, also
von dem, was Sie mit lhrer Politik gerade unter-
graben.

Dass VW ein Erfolgsmodell ist, darin sind wir uns
einig. Aber manchmal hat man den Eindruck, Sie
glauben, dass das Erfolgsmodell mit dem Antritt
Ihrer Regierung und nicht 1946 begonnen hat.

(Zustimmung bei der SPD)

Aber wir dirfen nicht bei der Verteidigung von VW
stehen bleiben. Das Erfolgsmodell addiert sich
ziemlich einfach: Starke Gewerkschaften und sozi-
al gut abgesicherte Belegschaften bauen gute
Autos. Das ist der Kern des Erfolgsmodells.
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(Beifall bei der LINKEN sowie Zu-
stimmung bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Diese Kombination von Mitbestimmung und
Standortsicherheit ist das Exportmodell, das wir
uns winschen. Es ist ein besseres Exportmodell
als Ihr elendes Kreditverbot. Insofern fordern wir
ein VW-Gesetz fir alle, mindestens in Deutsch-
land. Das héatte auch Beispielwirkung fur Europa.

(Beifall bei der LINKEN)

Kein Redeteil war bei Ihnen so voll mit Fremdwor-
tern und blumigen Unverbindlichkeiten wie der zur
Kohasionspolitik, Herr McAllister. Der Grund ist
ziemlich schlicht: Sie brauchen Nebel. Merkel und
Sarkozy waren namlich fur den Ausbau sogenann-
ter makrodkonomischer Konditionalitaten, die kon-
servative Mehrheit im EU-Parlament aber war da-
gegen. Folglich eiern Sie zwischen lhren beiden
konservativen Fraktionen gepflegt herum.

Unser Kurs - damit meine ich den Kurs aller linken
Krafte in allen Parlamenten, soweit ich sie Uberbli-
cken kann - ist klar: Die Kohésionspolitik darf nicht
jene bestrafen, die ohnehin wirtschaftlich schwach
sind. Das ist namlich der Kern der Politik, die Sie
damit bezwecken.

Der unsoziale schwarze Faden Ihrer Koalition wird
auch in der Agrarpolitik deutlich. Sie setzen die
Politik der sozialen Spaltung tatkraftig fort. In Ihrer
ganzen Rede findet sich fir die Bauern Europas
kein Jota sozialer Gerechtigkeit.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr McAllister, diese Rede ist ein weiterer ge-
scheiterter Versuch, Ihr Amt mit mehr zu fullen, als
nur Schirmherr jedes neuen VW-Modells oder
Vorkoster jeder neuen schottischen Whiskysorte
zu sein - wie jungst in Peine. Nun versuchen Sie
sich in Europa und, mit Blick auf Afrika, sogar in
der Weltpolitik. Allerdings hat sich Niedersachsen
mit der Partnerschaft mit dem Sidsudan in der
Vergangenheit nicht wirklich als Kontinente retten-
der Stabilitatsfaktor erwiesen.

Aber wenn Sie schon von Afrika reden, Herr Minis-
terprésident: Europa gedeiht nicht als eine Festung
gegen den Rest der Welt, vor deren Kisten die
Elenden Afrikas zu Hunderten ersaufen. Von Vol-
kerverstandigung zu reden und das zuzulassen
und zu foérdern, ist Zynismus, Herr Ministerprési-
dent.

(Beifall bei der LINKEN)
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Diese Regierungserklarung ist eine doppelte Be-
leidigung: gegentber dem Parlament in ihrer In-
haltsarmut und gegeniiber der Idee der européi-
schen Solidaritat in ihrer sozialen Kélte.

(Jens Nacke [CDU]: Jetzt reiBen Sie
sich mal ein bisschen zusammen,
Herr Dr. Sohn! Was ist das fir eine
Wortwahl?)

Wir werden daran arbeiten, darauf im Januar in
Niedersachsen ahnlich zu antworten, wie es vor
drei Tagen in Griechenland und Frankreich ge-
schehen ist, namlich durch das Herankdmpfen an
Mehrheiten fir einen Politikwechsel zu mehr sozia-
ler Gerechtigkeit und européischer Solidaritat der
Volker.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN - Jens Nacke
[CDU]: Das ist ja peinlich! Schamen
Sie sich fur solche Auftritte!)

Vizeprasident Dieter M6hrmann:

Meine Damen und Herren, fur die Fraktion Biindnis
90/Die Grunen hat sich Frau Polat noch zu Wort
gemeldet. Sie hat noch zwei Minuten.

Filiz Polat (GRUNE):

Vielen Dank. - Herr Prasident! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Herr Europaminister McAllister,
auch ich muss sagen: Ich bin sehr enttauscht von
Ihrer Regierungserklarung. Anstatt mit dem 8. Mai,
dem Tag der Befreiung und der Beendigung des
Krieges in Europa und der nationalsozialistischen
Gewaltherrschaft, zu beginnen, wie es der Kollege
deutlich gemacht hat, fangen Sie damit an, dass
man das Europapolitische Konzept von der Inter-
netseite der Staatskanzlei herunterladen kann und
die Parlamentarischen Geschaftsfihrer es per
E-Mail Ubersendet bekommen. Ich muss schon
sagen: Das ist ein Tiefpunkt der europapolitischen
Debatte hier im Niederséchsischen Landtag.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
LINKEN - Jens Nacke [CDU]: So
schwach, Frau Kollegin, Sie sind so
schwach! Die Bezeichnung ,Europa-
minister” ist ein Tiefpunkt!)

- Ich weil3, dass Sie das aufregt, Herr Nacke. Aber
das freut mich sehr, weil es zeigt, dass Sie Inte-
resse an meiner Rede haben.

(Beifall bei den GRUNEN)
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Sie haben kein Wort zu dem aufkeimenden
Rechtspopulismus in Europa gesagt; die Wahlen in
Griechenland haben es noch einmal deutlich ge-
macht. Auch bei den Préasidentschaftswahlen in
Frankreich haben die Rechtspopulisten erschre-
ckend hohe Zahlen erreicht. Und was tut diese
Bundesregierung? - Bundesinnenminister Friedrich
an der Seite des ehemaligen Innenministers
Guéant verkauft die Grundwerte Europas, indem er
eine Anti-Schengen-Kampagne vorantreibt.

(Beifall bei den GRUNEN)

Die Grenzkontrollen, die das Schengen-Abkom-
men den Mitgliedstaaten zeitweise erlaubt, gelten
fur die organisierte Kriminalitat und fir den interna-
tionalen Terrorismus. Aber was Sie in der Bundes-
regierung fordern - ebenso wie unser Innenminister
Schinemann -, ist, Grenzkontrollen gegen Fliicht-
linge zuzulassen. Das aber konterkariert unser
Grundgesetz und die internationalen Menschen-
rechtskonventionen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Sie verkaufen Europa - und die FDP sollte die
geordnete Insolvenz, die sie fur Griechenland ge-
fordert hat, auf sich selbst anwenden.

Vielen Dank fur Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den GRUNEN - Christian
Durr [FDP]: Peinlicher geht es nicht!
Kann man leider nicht ernst nehmen! -
Jens Nacke [CDUJ: Frau Kollegin, Sie
sollten sich ein zweites Thema zule-

gen!)

Vizeprasident Dieter MOhrmann:

Meine Damen und Herren, fiir die CDU-Fraktion
hat nun der Kollege Hogrefe das Wort.

Wilhelm Hogrefe (CDU):

Meine Damen und Herren! Wir haben noch sieben
Minuten Redezeit. Die werde ich nicht ausnutzen.
Aber es hat mich eben nicht auf dem Sitz gehalten,
als ich mir einige Oppositionspolitiker anhéren
musste.

Meine Damen und Herren, Europa ist unser
Schicksal. Dies gilt fur Niedersachsen und flr
Deutschland in besonderer Weise. Deshalb dan-
ken wir unserem Ministerprasidenten dafir, dass
er die Gelegenheit genutzt hat,

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Zurufe von der SPD und von den
GRUNEN)

zu Beginn der Europawoche ein ganz deutliches
Zeichen zu setzen. Die SPD ist davon offenbar ein
bisschen Uberrascht worden. Oder wie soll man es
sich sonst erklaren, dass ihr Fraktionsvorsitzender
zu dem Thema einfach schweigt?

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)
Hat das Thema keine Bedeutung fur die SPD?

(Zuruf von der SPD: Ernsthafte Euro-
papolitik sieht ein bisschen anders
aus!)

Herr Sohn, wenn Sie vom Tag der Befreiung spre-
chen, haben Sie Recht, was Niedersachsen anbe-
langt. Aber was war denn auf der anderen Seite
des Eisernen Vorhangs? - Stalin hat danach noch
acht Jahre gelebt. Dort sind die Unterdriickung und
das Morden weitergegangen. Das sollten wir nicht
verschweigen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Zurufe von den GRUNEN)

Herr Wenzel, Sie haben ganz moderat begonnen.
Aber dann haben Sie unserem Ministerprasidenten
gewisse Dinge in der Energieversorgung unter-
stellt. Das muss ich richtigstellen: In Niedersach-
sen, Deutschland und Europa steht David McAI-
lister fir den Siegeszug der erneuerbaren Ener-
gien. Er steht an der Spitze. Wir weisen lhre Un-
terstellungen also entschieden zuriick.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, ich war in der letzten
Woche in England, dem Mutterland der Demokra-
tie. Wenn es in den angelsachsischen Landern um
den Widerstreit zwischen internationalen und nati-
onalen Interessen geht, dann handelt man dort
nach dem guten Grundsatz ,right or wrong - it's my
country* und halt zusammen. Das erwarten wir
auch: dass Sie als Opposition den guten europa-
politischen Kurs der Landesregierung unterstitzen,
dass Sie dies nachhaltig tun und dass Sie eben
nicht immer nur mosern und meckern.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepréasident Dieter MGhrmann:

Meine Damen und Herren, Herr Jittner hat das
Wort fiir die SPD-Fraktion, die noch tber ausrei-
chend Zeit verflgt.

(Jens Nacke [CDU]: Herr Schostok,
jetzt wird es richtig peinlich!)
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Wolfgang Juttner (SPD):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Ich
halte es fir legitim, dass wir uns tGiber Schwerpunk-
te in der Europapolitik streiten. Ich bin auch der
Meinung, dass die etwas dirre Regierungserkla-
rung von den Vertretern der Opposition angemes-
sen zuriickgewiesen wurde. Die Regierungserkla-
rung war ganz dunn, das haben wir kritisiert, und
das ist so in Ordnung.

Aber es gibt auch Punkte, die, obwohl ich seit 26
Jahren hier bin, meine Fahigkeit, das in Ruhe auf-
zunehmen, wirklich Uberschreiten. Der Beitrag des
Kollegen Hogrefe war ein derartiger Tiefpunkt in
der Parlamentsdebatte, dass ich ihn nicht ohne
Widerspruch ertragen will. Das sage ich mit aller
Deutlichkeit.

(Lebhafter Beifall bei der SPD, bei
den GRUNEN und bei der LINKEN)

Herr Hogrefe, es geht nicht an, dass ein Mitglied
des Niedersachsischen Landtages das Ende des
Krieges und die Befreiung vom Faschismus in
einer Weise relativiert, wie Sie es hier eben getan
haben. Ich erwarte von lhnen, dass Sie sich daftr
entschuldigen.

(Starker, anhaltender Beifall bei der
SPD, bei den GRUNEN und bei der
LINKEN)

Vizeprasident Dieter MOhrmann:

Meine Damen und Herren, Herr Ministerprasident
David McAllister hat sich zu Wort gemeldet. Bitte!

David McAllister, Ministerprasident:

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich moéchte auf einen Punkt eingehen, den
der Kollege Wenzel vorgetragen hat; denn er hat
mich direkt angesprochen. Dabei geht es um die
Beratungen zum Fiskalpakt im Bundesrat.

Herr Wenzel, wenn ich Sie richtig verstanden ha-
be, haben Sie eingefordert, dass der Haus-
haltsausschuss des Landtages vor der endgiiltigen
Beschlussfassung im Bundesrat Uber die Haltung
der Landesregierung unterrichtet wird. Ist das rich-
tig? - Dann mdchte ich lhnen sagen, dass wir am
Freitag im Bundesrat noch nicht abschlieRend tber
den Fiskalpakt entscheiden, sondern dass wir eine
Stellungnahme zum bisherigen Beratungsstand im
Deutschen Bundestag abgeben. Die momentane
Terminplanung sieht vor, dass der Deutsche Bun-
destag dem Fiskalpakt am 25. Mai zustimmen soll
und der Bundesrat im Juni entsprechend folgt.
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Im Namen der Landesregierung méchte ich lhnen
ausdricklich zusichern, dass, wenn Sie es wuin-
schen, ein Vertreter der Landesregierung- am
besten Frau Staatssekretérin Hermenau, die in den
letzten Tagen und Wochen sehr viel zu diesem
Thema mitverhandelt hat - allen Abgeordneten des
Haushaltsausschusses vor der endgultigen Be-
schlussfassung im Bundesrat gern Rede und Ant-
wort stehen wird.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Meine Damen und Herren, ich habe der Debatte
sehr aufmerksam zugehdért. Herr Sohn, ich fand die
historischen Belehrungen deplatziert. Sie kdnnen
vortragen, was Sie wollen, aber mich haben Sie
damit nicht angesprochen.

(Pia-Beate Zimmermann [LINKE]: Es
war wohl zu hoch!)

Weil Frau Emmerich-Kopatsch mich dazu aufge-
fordert hat, mdchte ich abschlieRend selbstver-
stéandlich Herrn Hollande zu seiner Wahl zum neu-
en franzdsischen Staatsprasidenten gratulieren.
Ich danke gleichzeitig Herrn Sarkozy fir seine
wertvolle Arbeit, auch in der Unterstlitzung des
deutsch-franzdsischen Verhéltnisses. Ich fand es
nicht in Ordnung, dass Herr Sarkozy hier mit Napo-
leon verglichen wurde. Auch das ist Ausdruck ei-
nes deutschen Chauvinismus, der mir nicht gefallt.
Auch das muss man zum Ausdruck bringen.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Mir fallt immer wieder auf, dass das auch von gri-
ner Seite geaulRert wird, wo doch gerade lhre Par-
tei und Fraktion ganz besonderen Wert auf kultur-
sensible Fragen legt.

(Jens Nacke [CDU]: Das war einmal!)

Also: Ich danke Herrn Sarkozy. Ich gratuliere Herrn
Hollande. Ich gratuliere Herrn Lies zum Geburtstag
und lhnen, Herr Wenzel, zu lhrem runden Ge-
burtstag vor wenigen Tagen ganz besonders herz-
lich im Namen der Niedersachsischen Landesre-
gierung.

(Starker Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Vizeprasident Dieter M6hrmann:

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor. Ich schlieBe die Besprechung der
Regierungserklarung.
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Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 2:

Abschliel3ende Beratung:

Entwurf eines Gesetzes zur Neufassung des
Niedersachsischen Ausfihrungsgesetzes zum
Gesetz zur vorlaufigen Regelung des Rechts
der Industrie- und Handelskammern und zur
Anderung des Gesetzes zur Ausfilllung des
Berufsbildungsgesetzes auf dem Gebiet der
Berufsausbildung im o6ffentlichen Dienst - Ge-
setzentwurf der Landesregierung - Drs. 16/4507 -
Beschlussempfehlung des Ausschusses fur Wirt-
schaft, Arbeit und Verkehr - Drs. 16/4698 - Schrift-
licher Bericht - Drs. 16/4736

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Gesetzent-
wurf mit Anderungen anzunehmen.

Eine mundliche Berichterstattung ist nicht vorge-
sehen.

Ich eroffne die Beratung. Zu Wort gemeldet hat
sich Herr Hegewald von der CDU-Fraktion.

Reinhard Hegewald (CDU):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Die 80
Industrie- und Handelskammern in Deutschland -
davon sieben in Niedersachsen - sind seit jeher
neutrale und objektive Partner fur Politik und Ver-
waltung.

Viele von Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen,
stehen wahrscheinlich ebenfalls in regelméafligem
Kontakt mit der IHK oder Handwerkskammer in
Ihren Wahlkreisen vor Ort. Die Kammern sind Kor-
perschaften des offentlichen Rechts. Mitglied einer
Kammer wird man ganz einfach durch Griindung
eines Unternehmens. Die daraus resultierende,
vom Bundesgesetzgeber vorgesehene Pflichtmit-
gliedschaft macht die Kammern stark und vor allen
Dingen unabhéngig von Einzelinteressen. Das gilt
genauso fir die Handwerkskammern.

Zu den wichtigsten Aufgaben der IHKs gehéren die
Biundelung des Interesses der ihr zugehorigen
Unternehmen in den jeweiligen Bezirken und die
Vertretung dieses Interesses gegenuber Politik
und Verwaltung. Diese Lobbyarbeit im wohlver-
standenen Sinne ist wichtig fir die wirtschaftliche
Weiterentwicklung in den Regionen. So manches
Infrastrukturprojekt wére ohne die fundierte Fir-
sprache der Kammern wahrscheinlich heute noch
nicht realisiert. So manche gesetzliche Regelung
gerade im Bereich der Steuergesetzgebung héatte

ohne die Intervention der Kammern eine hohe
finanzielle Belastung fur die Wirtschaft mit sich
gebracht. Auch so mancher Bebauungsplan hétte
die Belange der Wirtschaft nicht ausreichend be-
ricksichtigt, wenn die Kammern diese in ihren
Stellungnahmen nicht deutlich gemacht hétten.

(Beifall bei der CDU)

Eine weitere wichtige Aufgabe der IHKs besteht
darin, eine Vielzahl von Aufgaben fiir die Wirtschaft
zu erledigen, die ihnen vom Staat Ubertragen wor-
den sind. Dazu gehdren z. B. die gesamte Organi-
sation von Prifungen in der Berufsausbildung so-
wie die Ausstellung von AulRenwirtschaftsdoku-
menten fir im- und exportierende Unternehmen.
Seit ein paar Jahren gehort auch die Fuhrung des
Versicherungsvermittlerregisters dazu.

Das sind alles Aufgaben, meine Damen und Her-
ren, bei denen der Staat zu Recht gesagt hat, dass
die Kammern wegen ihrer Wirtschaftsnahe wohl
am ehesten dazu geeignet sind, sie zu erledigen.
Sie tun es sehr effizient, indem sie sehr stark auf
das ehrenamtliche Engagement der Unternehmen
setzen.

Allein bei den sieben niedersachsischen IHKs
nehmen Tausende von Priferinnen und Prifern
die Berufsausbildungsprifungen ab. Wenn es die
Kammern mit ihrer Ehrenamtlichkeit nicht gébe,
meine Damen und Herren, dann misste der Staat
all diese Aufgaben mit wahrscheinlich viel zusatzli-
chem hauptamtlichem Personal selbst erfillen.

Eine weitere wichtige Aufgabe der IHKs, eine so-
genannte freiwillige Leistung, ist es, Serviceleis-
tungen fir Unternehmen vorzuhalten. Das Spekt-
rum reicht dabei von Existenzgriindungsberatun-
gen Uber die Durchfuhrung von Informationsveran-
staltungen bei gesetzlichen Neuregelungen bis hin
zur Vermittlung von Geschéftskontakten ins Aus-
land, meistens unter Hinzuziehung einer Aus-
landshandelskammer, die die IHK-Organisation an
120 Standorten in 80 Landern vorhalt und die mit
den Gegebenheiten vor Ort bestens vertraut sind.

Meine Damen und Herren, alle diese Aufgaben
erfullen die Kammern ohne 6ffentliches Geld. Sie
finanzieren sich ausschlieRlich durch die Beitrdge
und die Umlagen ihrer zugehoérigen Unternehmen.
Die Wirtschaft regelt damit ihre Belange selber und
bezahlt sie auch selber. Aus der Sicht des Staates
ist dies eine sehr komfortable Art der Aufgabener-
ledigung. Das ist gelebte wirtschaftliche Selbstver-
waltung.

17467



Niedersachsischer Landtag - 16. Wahlperiode - 135. Plenarsitzung am 8. Mai 2012

Die Meinungsbildung in den IHKs vollzieht sich auf
demokratische Weise, so wie wir es von unseren
Kommunen, aber auch von unseren Parlamenten
her kennen. Zunéchst befasst sich ein Fachaus-
schuss mit einem Thema. Das Votum dieses Aus-
schusses wird dann Uber das Prasidium an die
Vollversammlung zur Beschlussfassung weiterge-
leitet. Die Vollversammlung - das ,Parlament der
Wirtschaft - ist das oberste Beschlussorgan jeder
Kammer. Die Mitglieder werden alle vier Jahre,
teilweise auch alle funf Jahre von den Kammerzu-
gehdrigen in den Bezirken gewahlt. Dabei gilt das
Prinzip: ein Unternehmen gleich eine Stimme, egal
wie grof3 es ist.

Mit dem Gesetz zur Neufassung des Niederséch-
sischen Ausfluhrungsgesetzes zum Gesetz zur
vorlaufigen Regelung des Rechts der Industrie-
und Handelskammern und zur Anderung des Ge-
setzes zur Ausfillung des Berufsbildungsgesetzes
auf dem Gebiet der Berufsausbildung im o&ffentli-
chen Dienst passen wir heute die niedersachsi-
sche Regelung an das Bundesrecht an. Das ist
richtig und gut. Deshalb ist es erfreulich, dass es
daflr eine breite parlamentarische Mehrheit gibt.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepréasident Dieter MGhrmann:

Meine Damen und Herren, der nachste Redner ist
der Kollege Will fiir die SPD-Fraktion.

Gerd Ludwig Will (SPD):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Ich
spreche zu dem Gesetz mit dem unaussprechli-
chen Namen: dem Niederséchsischen Ausfih-
rungsgesetz zum Gesetz zur vorlaufigen Regelung
des Rechts der Industrie- und Handelskammern
und zur Anderung des Gesetzes zur Ausfiillung
des Berufshildungsgesetzes auf dem Gebiet der
Berufsausbildung im o6ffentlichen Dienst.

Ausgelost durch Anderungen im IHK-Gesetz des
Bundes aus dem Jahr 2011 fallen zum Teil landes-
rechtliche Regelungen weg. Daneben werden re-
daktionelle Anderungen aufgenommen. Gleichzei-
tig wird in 8§ 2 des Gesetzes die Ermachtigungs-
grundlage erweitert.

Die Beteiligung und die Zustimmung von Verban-
den und Kammern ist erfolgt.

Im Gegensatz zu meinem Vorredner von der CDU-
Fraktion komme ich damit auch schon zum
Schluss. Da die Gesetzesanderungen in erster
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Linie technisch-redaktioneller Art sind und belas-
tende Auswirkungen auf den Landeshaushalt nicht
zu erwarten sind, werden wir diesem Gesetz zu-
stimmen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Dieter MOhrmann:

Fir die FDP-Fraktion spricht nunmehr Frau Kolle-
gin Konig.

Gabriela Kénig (FDP):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Ich
nenne jetzt nicht noch einmal die Uberschrift des
Gesetzentwurfs. Diese haben wir schon zweimal
gehort.

Ich stimme den Ausfiihrungen meiner Vorredner
zu. Durch die Anderung des Niederséchsischen
Ausfuhrungsgesetzes konnen Industrie- und Han-
delskammern von der Landesregierung nach An-
hérung der beteiligten Kammern errichtet und auf-
gelost werden. Das Gleiche gilt fur die Anderung
der Bezirke. Bei der Abgrenzung der Bezirke soll
u. a. die Eigenart der Bezirke malRgebend sein.

Wir bringen jetzt also ein Gesetz auf den Weg, das
es im Prinzip schon gegeben hat.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Dieter M6hrmann:

Meine Damen und Herren, fir die Fraktion DIE
LINKE hat Frau Weisser-Roelle das Wort.

Ursula Weisser-Roelle (LINKE):

Schénen Dank. - Herr Prasident! Sehr geehrte
Kolleginnen und Kollegen! Auch die Linksfraktion
hat keine Einwendungen gegen den Entwurf des
Landesgesetzes zu den IHKs in der Fassung der
Beschlussempfehlung. Dennoch werden wir uns
bei der Abstimmung Uber die Beschlussempfeh-
lung der Stimme enthalten. Warum wir das tun,
mochte ich gern erlautern.

(Norbert Bohlke [CDU]: Das ist ty-
pisch!)

- Horen Sie erst einmal zu!

Unsere Stimmenthaltung hangt damit zusammen,
dass unser bei den Beratungen im Wirtschaftsaus-
schuss eingebrachter Antrag zu dem Gesetzent-
wurf, den Bundesverband freier Kammern zum
Thema Zwangsmitgliedschaft von gewerblichen
Unternehmen anzuhéren, von einer Mehrheit aus
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CDU und FDP, aber auch der SPD leider abge-
lehnt worden ist.

Die Pflichtmitgliedschaft von gewerblichen Unter-
nehmen in den Industrie- und Handelskammern ist
seit Jahren heftig umstritten. Das zeigen viele Peti-
tionen an den Deutschen Bundestag, Briefe an die
Abgeordneten und Umfragen. Insbesondere
kleinste Unternehmen, aber auch kleine und mittle-
re Unternehmen beanstanden, dass sie gesetzlich
gezwungen sind, als Pflichtmitglieder eine Kammer
zu finanzieren, die ihre Interessen nicht oder kaum
beachtet und deren Nutzen sie nicht erkennen
kdnnen.

Daher ist es nicht nur nach der Ansicht des Bun-
desverbandes der freien Kammern, sondern auch
Zehntausender Unternehmen bundesweit erforder-
lich, eine grundlegende Reform der Industrie- und
Handelskammern auf den Weg zu bringen.

(Beifall bei der LINKEN)

Deshalb ware eine Bundesratsinitiative des Lan-
des Niedersachsen durchaus vorstellbar. Diese
Diskussion haben Sie abgelehnt. Aus dem Grund
werden wir uns der Stimme enthalten.

(Zuruf von Norbert Bohlke [CDU]J)

Lassen Sie mich aus der Sicht der Linksfraktion ein
paar Anregungen fir eine Bundesratsinitiative
geben.

Vorrangig geboten wére es hierbei, einen gesetzli-
chen Rahmen festzusetzen, der ertragsschwache
Kleinst- und Kleinunternehmen von Beitragen voll-
standig befreit. Die gegenwartige, grole Unter-
nehmen begiinstigende Beitragsregelung soll end-
lich Uberwunden werden. Vorstellbar ist, dass allen
Unternehmen bis zu einer Grenze von 30 000 Euro
Gewerbeertrag eine beitragsfreie Mitgliedschaft
gewahrt wird. Die gro3e Mehrheit der Kleinst- und
Kleinunternehmen braucht dann, meine Damen
und Herren, keine IHK-Beitrage mehr zu zahlen.
Im Gegenzug konnten die IHKs gesetzlich ver-
pflichtet werden, ausschlieBlich im Sinne ihrer
Kernaufgaben, der Erbringung von Dienstleistun-
gen fur die Mitgliedsfirmen, tatig zu werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Auf diese Weise kdnnten die Mindereinnahmen
aus der angeregten neuen Beitragsregelung kom-
pensiert werden.

Sie sehen, es gibt auf diesem Gebiet viel Hand-
lungsbedarf. Ich bedauere, dass Sie nicht bereit

waren, diese Diskussion zu fiihren. Aus dem
Grund werden wir uns der Stimme enthalten.

(Beifall bei der LINKEN - Zuruf von
Norbert Bohlke [CDU])

Vizeprasident Dieter M6hrmann:

Meine Damen und Herren, fir die Fraktion Bind-
nis 90/Die Griinen spricht nun Herr Hagenah.

Enno Hagenah (GRUNE):

Herr Préasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Wir hatten diese Auseinandersetzung auch
sehr gern gefiihrt. Wir stimmen dem Gesetz den-
noch zu, weil es an der derzeitigen Situation fak-
tisch tatsachlich nichts veréndert. Die Abwagung
dazu, ob damit Uberhaupt eine Zwangsmitglied-
schaft oder eine Aufweichung der Zwangsmitglied-
schaft mit den derzeit Ubertragenen Aufgaben an
die Kammern einhergehen wirde, wirde durchaus
eine eigenstandige Diskussion erfordern, die man
aber nicht huckepack auf ein solches schlichtes
Gesetzgebungsverfahren draufpacken kann. Das
sollten wir an anderer Stelle l6sen.

Von daher glaube ich auch, wir sollten die Bera-
tung nunmehr abschlieBen und die Abstimmung
durchfihren.

Danke.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasident Dieter M6hrmann:

Vielen Dank, Herr Hagenah. - Meine Damen und
Herren, weitere Wortmeldungen liegen mir nicht
vor. Ich schlie3e die Beratung.

Wir kommen zur Einzelberatung. Ich rufe auf:

Artikel 1. - Hierzu gibt es eine Anderungsempfeh-
lung des Ausschusses. Wer méchte ihr zustim-
men? - Wer stimmt dagegen? - Wer enthalt sich
der Stimme? - Das ist einstimmig.

Artikel 2. - Unverandert.
Artikel 3. - Unverandert.
Gesetzeslberschrift. - Unverandert.

Wer dem Gesetz seine Zustimmung geben moch-
te, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. - Die
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Meine Damen und
Herren, damit ist das Gesetz bei einigen Stimm-
enthaltungen so beschlossen worden.
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Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abschlie3ende Beratung:

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des
Kammergesetzes fir die Heilberufe - Gesetz-
entwurf der Landesregierung - Drs. 16/4313 - Be-
schlussempfehlung des Ausschusses fur Soziales,
Frauen, Familie, Gesundheit und Integration -
Drs. 16/4699 - Schriftlicher Bericht - Drs. 16/4735

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Gesetzent-
wurf mit Anderungen anzunehmen.

Eine mundliche Berichterstattung ist nicht vorge-
sehen.

Meine Damen und Herren, ich ertffne die Bera-
tung. Fir die CDU-Fraktion hat sich der Kollege
Bohlke zu Wort gemeldet.

Norbert Bohlke (CDU):

Herr Préasident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Nach dem Tagesordnungspunkt zum Thema
Jndustrie- und Handelskammern“ steht nun ein
Beschluss zum Thema ,Anderung des Kammerge-
setzes fur Heilberufe" auf der Agenda. Das Nieder-
sachsische Kammergesetz regelt die Rechtsver-
haltnisse der Arztekammer Niedersachsen, der
Apothekerkammer, der Tierarztekammer, der
Zahnarztekammer Niedersachsens und des Nie-
derséchsischen Zweckverbandes zur Approbati-
onserteilung.

Diese Gesetzesnovelle bertcksichtigt auch einige
Vorschlage, die von den Kammern selbst unter-
breitet wurden: Die Erhéhung der von den Kam-
mern zu erhebenden Zwangsgelder und Geldbu-
Ren gehort genauso dazu wie die Regelung zur
Weiterbildung oder auch die Befugnisse zum Er-
lass von Verwaltungsakten in berufsrechtlichen
Verfahren.

Wir als CDU-Fraktion stimmen dieser Gesetzes-
vorlage in der vorliegenden Fassung zu, weil die
Méoglichkeit der Weiterbildung in Teilzeit mit dieser
Gesetzesnovelle erweitert wird. Es ist ein grofRer
Vorteil, wenn die Mdglichkeit besteht, die Weiter-
bildung auch in Teilzeit abzuleisten - unter der
Voraussetzung, dass die Gesamtdauer, das Ni-
veau und die Qualitat der Anforderungen an eine
ganztagige Weiterbildung vorhanden sind.

Das bedeutet gleichzeitig, dass damit die Weiter-
bildungsmdéglichkeiten in Teilzeit erweitert werden.
Das ist naturlich - vollig auBer Zweifel - ein nicht
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unwesentlicher Beitrag zur Verbesserung der Situ-
ation insbesondere von Frauen, die sich im Rah-
men ihrer beruflichen Téatigkeit weiterentwickeln
wollen, z. B. auch nach einer Familienpause.

Ich nenne aber auch die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf. Auch diese soll nicht nur ein Lippenbe-
kenntnis sein, sondern dafur soll es eine konkrete
rechtliche Grundlage geben, die diesen Berufs-
zweigen angeboten wird.

Ferner werden Zwangsgelder und Geldbuf3en mit
diesem Gesetz erhoht, weil hieran Uber Jahre hin-
weg nichts veréndert worden ist. Die Kammern
selbst sagen deutlich, dass in den jeweils vorge-
schlagenen Hohen fir Zuwiderhandlungen gegen
die Meldepflicht und die Auskunftspflicht aufgrund
der seit Jahren unverdnderten Beitrdge eine an-
gemessene Erhoéhung notwendig ist. Dem wollen
wir durchaus folgen.

Genauso wichtig ist es, auch hier darauf hinzuwei-
sen, dass die Befugnis zum Erlass von Verwal-
tungsakten in berufsrechtlichen Verfahren geregelt
wird. Dadurch erhalten die niedersachsischen
Kammern im Bereich der Berufsaufsicht und damit
in einem Kernbereich ihrer Selbstverwaltung glei-
che Handlungsoptionen wie die Mehrzahl der Heil-
berufskammern in den anderen deutschen Bun-
deslandern.

Meine Damen und Herren, mit diesen Ausfiihrun-
gen will ich es bewenden lassen. Der Hinweis,
dass durch diesen Beschluss des Landtages keine
zusatzlichen Kosten fur die offentlichen Haushalte
entstehen, bestarkt uns in unserer Meinung. In
diesem Sinne bitten wir, unserem Beispiel zu fol-
gen und dem Vorschlag des Fachausschusses
zuzustimmen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizeprasident Dieter MOhrmann:

Meine Damen und Herren, fur die FDP-Fraktion
hat nun der Kollege Riese das Wort. Bitte!

Roland Riese (FDP):

Sehr geehrter Herr Prasident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Die technischen Inhalte des Gesetzes
sind gerade von Herrn Kollegen Bohlke ausgefihrt
worden.

Es handelt sich um eines der vielen Gesetze, lber
die wir hier im Niedersachsischen Landtag zu be-
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schlieRen haben, die allerdings Gegenstande re-
geln, die im Bereich der Betroffenen selbst liegen
und im Grunde dort gedanklich vorbereitet werden.
Die Kammern haben an der Beratung mitgewirkt.
Es hat eine Erdrterung stattgefunden.

Eigentlich gibt es eine groRRe Einigkeit zwischen
denen, die von dem Gesetz betroffen sein werden,
und der Vorlage. Deswegen hat es mich doch sehr
gewundert, dass einzelne Fraktionen dieses Land-
tages angekindigt haben, diesem Gesetzentwurf
nicht zustimmen zu wollen, der in der von mir be-
schriebenen Einigkeit vorbereitet wurde. Das ist
sehr schade.

Es gibt einen Punkt, der uns inhaltlich noch be-
schéftigen wird. Dazu liegen jedoch keine abwei-
chenden Antrage vor. Dabei geht es um die Frage
der Verantwortung des Landes fur die Entschei-
dungen, die in der Ethikkommission getroffen wer-
den, soweit es um Haftungsfragen geht. Das ist
eine komplizierte Materie, die noch nicht abschlie-
Rend erdrtert worden ist. Dies wird uns in Zukunft
unweigerlich in einer weiteren Beratung begegnen.

Nun hat die Griune-Fraktion, die an dieser Stelle
noch nicht gesprochen hat, angekiindigt, dass sie
den Gesetzentwurf wegen der Nichtoffentlichkeit
der Berufsgerichtsverfahren ablehnen will. Das ist
aul3erordentlich unverstandlich, weil diese Materie
keineswegs neu ist. Gerade im Lande Niedersach-
sen wurde diese Regelung schon einer rechtlichen
Prufung unterzogen, und zwar bis hin zum Bun-
desverfassungsgericht. Im Jahre 1954 hat es zu
einem niedersachsischen Verfahren eine Ent-
scheidung getroffen, in der es u. a. heifdt: In be-
rufsgerichtlichen Verfahren gegen Arzte dient der
Ausschluss der Offentlichkeit neben dem Schutz
der Patienten vornehmlich dem Schutz der Be-
schuldigten. - Wenn wir berlcksichtigen, dass es
dabei um Rugeverfahren geht, die unter Umstén-
den auch den Ruf dessen, der sich vor seiner
Kammer verantworten muss, stark beeintrachtigen
kénnten, ist das aus guten Griinden vom Bundes-
verfassungsgericht in dieser Weise entschieden
worden. Daher gibt es keine Anlédsse, an dieser
Stelle Anderungen durchzufiilhren. Auch dariiber
sind sich eigentlich alle vollsténdig einig.

Deswegen, meine Damen und Herren, bitte ich um
breite Zustimmung.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepréasident Dieter MGhrmann:

Meine Damen und Herren, das Wort hat nun die
Kollegin Tiemann von der SPD-Fraktion.

Petra Tiemann (SPD):

Sehr geehrter Herr Prasident! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Auch die SPD-Fraktion wird diesem Gesetz-
entwurf zustimmen. Warum? - Weil dieser Gesetz-
entwurf letztendlich nichts anderes darstellt als
das, worliber wir heute schon ausfihrlich gespro-
chen haben, namlich eine Anpassung an das eu-
ropaische Recht und um eine européaische Verein-
heitlichung.

Die Differenzen, die wir hatten und die, Herr Riese,
etwas weiter reichen, als Sie eben skizziert haben,
bezogen sich z. B. auch auf das Haftungsrecht.

Wir stimmen dem Gesetzentwurf zu, weil wir davon
Uberzeugt sind, dass wir dieses Gesetz brauchen,
und zwar jetzt - ohne Frage! Aber ich glaube, wir
werden uns in Zukunft noch ausfihrlich Gber das
Haftungsrecht auseinandersetzen mussen. Ich
kann dazu nur die Empfehlung geben, sich dazu
nicht nur auf die Bund-Lander-Abstimmung zu
beziehen, sondern wir sollten uns auch in Europa
umsehen; denn genau das soll dieses Gesetz be-
wirken. An der Stelle braucht es, glaube ich, noch
eine gewisse Nachbesserung. Aber jetzt werden
wir zustimmen.

Danke schon.

(Beifall bei der SPD)

Vizepréasident Dieter MOhrmann:

Meine Damen und Herren, fur die Fraktion Biind-
nis 90/Die Grinen hat nun Frau Helmhold das
Wort.

Ursula Helmhold (GRUNE):

Herr Préasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Die Novelle des Heilkammergesetzes ist ja
im Wesentlichen unstrittig. Es gibt zwei Punkte, mit
denen wir nicht einverstanden sind.

Erstens ist das die Tatsache, dass die Landesre-
gierung auf ihre Stellung als Beteiligte in berufsge-
richtlichen Fragen verzichten will. Das kdnnen wir
nicht wirklich nachvollziehen.

Fir mich ist der zweite Punkt gravierender, den
Herr Riese schon angesprochen hat, namlich die
Offnung der berufsgerichtlichen Verfahren im Sin-
ne einer groReren Offentlichkeit und vor allem im
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Sinne einer Beteiligung der Betroffenen. Diese
stehen jetzt vollig auBen vor. Wer an einem sol-
chen Fall sozusagen beteiligt ist, bekommt von der
Verhandlung Uberhaupt nichts mit, obwohl er als
Patient unter Umstanden der Ausldser war, son-
dern bekommt am Ende nur die Verkiindung der
Entscheidung mit. Ich halte diese Intransparenz
und ihre Beibehaltung fir nicht nachvollziehbar.

Aus diesen Grunden lehnen wir diese Anderung
ab. Alles, was europarechtliche Anpassungen oder
die Mdglichkeiten fur Teilzeit betrifft, halten selbst-
verstandlich auch wir fur in Ordnung. Aber mit den
beiden genannten Punkten sind wir nicht einver-
standen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizepréasident Dieter M6hrmann:

Vielen Dank. - Jetzt hat der Kollege Humke von
der Fraktion DIE LINKE das Wort.

Patrick-Marc Humke (LINKE):

Herr Prasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wie Sie wissen, steht hinter dem Gesetz zur Ande-
rung des Kammergesetzes fir die Heilberufe letzt-
endlich die Regelung der Rechtsverhéltnisse der
Heilberufskammern, der Arztekammer, der Apo-
thekerkammer, der Tierarztekammer, der Zahnérz-
tekammer und der Psychotherapeutenkammer in
Niedersachsen. Die Linke steht diesem Kammer-
system grundsatzlich sehr kritisch bis ablehnend
gegeniber.

Aus Sicht der Linken bericksichtigen diese berufs-
standischen Vereinigungen in erster Linie ihre
eigenen Interessen und zwingen selbst kritische
Berufsangehorige in die Kammermitgliedschaft.
Wir Linke lehnen diese nach der bestehenden
rechtlichen Grundlage vorhandene Zwangsmit-
gliedschaft daher ab.

FUr uns ist im vorliegenden Gesetzentwurf weiter-
hin sehr schwammig geregelt, wie z. B. die Haf-
tungsfrage im Hinblick auf die zu berufende Ethik-
kommission beispielsweise bei einer Nichtzulas-
sung von Medikamenten aussieht. Hinzu kommt
hierbei auch die Nichtbeteiligung der davon betrof-
fenen Akteure an den Verfahren.

Wahrend beim Punkt Weiterbildung aus unserer
Sicht durchaus Verbesserungen eingefiihrt wer-
den, werden das Fachministerium und weitere
Betroffene an anderer Stelle bei der Frage der
Berufsgerichte nicht mehr direkt in die Verfahren

17472

eingebunden. Der Verweis des Ministeriums auf
die Moglichkeiten der Rechtsaufsicht reicht uns an
dieser Stelle nicht aus.

Die von mir genannten Grinde bestétigen und
bestarken uns Linke weiterhin in unserer ableh-
nenden Haltung gegeniber den Kammern. Die
Linksfraktion wird den vorliegenden Gesetzentwurf
ablehnen.

Vielen Dank fir die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dieter MOhrmann:

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen
liegen mir nicht vor. Ich schlieRe die Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung. Ich rufe auf:

Artikel 1. - Wer mochte der Anderungsempfehlung
des Ausschusses zustimmen? - Wer stimmt dage-
gen? - Wer enthélt sich? - Dann ist bei einigen
Enthaltungen so beschlossen.

Artikel 2. - Unverandert.
Gesetzeslberschrift. - Unverandert.

Wir kommen jetzt zur Schlussabstimmung. Wer
zustimmen mochte, den bitte ich, sich vom Platz zu
erheben. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? -
Dann ist mehrheitlich so beschlossen. Vielen
Dank.

Meine Damen und Herren, ich rufe jetzt den Ta-
gesordnungspunkt 4 auf:

Abschliel3ende Beratung:

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Nie-
dersachsischen Abgeordnetengesetzes - Ge-
setzentwurf der Fraktionen der CDU, der SPD und
der FDP sowie der Fraktion Bindnis 90/Die Gri-
nen - Drs. 16/4578 - Beschlussempfehlung des
Ausschusses fur Rechts- und Verfassungsfragen -
Drs. 16/4746 - Schriftlicher Bericht - Drs. 16/4765

Der Ausschuss empfiehlt lhnen, den Gesetzent-
wurf mit Anderungen anzunehmen.

Der federfihrende Ausschuss hat fur diesen Bera-
tungsgegenstand eine schriftliche Berichterstat-
tung vorgesehen. Im Altestenrat haben sich die
Fraktionen jedoch darauf geeinigt, dass Uber die-
sen Punkt ohne Besprechung abgestimmt und
daher ein mindlicher Bericht erstattet werden soll.
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Ich gehe davon aus, dass das Haus damit einver-
standen ist, so zu verfahren.

Frau Lorberg hat sich bereit erklart, die Berichter-
stattung vorzunehmen. Sie hat das Wort.

Editha Lorberg (CDU), Berichterstatterin:

Herr Prasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Eine ganz kurze Berichterstattung: Der federfih-
rende Ausschuss fiir Rechts- und Verfassungsfra-
gen empfiehlt dem Landtag in der Drs. 16/4746,
den Gesetzentwurf mit der aus der Anlage zu die-
ser Drucksache ersichtlichen Anderung anzuneh-
men. Diese Beschlussempfehlung kam mit den
Stimmen der Ausschussmitglieder aller Fraktionen
bei Abwesenheit des Ausschussmitgliedes der
Fraktion Bundnis 90/Die Grunen zustande. Der
mitberatende Ausschuss fur Haushalt und Finan-
zen hat sich dieser Empfehlung angeschlossen.
Eine Aussprache fand nicht statt. Die Anderungen
sind nur redaktioneller Art. Von daher gab es eben
auch keine inhaltliche Beratung.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Dieter M6hrmann:

Vielen Dank, Frau Lorberg. - Meine Damen und
Herren, Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich
schlie3e die Beratung.

Wir kommen jetzt zur Einzelberatung. Ich rufe auf:

Artikel 1. - Dazu gibt es eine Anderungsempfeh-
lung des Ausschusses. Wer stimmt zu? - Gibt es
Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Das ist so be-
schlossen.

Artikel 2. - Unveréandert.
Gesetzeslberschrift. - Unverandert.

Wir kommen zur Schlussabstimmung. Ich bitte
diejenigen, sich vom Platz zu erheben, die zu-
stimmen mochten. - Gegenstimmen? - Wer mochte
sich enthalten? - Dann ist einstimmig so beschlos-
sen. Vielen Dank.

Meine Damen und Herren, ich rufe jetzt den Ta-
gesordnungspunkt 5 auf:

Abschliel3ende Beratung:

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des
Gliicksspielstaatsvertrags und zur Anderung
des Niedersachsischen Glicksspielgesetzes -
Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und der
FDP - Drs. 16/4638 - Beschlussempfehlung des

Ausschusses fir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr -
Drs. 16/4747 - Schriftlicher Bericht - Drs. 16/4767

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Gesetzent-
wurf mit Anderungen anzunehmen.

Eine mundliche Berichterstattung ist nicht vorge-
sehen.

Ich erbffne die Beratung. Fur die CDU-Fraktion hat
sich der Kollege Toepffer zu Wort gemeldet.

(Wolfgang Juttner [SPD]: Werden Sie
die Wahrheit sagen?)

Dirk Toepffer (CDU):
Ich sage immer die Wahrheit, Herr Jittner.

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Das
vorliegende Gesetz verfolgt im Wesentlichen zwei
Ziele:

Erstens. Wir wollen mit diesem Gesetz Rechtssi-
cherheit fir den EuroJackpot schaffen, und wir
wollen ihn zu einer erfolgreichen Lotterie machen.

Zweitens. Wir wollen Niedersachsens Wettbe-
werbsfahigkeit fur den Fall sichern, dass der
Gluckspieldnderungsstaatsvertrag wider Erwarten
nicht ratifiziert wird.

Zunachst zum EuroJackpot: Das ist eine Lotterie,
die bereits seit einigen Monaten europaweit - in
einigen Landern der EU - bespielt wird. Es ist eine
Lotterie, die, wie andere Lotterien auch, eine sehr,
sehr geringe Suchtgefahr beinhaltet. Das mag an
der denkbar geringen Gewinnchance liegen. Wer
den Jackpot knacken will, hat eine Chance von
1:59 Millionen. Da ist die Suchtgefahr nicht allzu
grof3.

Das Problem ist, dass der abgelaufene Gliicks-
spielstaatsvertrag, der bei uns als Landesrecht
fortgilt, keine Regelung fiir grenziiberschreitendes
Glucksspiel beinhaltet. Nun kann man nicht sagen:
Was nicht verboten ist, ist automatisch erlaubt. -
Deswegen haben beispielsweise Betreiber hier in
Niedersachsen eine widerrufliche Genehmigung
fur die Lotterie erhalten. Dies mag einer der Grin-
de sein, weswegen der EuroJackpot derzeit ein
wenig mit angezogener Handbremse bespielt wird.
Es mag auch an den eingeschrankten Werbemdog-
lichkeiten liegen. Welt online hat das am 27. Méarz
2012 wie folgt beschrieben:

,Der EuroJackpot sollte eine neue Ara
der Lotteriegeschichte einlauten, doch
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strenge Werbeauflagen und Internet-
verbot blockieren das Geschaft.”

Weiter heil3t es mit Hinweis auf den Glucksspiel-
anderungsstaatsvertrag, der dort Abhilfe schaffen
konnte:

,Die Frage ist, ob der Atem bis Som-
mer reicht.”

Wir als CDU-Fraktion wollen eben nicht bis zum
Sommer warten. Wir wollen, dass der EuroJackpot
ein schneller Erfolg wird - dies nicht nur wegen der
angesprochenen Kanalisierungsfunktion. In der Tat
ist es so: Wer dem Glucksspiel fronen will, der
kann dies tun, ohne dass er gleich siichtig wird.
Wir wollen das auch deswegen, weil ein Groliteil
der Einnahmen dem Sport hier in Niedersachsen
zugute kommt. Das ist richtig und gut so. Im lau-
fenden Jahr sind es 27,6 Millionen Euro. Deswe-
gen wére es auch gut, wenn die Einnahmen aus
solchen Lotterien auch kiinftig sprudelten.

(Beifall bei der CDU)

Ich komme nun zu dem Teil, lieber Herr Jittner,
der ein wenig umstrittener ist:

(Wolfgang Jittner [SPD]: Ein wenig!)

Das ist die Frage der Wettbhewerbsfahigkeit. Vor-
weg: Die CDU-Fraktion wunscht sich vorbehaltlos
und ohne Einschrankung, dass der erste Glicks-
spielanderungsstaatsvertrag auch ratifiziert wird.
Meine Damen und Herren, gleichwohl muss kluge
Politik auch in diesem Punkt ein mégliches Schei-
tern einkalkulieren.

(Hans-Henning Adler [LINKE]: Warum
beraten wir den heute?)

- Sehr geehrter Herr Adler, zu lhnen komme ich
gleich noch.

Niemand weif3, ob dieser Vertrag denn tatsachlich
ratifiziert wird. Niemand weil3, wann er ratifiziert
wird. Sie alle wissen, er sollte urspriinglich bereits
zum 31. Dezember 2011 unterschrieben werden.
Das ist nicht passiert. Und niemand weil3, ob der
Vertrag einer Uberpriifung durch den EuGH stand-
halt.

Weil all das so ist, missen wir Regelungen treffen,
die jede mdgliche zukinftige Entwicklung bertick-
sichtigen. Wir missen Sorge dafiir tragen, dass
viel vom Inhalt des Gllcksspielanderungsstaats-
vertrages als Landesrecht ibernommen wird. Aber
wir missen auch Sorge daflir tragen, dass die
Anderungen, die wir tibernehmen, tatsachlich von
der EU akzeptiert werden. Daher ist es folgerichtig,
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solche Regelungen nicht zu Ubernehmen, die die
Kommission bereits als kritisch gekennzeichnet
hat. Dabei geht es z. B. um die streitige Frage, ob
man die Begrenzung von Sportwettenkonzessio-
nen auf 20 Sonderspiele vornehmen soll. Da wir-
den wir ein Problem bekommen.

Lieber Herr Juttner, weil Sie das offentlich ange-
sprochen haben: Das ist auch keine Briskierung
der anderen Vertragslander. Dieser Glicksspiel-
anderungsstaatsvertrag ist ein Kompromiss. Man
macht immer dann Kompromisse, wenn man un-
terschiedliche Positionen hat. Es ist ein Stick weit
Ehrlichkeit, wenn man den anderen Vertragslan-
dern sagt, was denn passieren wird, wenn der
Kompromiss nicht gefunden wird. Da ist es legitim
und angebracht, die eigene Position darzustellen.

Meine Damen und Herren, es gibt natirlich auch
eine Fulle von juristischen Problemen. Das hangt
u. a. damit zusammen, dass die Positionen des
Bundesverfassungsgerichts und des Européischen
Gerichtshofs sehr, sehr unterschiedlich sind. Die
einen - namlich das Bundesverfassungsgericht -
legen den Schwerpunkt auf die Bekampfung der
Spielsucht, und die anderen beschaftigen sich
eher mit der Liberalisierung des Marktes. In der Tat
ist das sehr, sehr schwierig. Der GBD hat das eine
oder andere kritisiert. Ich gebe aber zu bedenken:
Der GBD hat auch kritisiert, dass einige Dinge
seiner Meinung nach auch schon im alten Glucks-
spielstaatsvertrag - ich sage es einmal vorsichtig -
nicht glucklich formuliert gewesen sind. Funktio-
niert hat es aber irgendwie trotzdem.

Meine Damen und Herren, eine grundsatzliche
Frage - damit komme ich zu lhnen, lieber Herr
Adler - sollten wir wirklich nicht aus dem Fokus
verlieren. Ich habe neulich etwas im Internetblog
gelesen. Dort war es sehr schén formuliert. Es
hiel3 dort - ich zitiere -:

.Beim Glucksspiel verirrt man sich
leicht zwischen Markt und Moral.”

Weil das so ist, ist nicht nur dieser Anderungs-
staatsvertrag, sondern auch der vorliegende Ge-
setzentwurf ein Kompromiss, namlich ein Kom-
promiss zwischen Markt und Moral. Die Linke,
lieber Herr Kollege Adler, hat sich mit ihrem Ande-
rungsantrag zwischenzeitlich zwischen Markt und
Moral tatsachlich verirrt. Die Offnung des Marktes
fur alle Formen von Spielbankspielen im Internet -
also auch des Onlinepokers - wollen wir weiterhin
nicht; denn wir halten sie fur brandgeféahrlich. Da
kénnen wir lhrer Fraktion gar nicht folgen.
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Das Suchtpotenzial von Onlinepoker ist erheblich.
In Deutschland gelten bereits 500 000 Menschen
als spielstichtig; 800 000 gelten als problematisch.
Diese Zahlen werden mit einer Offnungspolitik a la
Linke sicherlich eher steigen. Ich stelle fest, dass
Sie lhre Position hierzu innerhalb der Linken inzwi-
schen verandert haben. lhr Bundestagskollege
Tempel hat am 10. November 2011 im Deutschen
Bundestag Folgendes gesagt - ich zitiere -:

.Mehr Markt gleich mehr Spiel gleich
mehr Spielsucht. ... Das ist verant-
wortungslos, und das wird mit der Lin-
ken nicht gehen.”

Es ist schon, dass Sie diese radikale Position auf-
gegeben haben. Dass Sie jetzt aber zum anderen
Extrem finden, kbénnen wir nicht nachvollziehen. Es
mag auch sein, dass der Zugang zum illegalen
Onlinepoker in Deutschland leicht ist, aber anders
als Sie, Herr Adler, werden wir vor dieser Entwick-
lung keineswegs kapitulieren. Deshalb tragt der
vorliegende Gesetzentwurf nicht nur dem Markt,
sondern auch der Moral Rechnung.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizeprasident Dieter MOhrmann:

Meine Damen und Herren, fur die SPD-Fraktion
hat nun der Kollege Juttner das Wort.

(Petra Tiemann [SPD]: Jetzt kommt
mal Qualitat!)

Wolfgang Jattner (SPD):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Herr
Toepffer, im ersten Teil lhrer Rede haben Sie lhre
Meinung zum EuroJackpot gesagt. Das war in dem
Gesetzentwurf eine Banalitat. Darin sind wir uns
einig. Im zweiten Teil haben Sie einen schweren
Kotau vor |hrem kleinen Koalitionspartner ge-
macht. Im Kern ist Ihnen zuwider, was da passiert.
Der parlamentarische Alltag hat aber nicht nur
Hoéhepunkte. Und heute geht es aus Sicht der
CDU darum, zu leiden. Das ist hart, und das tut
weh. Aber da muss man durch.

(Beifall bei der SPD)
Herr DUrr aber hat heute seinen freudigen Tag.

Meine Damen und Herren, worum geht es? - Am
1. Juli soll der Glicksspielstaatsvertrag in Kraft
treten. Das ist ein Kompromiss, der weitgehende
Zugestandnisse an die Glucksspielindustrie macht.
Er 16st das bisherige Gliicksspielmonopol auf. Das

ist problematisch, wie ich finde. Er soll aber im Juli
in Kraft treten.

Sechs Wochen vorher kommt der kleine Koaliti-
onspartner. Dem reicht das alles gar nicht, sondern
der will jetzt fir 40 Tage einmal zeigen, wo der
Hammer héngt. Der zwingt Ihnen an verschiede-
nen Stellen eine Geschichte auf, die wirklich zum
Himmel schreit.

Zunachst ist es eine Provokation. Herr Toepffer,
alle anderen Lé&nder machen das, was Nieder-
sachsen gerade macht, nicht, sondern die bauen
auf den Staatsvertrag. Das ist doch interessant.
Das ist eine Provokation gegenuber Herrn McAI-
lister, der am 15. Dezember unterschrieben hat.
Jetzt wird den anderen Landern jedoch signalisiert:
Im Kern wollen wir das gar nicht, und wenn ihr das
nicht ratifiziert, haben wir fir Niedersachsen so-
wieso die bessere Losung.

Das ist auch mit Blick auf die Vollmachten, die dort
ausgesprochen werden, eine Provokation gegen-
Uber dem Parlament. Das aber nur nebenbei; denn
das sind wir von dieser Regierung in der Zwi-
schenzeit ja schon gewohnt.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Problematisch ist, dass dieser Gesetzentwurf an
einem Vormittag durch alle Ausschiisse gezogen
worden ist. Lesen Sie sich den Schriftlichen Bericht
durch! Dann werden Sie feststellen, an wie vielen
Stellen der GBD auf rechtlich hoch komplizierte
Fallen, die in dieser Beschlussempfehlung enthal-
ten sind, dringlich hingewiesen hat. Da geht es um
die nicht vollzogene Notifizierung bei der EU. Da
geht es z. B. um mdgliche Rechtstitel, die in diesen
40 Tagen erworben werden, dann aber hinterher
wieder einzukassieren sind, obwohl damit gegen
Artikel 12 der Verfassung verstofRen werden kénn-
te. Also ein rechtlich hoch problematischer Text,
der hier fir 40 Tage in Kraft gesetzt werden soll.

Im Ubrigen geht das an vielen Stellen weit iiber
das hinaus, was im Staatsvertrag geregelt ist. Ich
mdchte Ihnen wenige Beispiele nennen.

Sie, Herr Toepffer, sagen, dass der Kampf gegen
die Suchtgefahren Vorrang habe. Diese Be-
schlussempfehlung relativiert aber das Thema
.Kampf gegen die Sucht”, meine Damen und Her-
ren. In Zukunft soll mit der Sucht anders umge-
gangen werden.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)
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Diese Beschlussempfehlung nimmt im Staatsver-
trag vorgesehene Entschleunigungen- z.B.
Hoéchstspieleinsdtze und  Risikominimierungen -
wieder heraus und ermdglicht, sehr viel riskantere
Spiele durchzufihren, als dies bisher der Fall war
und nach dem Staatsvertrag der Fall sein soll.

Meine Damen und Herren, eine der wichtigsten
Verabredungen der letzten Monate war, dass es
wegen der Spielsucht kein Onlinepoker geben soll.
Da stimme ich Ihnen zu. Die Linken miussen an
dieser Stelle abgedreht sein. Das sehe ich wie
Herr Toepffer.

(Hans-Henning Adler [LINKE]: Das
werde ich lhnen gleich erklaren!)

Das Weitere ist das Verbot von Livewetten, meine
Damen und Herren. Der deutsche Sport hat ein
riesiges Interesse daran, dass Livewetten beim
Sport verboten bleiben, weil er an der Sauberkeit
des Sports interessiert ist. Was macht diese Mehr-
heit? - Ubrigens gegen den Willen der CDU. Man
spurt ja richtig, wie sie sich bei dieser Debatte
geekelt hat. - Das Verbot der Livewette wird gestri-
chen, und die Landesregierung- insbesondere
Wirtschaftsminister Bode, der Vorkampfer fir jed-
wede Form fir Glicksspielindustrie - wird beauf-
tragt, in Zukunft festzulegen, wann Sportwetten live
ausgetragen werden dirfen und wann nicht, meine
Damen und Herren. Das ist wirklich die Krénung
dessen, was man sich bei diesem Thema vorstel-
len kann.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Sie sehen: Die heute auf dem Tisch liegende Be-
schlussempfehlung ist rechtlich hoch problema-
tisch. Sie ist ein Kotau vor der Gliicksspielindustrie.
Sie hat sechs Wochen Bestand, und dann soll sie
wieder einkassiert werden. Es spricht wirklich alles
dafir, den vorliegenden Gesetzentwurf abzuleh-
nen. Dafir, dass die CDU dies hier hat mitmachen
mussen, haben Sie wirklich meine ganz tiefe Zu-
wendung. Wie es aber so ist: Ich weil3 auch, wie
das geht.

Abschliel3end méchte ich auf die Frage hinweisen,
wie man mit so einem Thema umgeht. 1971 ist hier
im Landtag im Zusammenhang mit dem Spielban-
kengesetz zum ersten Mal eine grundsatzliche
Debatte Uber Gliicksspiele gefiihrt worden. Seiner-
zeit haben der damalige Ministerprésident Alfred
Kubel und der damalige Innenminister Otto Ben-
nemann hier deutlich gemacht, dass der Staat in
den Makeln von Menschen, wenn man so will,
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nicht sein Glick suchen sollte. Das heil3t: An Feh-
lern Einzelner darf der Staat nicht verdienen. - Das
ist ein moralischer Fundamentalismus, den wir alle
heute nicht mehr haben. Das will ich gern einrau-
men; denn auch wir nehmen billigend in Kauf, dass
es Glucksspiel gibt, und erkennen, dass man an
einigen Stellen eine Kanalisierung vornehmen
muss - vollig richtig.

Aber, meine Damen und Herren, es geht hier um
zwei Dinge.

Erstens muss alles genutzt werden, um die
Glucksspiele nicht weiter zu steigern, sondern zu
entschleunigen. Dieser Punkt wird mit der vorlie-
genden Beschlussempfehlung wirklich missachtet.

Das Zweite, was mich bei diesem Thema umtreibt,
ist: Wenn die 6ffentlichen Haushalte schon von der
Sucht Einzelner profitieren, dann ware es fair, die
erzielten Einnahmen im Sinne des Gemeinwohls
zu nutzen und die Millionen nicht einer im Zweifel
schamlosen Gliicksspielindustrie zuzuschanzen.

Das sind die kleinen Unterschiede. Deshalb lehnen
wir diese Beschlussempfehlung ab.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizeprasident Dieter MOhrmann:

Meine Damen und Herren, zu einer Kurzinterventi-
on hat sich der Kollege Adler von der Fraktion DIE
LINKE gemeldet. Bitte schon!

Hans-Henning Adler (LINKE):

Herr Préasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Herr Juttner, wir sprechen heute nicht tiber
den Gllcksspielanderungsstaatsvertrag - er st
noch gar nicht in das Verfahren eingebracht wor-
den -, sondern nur Uber ein Vorschaltgesetz. Aber
weil Sie das angesprochen haben, muss ich darauf
erwidern.

Der Gliicksspielanderungsstaatsvertrag ist deshalb
noch nicht vorgelegt worden, weil es Bedenken der
Europaischen Kommission gibt.

(Vizeprésidentin  Astrid  Vockert

Ubernimmt den Vorsitz)

Es gibt dazu einen Brief der Europaischen Kom-
mission vom 20. Marz 2012, der mir in englischer
Sprache vorliegt. In diesem Brief - das ist nun kei-
ne Position der Linken, das ist eine Position der
Europaischen Kommission - fragt die Europaische
Kommission die Ministerprasidenten: Was ist ei-
gentlich der Grund dafir, dass ihr auf der einen
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Seite fur Sportwetten ein Konzessionsmodell erar-
beitet, aber das Gleiche fir Poker nicht?

Da fragt die Europaische Kommission nach Bewei-
sen, dass nun dieses Spiel hinsichtlich der Sucht-
gefahr besonders gefahrlich sei. Dies vermisst die
Europaische Kommission. Dieser Brief ist bis heute
nicht beantwortet. Das ist ein Punkt, (ber den man
noch einmal nachdenken muss.

Sie mussen wissen, dass in Deutschland ungeféhr
500 000 Pokerspieler bei entsprechenden Veran-
staltern angemeldet sind. Wenn man dann noch
diejenigen dazu nimmt, die irgendwo mitspielen,
kann man von ungefahr 1 Million Onlinepokerspie-
lern in Deutschland ausgehen, die gegenwartig in
die lllegalitat gedrangt werden. Das ist ein Prob-
lem, dem man sich ernsthaft stellen muss.

(Die Prasidentin schaltet dem Redner
das Mikrofon ab)

Vizeprasidentin Astrid Vockert:

Das war ein guter Schlusssatz. - Herr Kollege Jitt-
ner mochte antworten. Auch Sie haben anderthalb
Minuten. Bitte schon!

Wolfgang Juttner (SPD):

Frau Préasidentin! Meine Damen und Herren! Der
Brief der EU-Kommission vom 20. M&rz muss gar
nicht beantwortet werden. Die Kommission stellt
fest: Wir haben Bedenken, ob das alles in Ordnung
ist, was ihr da mit dem Staatsvertrag beschliel3en
wollt. Macht das mal. In zwei Jahren ist Evaluie-
rung. Wenn ihr das bis dahin nicht so gemacht
habt, wie die EU-Kommission - bzw. Herr Durr -
sich das vorstellt - Wettbewerb, Wettbewerb, Wett-
bewerb -, dann gehen wir dazwischen. Bis dahin
habt ihr Ruhe, und wir leiten kein Vertragsverlet-
zungsverfahren ein.

Die entscheidende Frage ist aber eigentlich eine
andere: Kombiniert man das vom Bundesverfas-
sungsgericht formulierte Prinzip des Kampfes ge-
gen die Suchtgefahr angemessen mit dem An-
spruch auf Kohérenz der Europaischen Union?
Das hatte Auswirkungen auf die Spielhallen und
auch Auswirkungen darauf, dass zukiinftig weder
Poker noch Livewetten durchgefuhrt werden kon-
nen, sondern ein kohéarentes, aber sehr viel stéarke-
res Offentlich monopolisiertes System in Deutsch-
land aufrechterhalten werden kénnte. Das wollten
wir, das wollte die CDU hier im Landtag. Herr
Schinemann hat oft dazu gesprochen. Das wollte
nur diese kleine Partei in der Mitte dieses Hauses,
wie sie da sitzt, nicht. Da die aber die Mdéglichkeit

haben, sich Uber den Koalitionsvertrag durchzu-
setzen, haben wir jetzt das Dilemma. So einfach ist
die Situation.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizeprasidentin Astrid Vockert:

Danke schon, Herr Jittner. - Fir die Fraktion
Bindnis 90/Die Grinen hat Herr Hagenah das
Wort.

Enno Hagenah (GRUNE):

Frau Prasidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Wir folgen ausdriicklich den gerade
vorgebrachten Argumenten des Kollegen Jittner.
Ich will das noch einmal um die Genese dieses
Gesetzentwurfes erganzen. Denn am 16. Marz
kam der CDU/FDP-Entwurf zunéchst ganz harmlos
daher.

All die strittigen Dinge waren zundchst darin nicht
enthalten. Uns wurde dann von Minister Bode am
13. April im Wirtschaftsausschuss auch noch erlau-
tert: Diese Gesetzesinitiative sei einzig und allein
so zu verstehen, dass die drohenden Klagen ge-
gen den EuroJackpot entsprechend gekontert
werden missten und dafir Rechtssicherheit her-
gestellt werden miisse.

Wir in der Opposition haben uns das angeschaut
und gesagt: Gut, das ist fir den Ubergangszeit-
raum eine nachvollziehbare Position. Dagegen
kénnen wir uns kaum stellen.

Im Ubrigen, Herr Minister Bode, haben Sie in die-
ser Sitzung - das finde ich fur die heutige Beratung
ganz wichtig - das Ausscheren eines einzelnen
Bundeslandes aus dem Finfzehner-Pakt der Bun-
deslander kritisiert, weil ndmlich damit Rechtsprob-
leme bei der nétigen Notifizierung durch den EuGH
geschaffen wiirden. Ich habe mir das extra notiert,

(Zuruf von Minister Jorg Bode)

weil ich zu der Zeit noch lautere Argumente bei
diesem Gesetzentwurf unterstellt und das Argu-
ment mit aufgenommen habe, um meine Fraktion
zu Uberzeugen.

Dann, keine vier Tage spater, am 17. April kommt
uns dieser heute zur Abstimmung stehende Ande-
rungsantrag von FDP und CDU auf den Tisch. Da
sind all die von lhnen zuvor beschriebenen Inhalte
plétzlich nicht mehr so wichtig. Wir haben jetzt
plotzlich eine Initiative auf dem Tisch, die versucht,
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aus Niedersachsen ein kleines Schleswig-Holstein
zu machen.

Das, was in Schleswig-Holstein - Ubrigens gegen
den vehementen Widerstand der dortigen Griinen -
durchgesetzt worden ist, daraus ein Zockerland zu
machen - - - Ich hoffe, dass die neue Landesregie-
rung, die dort in Koalitionsverhandlungen treten
wird, sich auf den Weg machen wird, wieder in das
Bundnis der 15 ubrigen Bundeslander zuriickzu-
kommen. Wir schauen einmal, was dabei heraus-
kommt.

(Jens Nacke [CDU]J: Die Landesregie-
rung tritt in Koalitionsverhandlungen?)

- Sie miussen schon dem Gedankengang folgen.
Dort war eine Wahl, Herr Kollege. Dort finden jetzt
Koalitionsverhandlungen statt; allerdings ohne lhre
Partei.

(Zuruf von Jens Nacke [CDUY])
- Ich freue mich, dass Sie sehr gut aufpassen.

(Jens Nacke [CDU]: Wir haben immer
noch Fraktionen oder Parteien! Wir
haben Gewaltenteilung, Herr Kollege!)

Wir haben jetzt hier eine Situation, dass wir nach
der Wahl am letzten Sonntag eine weit bessere
Ausgangsposition haben kdnnten, als wir sie noch
vor vier, sechs Wochen hatten. Aber jetzt haben
wir ja den Anderungsantrag, der heute zur Ab-
stimmung steht, von CDU und FDP hier auf dem
Tisch und missen uns damit auseinandersetzen.

AulRerdem missen wir Ursachenforschung betrei-
ben, warum Sie jetzt flir sechs Wochen in Nieder-
sachsen ein Sonderrecht schaffen wollen, das
nach tbereinstimmender Ansicht automatisch zum
1. Juli auBer Kraft treten wirde. Entweder miissen
wir dann beschlieRen, dass dieses Landesgesetz
nicht mehr gliltig ist, oder es wirde automatisch,
sagt der GBD, durch den neuen Staatsvertrag zur
Ungultigkeit gebracht. Was soll also das Ganze?
Warum haben die Fraktionsspitzen, warum haben
Herr Dirr und Herr Thimler - das muss man ja
unterstellen -, die Staatsvertragsregelung bewusst
durch diesen Antrag konterkariert und damit ei-
gentlich Ministerprasident McAllister, der unter-
schrieben hat, dipiert und im Regen stehen las-
sen? Sie sind ja offensichtlich nicht seiner Ansicht,
dass dieser Staatsvertrag eine sinnvolle Losung
ist.

Anstatt weiter klar die Bekdmpfung der Suchtge-
fahr als vorrangiges Ziel festzuschreiben und Live-
Sportwetten ganz im Interesse des Deutschen
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Sportbundes zu verbieten, 6ffnen Sie jetzt hier in
beiden Fallen durch Sonderregelungen die Tur.

Hier hat sich die FDP als kleinerer Koalitionspart-
ner - aus welchem Grund auch immer, ich weil3
nicht, was die CDU da zahlen musste? - offensicht-
lich durchgesetzt.

Das wird auch nicht dadurch besser, dass Herr
Toepffer versucht, uns das zu erklaren, und es als
Herzensanliegen seiner Fraktion darstellt.

Unsere Ursachenforschung ist so: Entweder ist
das der Anfang vom Ausstieg Niedersachsens aus
dem Staatsvertrag, dass Niedersachsen ihn ei-
gentlich nicht ratifizieren will - vorgelegt haben Sie
ihn uns ja noch nicht -, oder Sie machen dies als
bewusstes Storfeuer, um die Erfolgsaussichten
von Klagen gegen den neuen Staatsvertrag noch
zu verbessern, um auf diese Art und Weise den
Staatsvertrag zu konterkarieren.

Jedenfalls hat uns der GBD davor ausdriicklich
gewarnt, dass sich mit dem jetzigen Vorschaltge-
setz in Niedersachsen die Klagemoglichkeiten
erhbhen wirden. Er hat lhnen auflerdem ins
Stammbuch geschrieben, dass lhr Gesetzentwurf
notifizierungspflichtig gegeniber der EU sei. Es
stellt sich also die Frage: Was soll das Ganze hier?
Sie haben erklartermalRen nicht die Absicht, dies
notifizieren zu lassen. ErklartermalBen, so die
CDU, wollen Sie das auch gar nicht. Sie wollen
den gemeinsamen Staatsvertrag - entweder ist das
eine Show-Nummer, oder Sie fuhren uns alle hin-
ter die Fichte und wollen in Wirklichkeit Schleswig-
Holsteiner Verhaltnisse. Wenn Schleswig-Holstein
auf die Linie der Ubrigen Bundeslander zuriickka-
me, dann wollen Sie hier das Zockerparadies ab-
geben. Ich kann mir das nur so erklaren, denn
anders ist dieser Gesetzesvorschlag nicht zu ver-
stehen, ansonsten nehmen Sie uns hier als Parla-
ment nicht ernst. Wir sollen hier zugunsten der
FDP eine Show-Nummer abziehen, damit sie ein-
mal rechts, liberal-radikal blinken kann, um am
Ende wieder in den Schol? der tUbrigen Bundeslan-
der zuriickzukehren? Das kann so nicht gemeint
sein. Das ist Parlamentarismus paradox. Dann
ware dieses Gesetzesverfahren aus CDU- und
FDP-Sicht Uberhaupt nicht ernst gemeint.

(Zuruf: Ist es auch nicht!)

Ihre Ausfliichte, Herr Durr, dieses Gesetz wirde
ohnehin keine Rechtsanspriiche von Wettanbie-
tern auslosen, weil gar nicht genligend Zeit fur
Antragstellungen wére, kann ich nicht gelten las-
sen.
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Letztendlich halte ich das nicht fur glaubwiirdig,
weil Sie dann Uberhaupt keinen Grund mehr ha-
ben, dieses Gesetz Uberhaupt einzubringen. Wa-
rum betreiben Sie Uberhaupt diesen ganzen Auf-
wand mit diesem angeblichen Einmonatsgesetz,
wenn es weder Wirkung erzielen soll, noch auf
Dauer angelegt ist? Das ist nicht nachvollziehbar,
Herr Kollege Diirr.

(Christian Durr [FDP]: Ich war einmal
im Wirtschaftsausschuss und habe
das erklart!)

Insofern fihlen wir uns von lhrer Initiative als Par-
lament verklapst und kdnnen eigentlich nur noch
einmal unsere Forderung aus dem Ausschuss
bekraftigen und sagen: Ziehen Sie diesen ver-
korksten Gesetzentwurf zuriick! Kehren Sie zuriick
zur Ursprungsinitiative, die nur das Problem heilen
wollte, dass der EuroJackpot im Augenblick recht-
lich nicht abgesichert ist. Dann kommen wir zu
einer gemeinsamen Beschlussfassung.

Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vizeprasidentin Astrid Vockert:

Fir die Fraktion DIE LINKE hat Herr Adler das
Wort.

Hans-Henning Adler (LINKE):

Frau Prasidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Ich fange mit einem Detail aus dem
vorgelegten Gesetzentwurf an. Zunachst aber
mdchte ich in Erinnerung rufen, dass das Grund-
gesetz vor dem Hintergrund der historischen Erfah-
rungen den Artikel 80 enthélt, in dem es heilt,
dass Verordnungsermachtigungen so konkret sein
mussen, dass Inhalt, Zweck und Ausmalfld der er-
teilten Ermachtigung im Gesetz bestimmt sind. Das
war vor dem Hintergrund des Ermachtigungsge-
setzes eine notwendige Formulierung.

Eine gleichlautende Formulierung gibt es auch in
der Niedersachsischen Verfassung. Ich erinnere
daran, dass Inhalt, Zweck und Ausmafd dessen,
was in der Verordnung stehen soll, in der Verord-
nungsermachtigung, also schon im Gesetz, be-
stimmt sein missen. Wenn Sie diese Formulierung
im Grundgesetz oder in der Niedersachsischen
Verfassung - ,Inhalt, Zweck und Ausmaf“- im
Kopf behalten und diese Vorgabe mit dem verglei-
chen, was uns hier vorgelegt worden ist, dann
kann lhnen nur gruseln!

In 821 des Gesetzentwurfs heillt es, dass die
Erteilung der Erlaubnis fur Sportwetten durch Ver-
ordnung von zusatzlichen Voraussetzungen ab-
hangig gemacht werden kann bzw. an die Veran-
staltung von Sportwetten zuséatzliche Anforderun-
gen gestellt werden kénnen. Welche zuséatzlichen
Anforderungen es sind, wird man in diesem Ge-
setzentwurf nicht finden kénnen. Ich erinnere dar-
an, was das Bundesverfassungsgericht zu Arti-
kel 80 gesagt hat. Danach gibt es eine sogenannte
Vorhersehbarkeitsformel. Danach muss der Burger
aus dem Gesetz erkennen koénnen, welchen Inhalt
die auf der Grundlage der Erméachtigung erlassene
Verordnung haben kann. Das ist aber aufgrund der
Formulierung, die Sie in diesen Gesetzentwurf
hineingeschrieben haben, absolut unmdglich.

In den Beratungen im Ausschuss hat der Vertreter
des Gesetzgebungs- und Beratungsdienstes den
Kopf geschittelt und im Grunde gesagt, dass er
sich dazu schon aus zeitlichen Grinden gar nicht
erklaren kénne. Im Grunde aber hat er gesagt,
dass das alles tiberhaupt nicht gehe. Sie legen uns
hier also ein verfassungswidriges Gesetz vor. Ich
wirde sogar sagen, dass Sie uns ein offensichtlich
verfassungswidriges Gesetz vorlegen. Jedem Stu-
dent im ersten Semester wirde es um die Ohren
gehauen, wenn er so etwas in einer Arbeit schrei-
ben wirde.

(Beifall bei der LINKEN und bei den
GRUNEN)

Ich frage mich, was das Ganze uberhaupt soll,
wenn der  Glucksspieldnderungsstaatsvertrag
durch die Ministerprasidenten ohnehin schon un-
terschrieben worden ist und zum 1. Juli 2012 in
Kraft treten soll. Das versteht niemand; das haben
die anderen Kollegen von der Opposition schon
gesagt.

Bisher gab es noch das Problem, dass Schleswig-
Holstein ausschert. Dieses Problem ist nach dem
Ergebnis der letzten Landtagswahl voraussichtlich
nicht mehr gegeben. Schleswig-Holstein wird dem
Vorhaben dann wahrscheinlich auch beitreten. Das
macht einmal mehr deutlich, dass es keinen Sinn
macht, hier einen Sonderweg zu gehen.

Sie haben versucht, den Eindruck zu erwecken,
mit diesem Gesetz wirden Sie weite Passagen
aus dem vorliegenden, aber noch nicht in das Ver-
fahren  eingebrachten  Glicksspielanderungs-
staatsvertrag Ubernehmen. Das aber ist nicht der
Fall; der Kollege Jiittner hat darauf hingewiesen.
Es wurden Formulierungen aufgenommen, die
gerade im Widerspruch zu dem Glickspielande-
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rungsstaatsvertrag stehen. Ich will hierfir ein Bei-
spiel anfihren. Hinsichtlich der Werbung fir
Sportwetten wahrend der Livelbertragungen gibt
es in dem von den 15 Ministerpréasidenten unter-
schriebenen Staatsvertrag eine Restriktion. In lh-
rem Gesetzentwurf ist genau diese Passage he-
rausgenommen worden. Das zeigt, dass Sie im
Grunde genommen einen vollig inkoharenten Ge-
setzentwurf vorgelegt haben, der im Widerspruch
zu den Vereinbarungen zwischen den Ministerpra-
sidenten steht. Das kann man wirklich nicht nach-
vollziehen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Astrid Vockert:

Danke schon. - Fiur die FDP-Fraktion hat sich Herr
Durr zu Wort gemeldet. Sie haben das Wort. Bitte!

Christian Durr (FDP):

Frau Prasidentin! Meine sehr verehrten Kollegin-
nen und Kollegen! Nach den Ausschussberatun-
gen und den Reden des Kollegen Adler muss ich
der Fairness halber zugestehen, dass er sich -
Ubrigens anders als Herr Jittner - sehr in die Mate-
rie eingearbeitet hat. Gleichwohl muss man aber
feststellen, dass Sie, Herr Kollege Adler, mit lhrer
Meinung, die ich in Grenzen durchaus teile - Sie
haben vorhin an dieser Stelle einiges zum Thema
Poker gesagt -, in Ihrer Partei relativ allein daste-
hen. Ich habe nicht den Eindruck, dass das der
Mainstream der linken Politik in Deutschland ist.
Das zeigt lhre Eigenstandigkeit an dieser Stelle.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Herr
Juttner hat hier vorhin einen Satz gesagt, der wahr
ist und unterstrichen gehért. Herr Jittner hat ge-
sagt: Es spricht alles dagegen, das hier abzuleh-
nen. - Herr Jattner, Sie haben véllig recht. Erstens
spricht dagegen, diesen Gesetzentwurf abzuleh-
nen, dass wir - wir haben Uber das Thema Euro-
Jackpot gesprochen - dafir eine verninftige
Rechtsgrundlage brauchen. Zweitens spricht das,
was Herr Toepffer hier vorhin angefuihrt hat, dage-
gen, diesen Gesetzentwurf abzulehnen: Wir brau-
chen in Niedersachsen die Sicherung unserer
Wettbewerbsféahigkeit in dieser Frage.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Herr Jittner, Sie haben gesagt, alle anderen Lan-
der machten das nicht und gingen einen anderen
Weg. Genau mit dieser Haltung sind das Land
Niedersachsen und alle anderen 15 Bundeslander
in Deutschland schon einmal baden gegangen. Wir
haben mehrere Hundert Millionen Euro bei Lotto
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und am Ende vor dem Europaischen Gerichtshof
verloren. Das war sozialdemokratische Politik & la
Kurt Beck. Das hat uns die ganze Misere erst ein-
gebrockt, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Interessant ist der Hinweis auf Schleswig-Holstein.
Schauen wir uns doch einmal die Haltung insbe-
sondere der dortigen SPD an. Da kann man wirk-
lich nur noch von Doppelmoral sprechen. Auf der
einen Seite macht die SPD Wahlkampf, indem sie
sagt: Die Gluckspielgesetzgebung, die Schwarz-
Gelb in Schleswig-Holstein auf den Weg gebracht
hat, wollen wir abschaffen. - Auf der anderen Seite
steht der Spitzenkandidat der Sozialdemokraten
und Oberbirgermeister von Kiel, Herr Albig, im
Raum und sagt: Alle Glucksspielanbieter missen
unbedingt nach Kiel kommen. Ich will die alle bei
mir haben. Sie sollen Steuern zahlen. - Man
braucht sich doch nicht dariiber zu wundern, dass
es bei den Sozialdemokraten in Schleswig-Holstein
mit den 40 plus X nichts geworden ist. Wer so
doppelmoralisch Politik macht, der hat jedes Recht
verloren, gewahlt zu werden, meine sehr verehrten
Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP - Oh nein! bei der
LINKEN)

Ich habe es vorhin schon gesagt: Wir haben in
Niedersachsen unsere Erfahrungen mit Staatsver-
trAgen gemacht, die vor allen Dingen der Minister-
prasident des Landes Rheinland-Pfalz, Kurt Beck,
ausgehandelt hat. Herr Beck hat zu dem zum
1. Januar aulRer Kraft gesetzten Glucksspielstaats-
vertrag gesagt, das sei fiskalisch der richtige Weg,
weil er die Einnahmen insbesondere fiir die Sport-
verbande und fur die Wohlfahrt sichere, und er sei
rechtlich der sichere Weg.

Was ist am Ende dabei herumgekommen? - Es
war ein fiskalisches Desaster nicht nur fir das
Land Niedersachsen. Wir haben erstens mehrere
Hundert Millionen Euro verloren, und zwar an den
Graumarkt und nicht etwa an irgendjemand an-
ders, und zweitens ist die ganze Geschichte vor
dem Européischen Gerichtshof grundlich baden
gegangen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir dir-
fen uns im Interesse des Sports und der Wohlfahrt
in Niedersachsen nicht noch einmal auf Herrn
Beck verlassen. Deswegen missen wir an dieser
Stelle einen niederséachsischen Weg gehen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)
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Fur mich ist das deshalb besonders unverstand-
lich, Herr Juttner, weil in den Debatten der vergan-
genen Woche uber die Einnahmesicherung auf
Landesseite und zum Thema Schuldenbremse die
SPD immer wieder appelliert hat, dass wir aufpas-
sen und auch auf der Einnahmeseite des Landes
ganz genau hingucken missen und nicht nur bei
den Ausgaben kiirzen durfen.

An dieser Stelle frage ich Sie: Wie passt es zu
Ihrem Aspekt Einnahmesicherung, wenn - Stand:
heute - 95 % der Sportwetten in Deutschland in
einem Graumarkt stattfinden, ohne dass es Regu-
lierung gibt und ohne dass der Landeshaushalt,
die Sportverbande und die Wohlfahrtspflege ir-
gendetwas von diesen Wetten haben?

Sie strafen sich an dieser Stelle selbst Liigen, mei-
ne Damen und Herren. Das passt eigentlich nicht
zur SPD-Politik und insbesondere nicht zur Politik
der Suchtpravention. Wer Suchtpravention will, der
muss diesen Markt verninftig regulieren! Deswe-
gen ist es richtig, dass die Ministerprasidenten im
Rahmen eines Kompromisses einen neuen
Staatsvertrag auf den Weg gebracht haben.

Ich bin der Hoffnung, dass wir hierliber vernunftig
beschlieRen, teile aber auch die Auffassung des
Kollegen Toepffer, dass das nicht sicher ist. Des-
wegen muss Niedersachsen hier einen eigenstéan-
digen Weg der Rechtssicherheit auf der einen
Seite und der Einnahmensicherung auf der ande-
ren Seite gehen. Das ist ein guter niedersachsi-
scher Weg. Wir lassen uns von Herrn Beck nicht
noch einmal hinter die Fichte fiihren!

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizeprasidentin Astrid Vockert:

Herzlichen Dank, Herr Dirr. - Zwei Kurzinterventi-
onen auf Sie. Zunachst spricht fir die SPD-
Fraktion Herr Kollege Juttner fur anderthalb Minu-
ten. Bitte schon, Sie haben das Wort.

Wolfgang Jittner (SPD):

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Es
mag sein, dass ich mich versprochen habe. Ich bin
fur eine strikte Ablehnung der Beschlussempfeh-
lung.

Herr Durr, es hilft nichts, wenn Sie das Ganze jetzt
zum Thema der Auseinandersetzung mit Herrn
Beck machen. Es mag ja sein, dass nicht alle Re-
gelungen der Staatsvertrage klug eingefadelt wor-
den sind. Das hat mit diesen Kompromissen zu

tun. Aber der Kern, um den es hier geht, ist, dass
Sie politischer Handlanger der Glucksspielindustrie
sind

(Widerspruch bei der FDP)

und dass Sie dafir streiten, dass Livewetten bei
Sport endlich stattfinden durfen, dass Sie daflr
streiten, dass das Onlinepokerspiel endlich durch-
gesetzt wird. Sie haben das zwar nicht alles im
Staatsvertrag durchsetzen kénnen, aber Sie haben
die Tur weit aufgestoBen, und Sie hoffen jetzt,
dass die EU-Kommission im Rahmen ihres Ver-
standnisses von Wettbewerb den Rest dann schon
erledigen wird.

Verstecken Sie sich nicht hinter Herrn Beck! Was
Sie wollen, ist die Okonomisierung im Bereich
Sucht, ist das Ende des Kampfes gegen Sucht und
das Bestreben, das alles marktfahig zu machen.

(Bjorn Thimler [CDU]: Das hat Beck
doch auch gemacht!)

Darum geht es im Kern, auch wenn Sie versuchen,
hier davon ein bisschen abzulenken.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizepréasidentin Astrid Vockert:

Fir die nachste Kurzintervention erteile ich das
Wort Herrn Limburg von der Fraktion Bind-
nis 90/Die Grinen fir eineinhalb Minuten!

Helge Limburg (GRUNE):

Vielen Dank. - Frau Prasidentin! Meine Damen und
Herren! Lieber Kollege Dirr, wenn das alles so
ware, wie Sie hier sagen, dass es Ilhnen im Kern
nur darum geht, mit dem Gesetz Fehler aus dem
alten Staatsvertrag auszubiigeln, dann frage ich
Sie: Woher kommt die grol3e gesetzgeberische
Eile - um nicht zu sagen, die Hektik, das Schnell-
verfahren -, mit der Sie diesen Gesetzentwurf
durch die Ausschiisse gepeitscht haben?

Die Fehler, die Sie hier kritisiert haben, dirften
Ihnen schon langer als seit dem 17. April bekannt
gewesen sein. Sie hatten lange genug Zeit gehabt,
das Gesetz hier in einem ordnungsgemafen Ge-
setzgebungsverfahren beraten zu lassen.

Aber der wichtige Punkt - darauf ist Herr Juttner
gerade eingegangen - ist: In Wabhrheit geht es
darum - am Ende lhrer Rede haben Sie es ange-
deutet; korrigieren Sie das gern, wenn ich Sie da
falsch verstanden habe - dass Sie hoffen - darum
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geht es lhnen -, den neuen Staatsvertrag noch zu
Fall zu bringen,

(Christian Dirr [FDP]: Das stimmt
doch gar nicht! Das habe ich nicht ge-
sagt!)

dass Sie hoffen, dass er nicht in Kraft tritt, und
dass Sie dann fir diesen Fall dieses Gesetz ha-
ben, um Niedersachsen zum Glicksspieleldorado
auch im Bereich der Livewetten zu machen. Damit
nehmen Sie in Kauf, dass Sie mehr Menschen in
Spielsucht treiben, Herr Diirr.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD - Zuruf von der FDP: Das glau-
ben Sie doch selbst nicht, was Sie da
sagen!)

Dann noch ein Letztes, Herr Diurr! Wenn Sie hier
beschreiben, dass Ihr Gesetzentwurf der einzige
Weg sei, um die Finanzen fir das Land zu sichern
und gleichzeitig die Spielsucht zu bekampfen,
dann - dass muss ich schon sagen - wundere ich
mich, dass Sie diese Haltung nicht vorher in die
Verhandlungen eingebracht haben. Nein, in Wahr-
heit geht es lhnen um einen niedersachsischen
Sonderweg, um die liberale Klientel zu bedienen.

Danke schon.
(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Astrid Vockert:

Herr DUrr modchte antworten. - Auch fur Sie einein-
halb Minuten fir beide Kurzinterventionen.

Christian Durr (FDP):

Frau Prasidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Herr Kollege Jittner, ich habe das ja
vorhin schon unterstrichen: Wir haben uns darauf
schon einmal verlassen. Das ging nach dem Mot-
to, wir brauchen nichts zu machen, wir brauchen
nur noch diesen Staatsvertrag, der ja in Sachsen-
Anhalt, aber maf3geblich von Herrn Beck in Rhein-
land-Pfalz, in Mainz, ausgehandelt wurde und
dann auch erarbeitet worden ist. Wir sollten uns
einfach darauf verlassen, dann werde alles super.

Es ist nicht alles super geworden. Weil wir hier in
Niedersachsen Verantwortung tragen - auch fur die
Sportverbande, auch fur die Wohlfahrtsverbénde -,
ist es richtig, dass wir ein Sicherheitsnetz einbau-
en, meine sehr verehrten Damen und Herren. Das
zum einen.

(Beifall bei der FDP)
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Es geht - Ubrigens auch, wenn man als Liberaler
nicht verdachtig ist, diese Worte dauernd in den
Mund zu nehmen - nicht um Liberalisierung, son-
dern es geht um Regulierung, und es geht um
Besteuerung an der Stelle. Es ist ja schon span-
nend, dass Sozialdemokraten und Grine hier auf
Regulierung und Besteuerung verzichten wollen,
wenn es mit dem Staatsvertrag nicht klappt.

Ich bin - dieser zweite Punkt ist mir wichtig - ein
bisschen verwundert dariiber, dass die Griinen, die
sonst immer jedenfalls behaupten, sie seien auch
eine Partei der Blrgerrechte, hier Uberhaupt kein
Wort, - auch in der heutigen Debatte weder Herr
Limburg noch Herr Hagenah - dartber verloren
haben - - -

Vizepréasidentin Astrid Vockert:

Herr Durr, gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Christian Durr (FDP):

Nein, keine Zwischenfrage. Ich bin in 20 Sekunden
schon durch.

Ich wundere mich schon. Was passiert denn, wenn
dieser Staatsvertrag nicht kommt und alles so wei-
ter geht? - Herr Jittner hat - ohne dass ich hier
allzu viel aus dem Ausschuss zitieren will - ange-
deutet, da muisste der Gesetzgeber dann irgend-
wie ran.

Ich will das noch einmal ganz deutlich sagen: Das
heil3t nichts anderes, als dass es eine Internetzen-
sur gibt, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Widerspruch bei den GRUNEN)

Ich froh und dankbar, dass sich die schwarz-gelbe
Bundesregierung hier sehr klar positioniert hat:
Loschen statt sperren. - Es kann nicht angehen,
dass man immer ein bisschen damit spielt und
sagt: Wir sind einerseits die Partei der Biirgerrech-
te, aber andererseits, beim Thema Gliicksspiel, ist
Internetzensur nicht so schlimm. Das kann nicht
ernsthaft die Haltung einer Blrgerrechtspartei sein.
Die Haltung von CDU und FDP in Niedersachsen
ist es jedenfalls nicht.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizeprasidentin Astrid Vockert:

Nun hat fur die Landesregierung Herr Minister
Bode das Wort. Bitte!
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Jorg Bode, Minister fur Wirtschaft, Arbeit und
Verkehr:

Frau Préasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Lassen Sie mich, bevor ich zu dem vorlie-
genden Gesetzentwurf komme, kurz etwas zu den
Vermutungen, die hier Gber Schleswig-Holstein ge-
aulert worden sind, sagen. Die Landesregierung
mischt sich selbstverstandlich nicht in die an-
stehenden Koalitionsverhandlungen in Schleswig-
Holstein ein und auch nicht in die Frage, wie man
dort nach den Koalitionsverhandlungen, wer auch
immer dort am Ende koaliert, beispielsweise in die
Frage einer Glicksspielgesetzgebung einsteigen
will. Aber eines ist aus heutiger Sicht nach Ein-
schatzung der Landesregierung eindeutig,

(Unruhe - Glocke der Préasidentin)

namlich dass Schleswig-Holstein nicht, wie hier
einige Vorredner vermutet haben, in den Staats-
vertrag einsteigen wird, weil es aus fiskalischen
Grinden fur Schleswig-Holstein nicht moglich sein
wird.

Es gab in den Verhandlungen zum Gliicksspielan-
derungsstaatsvertrag mehrere Phasen, in denen
mit Schleswig-Holstein gesprochen und gesagt
worden ist: Uberlegt euch, ob ihr einsteigen wollt. -
Dann kam die Forderung von Schleswig-Holstein:
Sorgt dafiir, dass es EU-rechtskonform ist, dann
kdnnen wir dariiber nachdenken. - Dann waren die
Antworten in der EU der schleswig-holsteinischen
Seite nicht ausreichend. Jetzt ist es so, dass auf-
grund der Wirkung des schleswig-holsteinischen
Glicksspielgesetzes Gliicksspiel- bzw. Sportwett-
konzessionen an Veranstalter mit einer langen
Laufzeit erteilt worden sind - wie es im Gesetz
vorgesehen ist - und dass auch gewerbliche Spie-
levermittler durch ein einfaches Anzeigeverfahren
Rechtspositionen in  Schleswig-Holstein erwirkt
haben, die bei einem Beitritt zum Glicksspielande-
rungsstaatsvertrag nur mit hohen Entschadigungs-
zahlungen wieder entzogen werden kdnnten.

Ich persdnlich kann mir aufgrund der Finanzsituati-
on des Landes Schleswig-Holstein und der Tatsa-
che, dass man ja auch beim Stabilitdtsabkommen
Empfangerland ist, eigentlich nicht vorstellen, dass
es eine praktische Losung in diesem Bereich flr
Schleswig-Holstein wird geben kénnen. Das heil3t,
Schleswig-Holstein hat durch die Wirkung des
eigenen Gliicksspielgesetzes eine Situation, die
das, was vermutet wird, aller Wahrscheinlichkeit
nach, nach menschlichem Ermessen, jedenfalls
nach Ermessen der Landesregierung, nicht mehr
moglich macht. Da sind die Zeiten fir Schleswig-

Holstein bzw. fur eine 16er-Losung tatséchlich zu
Ende.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Lan-
desregierung hat auch im Ausschuss immer wieder
gesagt, dass wir den Wert eines mdglichst einheit-
lichen Glicksspielrechts - das hatte ich auch hier
im Plenum schon gesagt - als sehr hoch einschat-
zen.

(Wolfgang Jittner [SPD]: Sie haben
gar nichts gesagt!)

- Das war, als wir den Gesetzentwurf zum Euro-
Jackpot eingebracht haben, Herr Jittner, am
13. April.

(Wolfgang Jittner [SPD]: Danach hat
niemand mehr etwas gesagt von der
Landesregierung!)

Da habe ich lhnen, weil Sie diese Frage gestellt
haben, gesagt, dass wir es sehr hoch einschatzen
und Bedenken, die es gegen den Glicksspiel-
staatsvertrag aus rechtlicher, europarechtlicher
oder auch verfassungsrechtlicher Sicht gibt, zu-
nachst einmal zurickstellen und in das Ratifizie-
rungsverfahren mit der Verbandsanhérung einstei-
gen. Wir haben damit sozusagen den Startschuss
gegeben, weil der Wert eines einheitlichen Glicks-
spielrechts bzw. eines moglichst einheitlichen
Gliucksspielrechts in Deutschland sehr hoch ist und
weil - aus meiner personlichen Sicht - der Glicks-
spieldnderungsstaatsvertrag sehr viele verninftige
Regelungen aufgenommen hat, die im alten
Glucksspielstaatsvertrag falsch geregelt waren und
zu den Problemen gefiihrt haben, also eine deutli-
che Verbesserung gegenuber dem Status quo
darstellen.

Aber - Herr Juttner, das haben Sie gut gesagt -
wenn 15 oder 16 Lander einen Kompromiss ma-
chen, dann ist immer jemand bei einer Detailrege-
lung nicht hundertprozentig gliicklich und zufrie-
den. Das ist bei Staatsvertragen, die so ein kom-
plexes Feld betreffen, meistens so.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist
die grundsatzliche Aussage zum Glucksspielande-
rungsstaatsvertrag durch die Landesregierung.

Was ist erforderlich gewesen? - Das haben wir
eben schon gehort: Der EuroJackpot, der, wenn
man es genau betrachtet, so etwas ist wie illegales
Glucksspiel, das heute betrieben wird, allerdings
nicht von Toto-Lotto Niedersachsen - die haben
eine Genehmigung -, sondern eigentlich von der
Glucksspielaufsicht, muss dringend auf eine ver-
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nanftige rechtliche Basis gestellt werden. Dies war
erforderlich. Im Ausschuss Herr Jittner, haben wir
dies in der Sitzung am 13. April intensiv diskutiert.
Daran mochte ich erinnern.

Wie ist es dann weitergegangen, bzw. was ist pas-
siert? - Wolfgang Juttner hat im Ausschuss einen
meines Erachtens beeindruckenden Wortbeitrag

(Wolfgang Juttner [SPD]: Wie denn?
Ich habe doch keine Ahnung, wie es
Herr Dlrr gesagt hat!)

zu den vielen Fragestellungen geleistet, die beim
Glicksspielanderungsstaatsvertrag aus EU-recht-
licher Sicht- ob notifiziert worden ist -, aus ver-
fassungsrechtlicher Sicht, aus Sicht der Praxis ge-
geben sind, und hat die Frage aufgeworfen: Kann
dieser Gliicksspielanderungsstaatsvertrag mit ei-
ner hohen Wahrscheinlichkeit eigentlich nicht in
Kraft treten oder nachtraglich aul3er Kraft gesetzt
werden, und was bedeutet das fur den Landes-
sportbund, fir die Wohlfahrtsverbéande, fur den
Kulturbereich, die Destinatéare der Gllcksspielab-
gabe? - Herr Juttner, da - ich sage es ganz ehr-
lich - haben Sie uns Uiberzeugt.

(Zuruf von Christian Durr [FDPY])

Nachdem Sie die Risiken so dargelegt haben, sind
wir gemeinsam, Regierung und Regierungsfraktio-
nen, in medias res gegangen und haben Uberlegt,
wie wir das, was Sie kritisiert haben, das es nam-
lich kein Auffangnetz gibt, tatséchlich realisieren
konnen. Deshalb folgende Uberlegung: Wir brau-
chen fir den Fall, dass die Ratifizierung des
Staatsvertrages nicht erfolgreich ist oder dass
hinterher vom EuGH erklart wird, dass die Rechts-
situation so ist, als hatte es ihn gar nicht gegeben,
weil es keine Notifizierung gab - das ware die Fol-
ge -, eine L6sung, die in Niedersachsen Einnah-
mesicherheit fir Sport- und Wohlfahrtsverbénde
gewabhrleistet. Diesen Weg haben wir mit dem
Vorschaltgesetz beschritten.

(Hans-Henning Adler [LINKE]: Sie
sind aber nicht weitergegangen!)

Ist dieses Vorgehen so au3ergewdhnlich? Sind wir
die Einzigen, die die Sorge haben, die Herr Jiuttner
formuliert hat, dass etwas schiefgehen kann? -
Auch wenn wir alle das nicht wirklich erwarten, so
besteht rein theoretisch diese Méglichkeit. Wir
haben auf Fachebene bei den anderen Bundes-
landern nachgefragt. Ich kann Ihnen sagen, dass
sich Bayern fir diesen Fall wappnet und Vorkeh-
rungen trifft. Auch das rot-grine Bundesland Bre-
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men wappnet sich und trifft Vorkehrungen fir die-
sen Fall.

Aber was ist bei uns anders - man muss Herrn
Jittner ja dankbar sein, dass er diesen Hinweis
rechtzeitig gegeben hat - als in den anderen bei-
den Landern? - Fir den Fall, dass Sie mit lhrem
Hinweis recht haben, dass es ein Problem mit Blick
auf die Notifizierung gibt - ich teile dabei nicht alle
Ihre Einwande; ich glaube, die Tatsache, dass der
Briefbogen der Staatskanzlei Sachsen-Anhalt bei
der Notifizierung falsch war, wird beim EuGH
rechtlich nicht das entscheidende Kriterium sein -,
kdnnen wir Vorsorge treffen, indem wir heute die-
ses Gesetz beschlie3en, ohne weitere Notifizie-
rungsverpflichtungen auszulésen und Zeit zu ver-
lieren. Wir generieren also einen zeitlichen Vorteil,
weil wir heute noch auf den alten Glucksspiel-
staatsvertrag zuriickgreifen kénnen und die Ande-
rungen Uber eine Korrektur des damaligen Notifi-
zierungsverfahrens umsetzen kénnen. Das wird in
den anderen Landern nicht mdglich sein; Nieder-
sachsen hat hier dann einen deutlichen Wettbe-
werbsvorteil. Wir haben damit Wege der Werbeer-
leichterungen fur Lotto geschaffen; wir haben die
Internetdffnung fir Vertrieb und fur Werbung fur
Lotto und fur die Sportwetten geschaffen. Das ist
fur die Einnahmesicherung wichtig.

Haben wir jetzt durch dieses Vorschaltgesetz fur
den Fall, dass in sechs Wochen oder zwei Mona-
ten der Glucksspielanderungsstaatsvertrag in Kraft
tritt, Schadensersatzklagen aufgrund geschaffener
Fakten zu erwarten? - Nein, Herr Juttner, das ha-
ben wir aus unserer Sicht nicht, weil es namlich in
dieser Zeit nicht zu entsprechenden Fakten kom-
men wird. Wir werden es in diesen sechs Wochen
oder zwei Monaten erreichen - entsprechende
Erméchtigungen sind in dem Gesetz vorgesehen -,
dass sich die Beschréankungen, wie es in der Be-
grindung zum Gesetzentwurf steht, an den Rege-
lungen des Glicksspielanderungsstaatsvertrags
orientieren, damit wir nicht in die Situation von
Schleswig-Holstein kommen. Durch dieses Vor-
schaltgesetz, durch diese Anderung des Gliicks-
spielrechtes, wird innerhalb dieser sechs Wochen
nicht die Notwendigkeit bestehen, hier etwas zu
tun.

Herr Wenzel, Herr Hagenah, Sie haben die Frage
der Klagerisiken aufgeworfen. Ich kann Ihnen sa-
gen: Gerade durch dieses Gesetz wird das Risiko
von Klagen gegen das Land Niedersachsen mini-
miert. Es gibt zwei Grinde, aus denen jemand
klagen koénnte: Entweder jemand klagt, weil er die
Suchtpravention im Glucksspiel nicht fir ausrei-
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chend halt. Er wirde, wenn er erfolgreich klagen
will, ganz bestimmt nicht gegen das niederséachsi-
sche Gesetz, sondern gegen das schleswig-
holsteinische Gesetz klagen; denn dann hétte er
die groRten Erfolgsaussichten. Oder jemand klagt
gegen das Gliicksspielrecht, weil ihm die Frage der
Vereinbarkeit mit EU-Recht besonders am Herzen
liegt. Auch er wirde nicht gegen das niedersachsi-
sche Gesetz klagen, sondern gegen ein Gesetz
aus einem anderen Bundesland, weil dort die Aus-
sichten einer Klage auf Erfolg am grof3ten sind.

Wir liegen also sozusagen genau in der Mitte: Wir
haben die Risiken von Klagen gegen unser Gesetz
minimiert und die Ertrage fir Sport- und Wohl-
fahrtsverbande dauerhaft abgesichert. Falls doch
etwas passiert, kbnnen wir jederzeit reagieren. Wir
sind nicht an Wartefristen oder Ahnliches gebun-
den. Von daher danke ich den Regierungsfraktio-
nen von CDU und FDP herzlich dafiir, dass wir
diesen Sicherheitsgurt einziehen.

(Beifall bei der FDP und Zustimmung
bei der CDU)

Vizeprasidentin Astrid Vockert:

Ganz herzlichen Dank, Herr Minister. - Um zusatz-
liche Redezeit nach 8§71 Abs.3 unserer Ge-
schaftsordnung hat Herr Adler von der Fraktion
DIE LINKE gebeten. Sie haben fir zwei Minuten
das Wort.

Hans-Henning Adler (LINKE):

Frau Prasidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Herr Minister Bode, mit diesem Ge-
setz haben Sie die Klagerisiken nicht minimiert,
sondern erhoht. Das ergibt sich schon daraus,
dass Sie auf die Schnelle ein Gesetz durch das
Beratungsverfahren gebracht haben, das nicht
durchdacht ist - darauf hatte ich bereits hingewie-
sen.

Wie ist es in den anderen Bundeslandern? - In
Sachsen ist der Entwurf des Glucksspielande-
rungsstaatsvertrages bereits in die parlamentari-
schen Beratungen gegangen. Dort wird in den
Ausschissen dariber diskutiert, und es findet eine
Anhorung statt. Ich frage mich - vielleicht kdnnen
Sie das beantworten -: Warum bringen Sie den
Glucksspielanderungsstaatsvertrag hier nicht in
das normale parlamentarische Verfahren ein? -
Dann koénnten wir dartiber diskutieren. Aber das
tun Sie nicht.

Mit der Anderung des Gliicksspielstaatsvertrages
geht ja eine Anderung des Niedersachsischen
Glicksspielgesetzes einher. Wenn Sie eine Auf-
fanglésung benétigen, dann héatten Sie diese ja
Uber das Niedersachsische Gliicksspielgesetz
finden kénnen. Das hatten Sie bei der Gelegenheit
machen kénnen. Es besteht also Uberhaupt gar
kein Grund, dieses Vorschaltgesetz so kurzfristig
einzubringen. Das ist einfach nur unsinnig. Oder
Sie verfolgen damit andere Zwecke. Ich frage mich
wirklich: Wer hat bei Ihnen die Feder gefihrt?

(Zustimmung bei der LINKEN)

Vizepréasidentin Astrid Vockert:

Das Wort hat nun ebenfalls nach § 71 Abs. 3 GO
Herr Hagenah fir die Fraktion Bindnis 90/Die
Griinen, ebenfalls fir zwei Minuten.

Enno Hagenah (GRUNE):

Frau Prasidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Es ist mir ein echtes Bediirfnis, hier
deutlich zu machen, dass die Ausflhrungen des
Ministers in diametralem Gegensatz zu dem ste-
hen, was uns der das Parlament beratende Ge-
setzgebungs- und Beratungsdienst zu diesem
Gesetz im Ausschuss mitgeteilt hat.

(Zustimmung bei den GRUNEN, bei
der SPD und bei der LINKEN)

Der Minister hat ausgefuhrt, das hier eingebrachte
Gesetz wirde keinerlei Notifizierungsnotwendigkeit
auslésen - der GBD hat uns im Ausschuss genau
das Gegenteil mit auf den Weg gegeben. Der Mi-
nister hat ausgefihrt, durch dieses Gesetz wirden
Klagemdglichkeiten von dritter Seite gegenlber
dem Land Niedersachsen minimiert - der GBD hat
uns gegentber von einer Erhdéhung des Risikos
von Klagen durch dieses Gesetz gesprochen.

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung bei der SPD und bei der
LINKEN)

Ich muss Ubrigens erganzen: Den Vorhaltungen
des GBD ist vonseiten des Ministeriums in der
Ausschussberatung in keiner Weise widersprochen
worden. Sie sind im Raum stehen geblieben. Auch
die Regierungsfraktionen haben diese Ausfihrun-
gen des GBD schweigend hingenommen; sie ha-
ben sie nicht rechtlich widerlegt, sondern dennoch
abgestimmt. Diese Abstimmung soll heute wieder-
holt werden.
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Das muss das Haus wissen, damit alle wissen,
worlber sie abstimmen, ob das rechtssicher ist
oder nicht und welcher Tatbestand hier letztendlich
fur Niedersachsen geschaffen wird.

Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung bei der SPD und bei der
LINKEN)

Vizeprasidentin Astrid Vockert:

Danke schon, Herr Hagenah. - Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Ich schliele damit die
Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar zur Ein-
zelberatung. Ich rufe auf:

Artikel 1. - Hierzu liegt eine Anderungsempfehlung
des Ausschusses vor. Wer will so beschlieRen? -
Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Das Erste
war die Mehrheit.

Artikel 2. - Auch hierzu liegt eine Anderungsemp-
fehlung des Ausschusses vor. Wer will so be-
schlieRen? - Gegenstimmen? - Stimmenthaltun-
gen? - Ich stelle fest: Auch hier war das Erste die
Mehrheit.

Artikel 3. - Hierzu liegt ebenfalls eine Anderungs-
empfehlung des Ausschusses vor. Wer will so
beschlieBen? - Gegenprobe! - Stimmenthaltun-
gen? - Auch hier war das Erste die Mehrheit.

Gesetzeslberschrift. - Unverandert.

Wir kommen zur Schlussabstimmung. Wer dem
Gesetz seine Zustimmung geben moéchte, den bitte
ich, sich vom Platz zu erheben. - Wer stimmt ge-
gen das Gesetz? - Gibt es Stimmenthaltungen? -
Das ist nicht der Fall. Ich stelle fest: Das Gesetz ist
mit Mehrheit beschlossen.

Bevor ich den néchsten Tagesordnungspunkt auf-
rufe, mdchte ich Ihnen mitteilen, dass es eine Ver-
anderung der Tagesordnung gibt. Die Parlamenta-
rischen Geschéftsfuhrer der Fraktionen haben sich
namlich darauf verstandigt, die abschlieRenden
Beratungen unter den Tagesordnungspunkten 9
und 12 - ich denke, dass ich die einzelnen Themen
nicht vorlesen muss - fir den Tagungsabschnitt im
Juni vorzusehen. Der Beratungsumfang fir heute
reduziert sich damit um eine gute Stunde.

Ich rufe nunmehr den Tagesordnungspunkt 6
auf:
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Abschliel3ende Beratung:

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung der Nie-
dersachsischen Verfassung - Gesetzentwurf der
Fraktion DIE LINKE - Drs. 16/4035 - Beschluss-
empfehlung des Ausschusses fir Rechts- und
Verfassungsfragen - Drs. 16/4748 - Schriftlicher
Bericht - Drs. 16/4766

Der Ausschuss empfiehlt lhnen, den Gesetzent-
wurf abzulehnen.

Eine mundliche Berichterstattung ist nicht vorge-
sehen.

Ich eroffne die Beratung. Zu Wort gemeldet hat
sich Herr Adler von der Fraktion DIE LINKE. Bitte
schon, Sie haben das Wort!

Hans-Henning Adler (LINKE):

Frau Prasidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Mit diesem Gesetzentwurf verfolgen
wir das Ziel, ein Verbot der Diskriminierung wegen
der sexuellen Identitdt auch in die Niederséchsi-
sche Verfassung aufzunehmen. Niemand soll we-
gen seiner sexuellen ldentitat benachteiligt werden
durfen.

Eine solche Regelung gibt es bereits in verschie-
denen Landerverfassungen, z. B. in Brandenburg,
in Berlin, in Tharingen, in Bremen und im Saarland.
Ein solches Diskriminierungsverbot gibt es auch in
der Charta der Grundrechte der Europdischen
Union und in nationalen Verfassungen, z. B. von
Schweden und Portugal. Ein solches Verbot gibt
es auch im Allgemeinen Gleichbehandlungsge-
setz.

An dieser Stelle will ich gleich auf einen Einwand
eingehen, der wahrscheinlich kommen wird. Der
Einwand wird sein: Wir brauchen das doch gar
nicht in der Niedersachsischen Verfassung zu
regeln, weil das Allgemeine Gleichbehandlungsge-
setz - einige sagen auch: Antidiskriminierungsge-
setz - auch in Niedersachsen gilt. - Aber dieser
Einwand ist nicht wirklich Uberzeugend; denn so
betrachten wir die Dinge nicht immer. Der Nieder-
sachsische Landtag hat z. B. einvernehmlich die
Verfassung geandert, als es um die Kinderrechte
ging. Auch damals hat uns der Gesetzgebungs-
und Beratungsdienst gesagt, eigentlich brauchten
wir das gar nicht, weil das alles bereits durch Ge-
setze des Bundes geregelt sei. Trotzdem haben
wir die Verfassung geéandert, weil wir einen Akzent
setzen wollten, weil wir etwas ins 6ffentliche Be-
wusstsein bringen wollten, was uns wichtig war.
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Deswegen kommt es immer auch darauf an, wie
man eine solche Frage politisch gewichtet. Wenn
man sie politisch hoch gewichtet, dann ist man der
Auffassung: Sie gehoért in die Verfassung hinein-
geschrieben. - Das ist der Punkt.

Wie wichtig dieses Thema ist, ist uns vor wenigen
Tagen deutlich geworden, als wir von dem Vor-
gang in Rechterfeld gehort haben. In dieser sid-
oldenburgischen Gemeinde hatte sich ein Lehrer
um das Amt des Schulleiters beworben. Dann
haben sich irgendwelche Ewiggestrigen zusam-
mengetan, an den drtlichen Priester gewandt und
Mobbing gegen den Lehrer betrieben. Schliellich
hat der Bewerber seine Bewerbung zurlickgezo-
gen. Die Schule in Rechterfeld hat jetzt keinen
Schulleiter. Der Birgermeister von Rechterfeld
bedauert dies. Auch die Schule bedauert, dass
eine solche Einflussnahme von Ewiggestrigen zu
diesem Ergebnis gefihrt hat.

Das Beispiel Rechterfeld zeigt, wie notwendig es
ist, dass der Niederséchsische Landtag hier ein
eindeutiges Zeichen setzt.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepréasidentin Astrid Vockert:

Herr Adler, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Kollegen Bley?

Hans-Henning Adler (LINKE):
Selbstverstandlich.

Vizeprasidentin Astrid Vockert:
Herr Bley, Sie haben das Wort.

Karl-Heinz Bley (CDU):

Herr Adler, lhre Ausfuhrungen sind nicht falsch.
Aber wére es nicht sinnvoll, auch zu sagen, dass
alle verantwortlichen ortlichen Politiker sich bemiiht
haben, Einfluss zu nehmen und diesen Schulleiter
trotzdem zu gewinnen?

Vizepréasidentin Astrid Vockert:
Herr Adler!

Hans-Henning Adler (LINKE):

Da haben Sie vollig recht. Ich will die ortlich Ver-
antwortlichen Uberhaupt nicht kritisieren. Sie ha-
ben sich sicherlich alle um Schadensbegrenzung
bemiiht. Aber das andert doch nichts an meinem
Argument, dass ein solcher Schaden eingetreten
ist und dass man sich Uberlegen muss, welche
Akzente man als Gesetzgeber dagegen setzt.

Die Diskriminierung von Homosexuellen, Lesben,
Transgendern usw. hat eine ganz bittere Geschich-
te, die wir uns immer wieder vor Augen fiihren
sollten. Im Mittelalter kamen sie auf den Scheiter-
haufen. Dann drohte der § 175 mit Zuchthausstra-
fen. Die Nazis haben die Homosexuellen in Kon-
zentrationslager geworfen; sie wurden dann mit
einem rosa Winkel gekennzeichnet. Noch bis 1969
wurde in Deutschland Strafverfolgung betrieben.
Die Polizei hat mit Spitzeln im Milieu gearbeitet. Es
gab ,Rosa Listen“. Alles das wurde erst von Jus-
tizminister Heinemann beendet, aber noch nicht
einmal vollstandig; denn erst Anfang der 90er-
Jahre wurde der 8§ 175 vollstandig aufgehoben.

In der DDR war die strafrechtliche Diskriminierung
nicht so stark. Aber es gab auch dort Diskriminie-
rung.

Ich finde, vor dem Hintergrund dieser Erfahrungen
muss der Gesetzgeber einen Akzent setzen und
angesichts dessen, was Schwulen und Lesben in
der Vergangenheit zugefiigt wurde, auch zu einem
Akt der Wiedergutmachung bereit sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Astrid Vockert:

Fur die SPD-Fraktion hat sich Herr Haase zu Wort
gemeldet. Bitte schon, jetzt haben Sie das Wort!

Hans-Dieter Haase (SPD):

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Kol-
lege Adler hat es, glaube ich, sehr deutlich ge-
macht: Wir als Niedersachsischer Landtag kénnten
heute gemeinsam einen guten Schritt in der Ver-
fassungsentwicklung unseres Landes gehen und
damit dem Beispiel vieler anderer Bundeslander
folgen, indem wir endlich das Merkmal der sexuel-
len Identitat in Artikel 3 Abs. 3 aufnehmen.

Leider wird es wohl nicht dazu kommen. Die Re-
gierungsparteien verweigern sich - wie schon in
der Debatte um die Bundesratsinitiative zum glei-
chen Thema vor zwei Jahren - diesem fir viele
Menschen in unserem Land wirklich wichtigen
Anliegen. Nicht dass wir im Ausschuss nicht erneut
intensiv darUber diskutiert hatten! Nein, es war
einfach ein Beharren auf den Positionen von 2009:
Diese Anderung sei unnétig, sie regele nichts, was
nicht schon gesetzlich oder gerichtlich geklart sei,
und man solle die Verfassung nicht tiberfrachten.

Meine Damen und Herren, schade, dass die CDU
und die FDP in Niedersachsen nicht die Kraft ha-
ben, den Beispielen anderer Bundeslander zu
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folgen! Berlin, Brandenburg, Bremen, Thiringen
und zuletzt das Saarland haben das Merkmal der
sexuellen Identitéat in ihre Verfassungen aufge-
nommen - das Saarland ubrigens mit allen Stim-
men der dort vertretenen Fraktionen, also auch mit
den Stimmen von CDU und FDP, und zwar zu
Zeiten einer schwarz-gelben Koalition. Dies sollte
Ihnen zumindest zu denken geben.

Meine Damen und Herren, wir sind uns doch alle
einig, dass die Verfassung und insbesondere der
Grundrechtekatalog in der Verfassung nur sehr
behutsam erganzt und verandert werden soll und
darf. Aber die Nichtaufnahme des Merkmals der
sexuellen Identitat ist eine Unterlassung, die zu
korrigieren ist. Hier ist und bleibt Handlungsbedarf.
Herr Adler hat das ausgefiihrt. Dies wurde im Ubri-
gen auch in der schriftlichen Stellungnahme des
LSVD erneut unterstrichen. Und wer kennt nicht
die Bilder der jahrlichen Demonstrationen von
Zehntausenden Lesben, Schwulen und Transgen-
dern, z. B. am Christopher Street Day?

Meine Damen und Herren, das Fehlen des Merk-
mals der sexuellen ldentitat ist vom Bundesverfas-
sungsgericht ausdrticklich geriigt bzw. mehrfach
angesprochen worden.

Naturlich ist es richtig, dass die europaische Ver-
fassungsrechtsentwicklung in Artikel 13 des EG-
Vertrages und Artikel 21 Abs. 1 der Charta der
Grundrechte der EU langst die Diskriminierung
wegen der sexuellen Identitat in den Kreis der
Diskriminierungsverbote einbezogen hat. Ebenso
ist in diesem Hause natirlich unbestritten, dass wir
in den deutschen und niedersachsischen Einzel-
gesetzen - Betriebsverfassungsgesetz, Allgemei-
nes Gleichbehandlungsgesetz, Beamtengesetz -
langst Regelungen haben, die eindeutig und klar
die Diskriminierung aufgrund der sexuellen ldenti-
tat verbieten, sodass man sagen konnte, es beste-
he kein Regelungsbedarf und mit der Erganzung
des Artikels 3 werde weder etwas Neues noch
mehr Rechtsklarheit geschaffen.

Ist aber nicht der Umkehrschluss richtig? Ist nicht
gerade dies ein Argument fir die Ergédnzung und
Betonung dieses Rechtes? - Weil Recht, auch
Verfassungsrecht, nicht statisch ist, sollten wir als
Gesetzgeber diese Rechtsentwicklung, die auf
européischer Ebene langst stattgefunden hat, auch
in unserer Verfassung deutlich und klar zum Aus-
druck bringen. Wir sollten und dirfen dies in Nie-
dersachsen nicht allein der Auslegung der Gerich-
te und der Interpretation des européischen Rechts
Uberlassen.
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Ich erinnere auch noch einmal daran: Die Verfas-
sungskommission von 1993 hat seinerzeit mit einer
Mehrheit von 27 zu 22 Stimmen fur die Aufnahme
dieses Zusatzes in das Grundgesetz pladiert. Le-
diglich die FDP, Herr Zielke, hat das damals blo-
ckiert.

Meine Damen und Herren, heute kdnnten und
sollten wir zumindest auf Landerebene diese in
meinen Augen notwendige Erganzung vornehmen.
Leider aber haben Sie von den Regierungsfraktio-
nen wieder nicht die Kraft und wieder nicht den
Mut dazu. Dabei ware es wirklich ein ganz starkes
Zeichen von Akzeptanz und Toleranz. Wir wiirden
endlich das Merkmal der sexuellen Identitat gleich-
rangig neben den Merkmalen Rasse, Herkunft,
religiose und politische Anschauung in der Verfas-
sung festschreiben. Wir wirden uns als Gesell-
schaft rechtlich verpflichten, keine Benachteiligun-
gen wegen der sexuellen Identitat mehr zuzulas-
sen. Wir kénnten deutlich machen, dass Lesben,
Schwule und Transgender in Niedersachsen ohne
Angst und ohne Diskriminierung leben kénnen und
sollen.

Meine Damen und Herren, natirlich wére das auch
ein symbolischer Akt, aber ein wichtiger. Herr Adler
sprach von einer Akzentsetzung. Mir ist wie allen
anderen klar, dass ein Verfassungstext das eine,
die gelebte Realitat oftmals eine andere ist. Das
von Herrn Adler genannte Beispiel spricht Bande.
Umso wichtiger ist es aber doch fir uns als Land-
tag - fur uns als Sozialdemokratinnen und Sozial-
demokraten ohnehin -, dass wir mit dieser Ande-
rung deutlich machen: Schwule, Lesben und
Transgender verdienen den gleichen Respekt und
die gleiche Akzeptanz wie alle anderen Menschen
in der Gesellschaft.

(Zustimmung bei der SPD)

Sie sind Burgerinnen und Birger wie wir alle mit
gleichen Rechten und Pflichten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich finde es wirk-
lich schade, dass die Mitglieder der Regierungs-
fraktionen immer noch nicht den Mut haben oder
die Kraft aufbringen - ich weil3 nicht, warum das so
ist -, unsere Verfassung wirklich aktuell weiterzu-
entwickeln. Das Thema wird doch auf der Tages-
ordnung bleiben. Meine Hoffnung ist, dass Sie
ebenso wie die Kolleginnen und Kollegen lhrer
Fraktionen in anderen Landern irgendwann aus
der Opposition heraus endlich mitstimmen und
gemeinsam mit den anderen Parteien diese Er-
ganzung beschlieBen, damit auch Niedersachsen
eine Verfassung hat, die up to date ist, die en jour
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ist. Die Schwulen, Lesben und Transgender in
unserem Land, aber auch viele dartiber hinaus
durfen dies zu Recht von uns allen, insbesondere
auch von lhnen, erwarten.

Danke schon.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Astrid Vockert:

Danke schon, Herr Haase. - Fiur die Fraktion
Biindnis 90/Die Griunen hat sich Frau Kollegin
Twesten zu Wort gemeldet. Bitte schon!

Elke Twesten (GRUNE):

Frau Prasidentinl Meine Damen und Herren! Ur-
sprunglich wollten wir diesen Antrag bereits im
November-Plenum des letzten Jahres beraten,
genauer gesagt am 9. November, jenem Tag, der
als Reichspogromnacht in die Geschichte einge-
gangen ist. Herr Dinkla hat seinerzeit auf die Be-
deutung des Datums mit Blick auf die Diskriminie-
rung der judischen Bevélkerung bis hin zur syste-
matischen Verfolgung und Vernichtung hingewie-
sen. Dem konnte in unserem Land erst 1945 ein
Ende bereitet werden.

Neben Juden und Behinderten gab es eine weitere
Bevolkerungsgruppe, die zuerst diskriminiert und
spéater ebenso systematisch verfolgt wurde. Nach
der Verscharfung des § 175 StGB im Jahre 1935
und der Einrichtung der Reichszentrale zur Be-
kampfung der Homosexualitdét und Abtreibung
wurden Schwule zu Hunderttausenden juristisch
verfolgt und in die Konzentrationslager ver-
schleppt. Viele kamen zu Tode. Diese organisierte
Form der Verfolgung endete mit der Befreiung vom
Nationalsozialismus, die gesetzliche Diskriminie-
rung hingegen nicht. Man kehrte am 11. Dezember
1957 lediglich zu einer Variante des § 175 zurlck,
wie sie vor 1935 bestand. Homosexualitat galt
weiter als sittenwidrig.

Dann dauerte es fast vier Jahrzehnte, bis der so-
genannte Schwulenparagraf 1994 abgeschafft
wurde. Das bedeutete jedoch nicht, dass es von
da an keinerlei Diskriminierung mehr gab. Jings-
tes unwiirdiges Beispiel fur die alltagliche Diskrimi-
nierung ist die Achtung eines schwulen Bewerbers
fir einen Grundschulleitungsposten im Oldenbur-
ger Land, in Rechterfeld. Die taz titelte ,Schwulen-
feindlichkeit in Reinkultur®. Nicht nur Schwule,
sondern auch Lesben, Bisexuelle, Intersexuelle,
Transgender und Transsexuelle sehen sich alltag-
lichen Diskriminierungen ausgesetzt. Zwar hat in
den letzten Jahren ein gesellschaftlicher Wandel

eingesetzt, aber das hatte bisher nicht zur Folge,
dass diese Personengruppen auch vor dem Ge-
setz gleich sind. Nein, noch immer besteht eine
Ungleichbehandlung. Wirklich bedenklich fur unser
Zusammenleben ist, wie das Beispiel Rechterfeld
zeigt, die offensichtlich zur Schau getragene ge-
sellschaftliche Unféhigkeit und Feigheit, diesem
Thema zu begegnen. Sie lassen diesen Vorfall so
unglaublich werden.

Meine Damen und Herren, mit Aufnahme einer
entsprechenden Formulierung, wie sie der LSVD
angeregt hat, wirden wir uns in Niedersachsen
nicht nur mit den Landern Berlin, Bremen und
Brandenburg sowie dem Saarland gleichstellen,
sondern eine klare Aussage treffen: Die Diskrimi-
nierung, Benachteiligung und Herabsetzung von
Menschen wegen ihrer sexuellen Identitat ist Un-
recht. Ich bin mir dartber im Klaren, dass die all-
tagliche Diskriminierung in den Kopfen durch die
vorgeschlagene Ergénzung allein nicht verschwin-
den wird. Ich bin mir aber sicher, diese Formulie-
rung wird ein entscheidender Bestandteil einer
wirksamen Strategie sein, durch die eine Verande-
rung der Einstellungen und Verhaltensweisen er-
reicht werden kann. Wir bekommen damit ein In-
strument an die Hand, durch das wir allen und
jedem einen Spiegel vorhalten kénnen, wenn es zu
ahnlichen Ereignissen kommt. Wir kénnen dadurch
unsere offenbar immer noch vorhandene gesell-
schaftliche Unfahigkeit vor Augen fiihren, mit Ho-
mosexualitdt umzugehen.

Diskriminierungsverbote sind Leitlinien, die deutlich
machen, welches Verhalten in einer Gesellschaft
akzeptiert wird und welches nicht. Wir werden der
Forderung, ein Benachteiligungsverbot in Artikel 3
Abs. 3 der Niedersachsischen Verfassung aufzu-
nehmen und die Verfassung um diesen Passus zu
erganzen, zustimmen.

Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
LINKEN)

Vizeprasidentin Astrid Vockert:

Herzlichen Dank, Frau Kollegin Twesten. - Fir die
CDU-Fraktion hat nun Frau Kollegin Ross-Lutt-
mann das Wort. Bitte schon!

Mechthild Ross-Luttmann (CDU):

Frau Préasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Mit dem Gesetzentwurf streben Sie, meine
Damen und Herren von der Fraktion DIE LINKE,
eine Verfassungsanderung an, namlich die Erwei-
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terung des Artikels 3 Abs. 3 der Niedersachsischen
Verfassung um das Merkmal der sexuellen ldenti-
tat. Sie verfolgen damit das Ziel, Diskriminierungen
wegen der sexuellen Identitat von Lesben, Schwu-
len, Transgendern und Bisexuellen in der Gesell-
schaft zu bekampfen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich bin
mit Thnen durchaus der Meinung, dass Betroffene
in der Vergangenheit schweres Leid erfahren ha-
ben und dass es heute leider immer noch Anfein-
dungen gegeniuber Menschen gibt, deren Verhal-
tensweisen als Anderssein empfunden werden. Ich
lege groBen Wert auf die Feststellung, dass dies
absolut nicht toleriert werden kann.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Die CDU-Fraktion tritt entschieden und unmissver-
standlich gegen jede Form von Diskriminierung
und Benachteiligung ein. Herr Haase, selbstver-
standlich verdienen Homosexuelle, Lesben und
Schwule, wie auch jeder andere Mensch Respekt
und Wertschatzung. Ich glaube aber - da gehen
unsere Meinungen auseinander -, dass dies keine
Frage verfassungsrechtlicher Gesetzgebung, son-
dern vielmehr eine Frage der tatsachlichen Akzep-
tanz in der Gesellschaft ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, unser
Rechtssystem sichert jedem einzelnen Menschen
einen autonomen Bereich privater Lebensgestal-
tung zu, in dem er seine Individualitat entwickeln
und wahren kann. Dazu gehort selbstverstandlich
auch die sexuelle Ausrichtung eines jeden Einzel-
nen. Das beinhaltet das Recht, sein Leben ent-
sprechend seiner eigenen, von ihm selbst empfun-
denen sexuellen Identitdt zu fihren. Dies folgt
sowohl aus dem aus Artikel 2 Abs. 1 in Verbindung
mit Artikel 1 Abs. 1 unseres Grundgesetzes abge-
leiteten allgemeinen Personlichkeitsrecht als auch
aus dem allgemeinen Gleichheitsgrundsatz des
Artikels 3 des Grundgesetzes, welcher ebenfalls
Bestandteil unserer Niedersachsischen Verfassung
ist. Damit bietet die Niedersachsische Verfassung
bereits einen wirksamen und umfassenden rechtli-
chen Schutz gegen Benachteiligung und Ungleich-
behandlung.

Ebenso wird das Merkmal der sexuellen Identitét in
weiteren europarechtlichen Regelungen geschiitzt,
und zwar in Artikel 8 der Menschenrechtskonventi-
on, in Artikel 21 der Grundrechtecharta - Herr Haa-
se, Sie haben es erwéhnt - sowie im Allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetz. So hat §1 des Allge-
meinen Gleichbehandlungsgesetzes zum Ziel,
Benachteiligungen wegen der Rasse, der ethni-

17490

schen Herkunft, des Geschlechts, der Religion
oder Weltanschauung, aber auch der sexuellen
Identitat zu verhindern und zu beseitigen. Damit
gibt es, meine Damen und Herren, bereits umfang-
reiche Schutzrechte auf allen Ebenen.

Trotz dieser Vielzahl gesetzlicher Regelungen
existieren in der Gesellschaft nach wie vor Vorur-
teile. Wir alle kennen zumindest aus den Medien
den jingsten Vorgang um die geplante Einstellung
eines homosexuellen Grundschulleiters im Kreis
Vechta. Alle vor Ort Verantwortlichen, Schulvor-
stand wie auch Gemeinde, haben der Einstellung
zugestimmt. Der nachfolgende Protest einiger
weniger Blrger hat den Bewerber veranlasst, sei-
ne Bewerbung zuriickzuziehen, obwohl ihn die
ortlichen Verantwortlichen gebeten hatten, das
Amt zu Gbernehmen.

Das hat mir deutlich gemacht: Erstens. Der gesetz-
lich geregelte Diskriminierungsschutz des AGG hat
funktioniert. Einstimmige Beschlisse zur Einstel-
lung des Bewerbers wurden gefasst. Zweitens. In
der Gesellschaft gibt es immer noch - das ist das
eigentlich Traurige - Akzeptanzprobleme. Diesen
gilt es wirksam entgegenzutreten.

Insofern glaube ich auch nach den Diskussionen
im zustandigen Fachausschuss nicht, dass allein
die vorgeschlagene Verfassungsanderung zu mehr
Akzeptanz in der Gesellschaft beitragt.

(Hans-Henning Adler [LINKE]: Nicht
allein, aber auch!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Herr
Adler, nicht die Verfassung bedarf einer Anderung,
sondern vielmehr muss sich das Denken der Men-
schen andern, die aus welchen Grinden auch
immer andere Menschen diskriminieren oder in
ihrer Wirde herabsetzen. Hiergegen missen wir
entschieden eintreten und eine Diskussion fiihren,
die nicht das vermeintliche Anderssein hervorhebt,
sondern die Vielfalt unseres Lebens als Chance flr
unsere Gesellschaft betont.

Wir alle sind gehalten, dieses Selbstverstandnis
auch im Alltag zu leben. Ich bin Gberzeugt davon,
dass gesamtgesellschaftlich durch verstarkte Of-
fentlichkeitsarbeit, Aufklarung und breite Wissens-
vermittlung beispielsweise in unseren Schulen
mehr erreicht werden kann und auch muss, damit
Achtung, Respekt und Toleranz unsere Gesell-
schaft in allen Lebensbereichen prégen. Hierauf ist
unsere Gesellschaft angewiesen.

Damit leisten wir nachhaltiger und wirksamer einen
wertvollen und unschéatzbaren Beitrag. So errei-
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chen wir mehr fur ein solidarisches Miteinander in
Niedersachsen, als eine Verfassungsanderung
allein es vermag, vor allem wenn sie, wie hier,
gesellschaftspolitisch einen gewissen symboli-
schen Wert entfaltet.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, unsere
Verfassung ist - darauf ist Herr Adler eingegan-
gen - die rechtliche Grundordnung fur unser Land
Niedersachsen, die sich zu Recht auf das Wesent-
liche konzentriert. Hierauf sollte auch unsere Ver-
fassung beschrankt bleiben. Sie sollte nur behut-
sam geandert werden. Sie sollte vor Wiederholun-
gen geschitzt werden wie der Aufnahme des be-
reits geschitzten Rechts der sexuellen Identitat.
Gesellschaftspolitische Winsche, auch wenn sie
noch so winschenswert erscheinen, sollten eben
nicht in sie aufgenommen werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, einer
Verfassungsanderung bedarf es daher nicht, aber
Wertschatzung fur jeden einzelnen Menschen in
seiner Einzigartigkeit. Deshalb sage ich fur die
Fraktion der CDU, dass wir den Gesetzentwurf aus
den vorgenannten Griinden ablehnen.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Vizeprasidentin Astrid Vockert:

Danke schon. - Auf den Beitrag von Frau Kollegin
Ross-Luttmann haben sich zwei Kollegen zu Kurz-
interventionen zu Wort gemeldet. Herr Adler, zu-
nachst haben Sie fir die Fraktion DIE LINKE fir
anderthalb Minuten das Wort. Bitte schon!

Hans-Henning Adler (LINKE):

Frau Prasidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Frau Ross-Luttmann, Sie haben eben
zu Recht gesagt, dass sich die Verfassung auf das
Wesentliche beschréanken sollte. Bei dem, was wir
vorgeschlagen haben, handelt es sich ja nicht um
ein langes Kapitel, das wir in die Verfassung einfu-
gen wollen, sondern es sind nur ganz wenige Wor-
te. Die Frage ist: Ist das, was wir hier einfiihren
wollen, wesentlich oder nicht? Das ist eine Frage
der politischen Bewertung. Wenn man es fir we-
sentlich halt, dann ist man daftr. Dann kann man
auch das, was Sie mit dem Begriff ,Wertschat-
zung“ zum Ausdruck gebracht haben, durch diese
Verfassungsanderung untermauern.

Das, was, wie Sie sagten, fir die Bewusstseinsan-
derung zusatzlich notwenig ist, ist ja alles richtig.
Aber das schlief3t nicht aus, es an dieser Stelle

durch eine Verfassungsanderung zu bekraftigen.
Nicht mehr und nicht weniger haben wir beantragt.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepréasidentin Astrid Vockert:

Danke schon. - Fur die SPD-Fraktion hat Herr
Kollege Haase fur anderthalb Minuten das Wort.

Hans-Dieter Haase (SPD):

Frau Prasidentin! Frau Ross-Luttmann, Sie wissen,
dass ich Sie schéatze.

(Zustimmung von Elisabeth Heister-
Neumann [CDU])

Aber mir ist nicht ersichtlich geworden, wieso Sie
in lhren letzten Sétzen, in lhrer Subsumtion, zu
dem Ergebnis kommen, es bedurfe keiner Ergan-
zung der Verfassung.

Herr Adler hat richtigerweise darauf hingewiesen:
Es geht um drei Worte, es geht um die Aufnahme
eines Merkmals. Sie sagen, dass Sie den Inhalt
dieses Merkmals durchaus positiv bewerten und
auch leben wollen. Mittlerweile haben wir hier doch
auch einen gesellschaftlichen Konsens erreicht.

Verfassung darf nichts Statisches sein. Wir erleben
eine Fortbildung des europdischen Rechts, des
Bundesrechts und des Landesrechts. Bei der Ver-
fassung handelt es sich nicht um etwas, was man
ins Museum stellt, sondern um etwas, was man
leben muss.

Insoweit noch einmal mein Appell! Denken Sie an
die Kolleginnen und Kollegen aus dem Saarland,
aus Bremen und Thiringen auch aus lhrer Partei,
die zu einer anderen Bewertung gekommen sind.
Ich glaube, das ware fir viele Menschen in Nieder-
sachsen ein wirklicher Gewinn. Es wiirde deutlich
machen, dass wir als Landtag, als Gesetzgeber
einen ganz deutlichen Akzent und ein richtig star-
kes Symbol setzen kbnnten.

(Beifall bei der SPD und bei der LIN-
KEN)

Vizeprasidentin Astrid Vockert:

Frau Kollegin Ross-Luttmann méchte antworten.
Sie haben das Wort fur anderthalb Minuten.

Mechthild Ross-Luttmann (CDU):

Frau Prasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Herr Haase, Sie haben es mit Ihrem letzen
Wort gesagt: ein Symbol setzen. Ich mdchte dar-
Uber hinausgehen. Mir geht es nicht darum, nur ein
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Symbol zu setzen, sondern darum, dass wir eine
gesellschaftliche Akzeptanz erreichen und dass es
uns gelingt, moglichst schon bei den ganz kleinen
Kindern zu erreichen, dass jeder Mensch in seiner
Einzigartigkeit und in seiner Vielfalt als ein Gewinn
fiir unsere Gesellschaft angesehen wird.

(Beifall bei der CDU)

Das erreichen wir nicht mit Symbolen, sondern nur
durch tatsachliches Tun und Handeln. Und darum
geht es mir.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizeprasidentin Astrid Vockert:

Herzlichen Dank. - Fir die FDP-Fraktion hat Herr
Professor Dr. Zielke das Wort.

Professor Dr. Dr. Roland Zielke (FDP):

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Die
Linke fordert uns auf, die Niedersachsische Ver-
fassung zu &ndern. Was wirde diese Verfas-
sungsanderung aber tatsachlich bewirken? - Rein
rechtlich ist die Regelung uberflissig; denn das
Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz verbietet
bereits jede Diskriminierung wegen der sexuellen
Identitéat. Das ist ein Bundesgesetz und gilt also
auch in Niedersachsen. Mit anderen Worten: Diese
Verfassungsanderung wirde unsere Verfassung
andern - und sonst nichts. Sie schiife kein neues
Recht, und sie wurde auch kein neues Recht impli-
Zieren.

Méoglicherweise gibt es durchaus unterschiedliche
Sichtweisen, wozu eine Landesverfassung dienen
soll. Die Linken schlagen hier etwas vor, das - ich
zitiere - ,Ausstrahlungswirkung entfalten“ und ein
.deutliches Bekenntnis* darstellen soll.

Vizeprasidentin Astrid Vockert:

Herr Professor Dr. Zielke, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Kollegen Haase?

Professor Dr. Dr. Roland Zielke (FDP):
Nein.

(Hans-Henning Adler [LINKE]: Wie bei
den Kinderrechten!)

- Genau.

Was wir hier beschlief3en sollen, ist also lupenreine
Symbolpolitik. Natirlich ist auch Symbolpolitik eine
legitime Art von Politik. Die Bewusstseinsanderung
der Gesellschaft, die Sensibilisierung der Offent-
lichkeit fir eine gute Sache - auch das kann Auf-
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gabe von Politik sein. Aber wir sollten nicht jede
moralisch hochstehende Initiative zum Anlass fir
Verfassungsénderungen nehmen. Ich mochte mir
erlauben, an dieser Stelle den Kollegen Krogmann
von der SPD zu zitieren. Er sagte einmal:

,Eine Verfassung ist keine Wander-
baustelle. Man sollte nicht ohne Not
daran herumbasteln.”

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Wird unsere Verfassung besser, wenn sie statt
umfassender klarer Oberbegriffe wie den Men-
schenrechten immer mehr Einzeltatbestande auf-
listet? - Ich beflrchte, wir begében uns da auf eine
schiefe Ebene.

(Elisabeth Heister-Neumann [CDU]:
Soist es!)

Denn der heutige Beschluss kdnnte zu einem
Wettlauf einladen, die Verfassung mit allerlei heh-
ren Zielen zu Uberfrachten, denen jeder nur zu-
stimmen konnte, vom Gesundheitsschutz uber
Kultur, Musik, Sport oder saubere Umwelt bis hin
zum Schutz von Senioren, dem Recht auf Arbeit,
dem Recht auf Bildung, dem Recht auf Wohnung
oder auch dem Verbot einzelner Diskriminierungs-
tatbestéande. Jeder kdnnte und musste, getrieben
von der offentlichen Meinung, daflir sein. Jede dies
besonders befurwortende Lobbygruppe wirde ihr
Anliegen in der Verfassung wiederfinden wollen,
um es aufzuwerten und sozusagen auf Ewigkeit in
Stein gemeilRelt zu sehen.

(Zustimmung bei der FDP und bei der
CDU)

Aber genau diese Inflation an Zielen und
Grundsatzen wirde jeden einzelnen Grundsatz in
seiner Bedeutung entwerten. Auch die Verfassun-
gen selbst, die des Bundes ebenso wie der L&n-
der - immerhin das Fundament unserer demokrati-
schen Grundordnung -, werden umso por@ser,
baufalliger und anfalliger fiir weitere Anderungen,
je mehr uns ihre Veranderung zur Gewohnheit
wird.

Vielen Dank.

Vizeprasidentin Astrid Vockert:

Herzlichen Dank. - Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor. Ich schlieRe die Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Beschluss-
empfehlung des Ausschusses zustimmen und
damit den Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE
in der Drs. 16/4035 ablehnen will, den bitte ich um
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das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimment-
haltungen? - Ich stelle fest, das Erste war die
Mehrheit.

Ich rufe nunmehr den Tagesordnungspunkt 7
auf:

Erste Beratung:

Entwurf eines Gesetzes zur Senkung des
Wabhlalters auf 16 Jahre - Gesetzentwurf der
Fraktion DIE LINKE - Drs. 16/4730

Zur Einbringung hat sich von der Fraktion DIE
LINKE Herr Kollege Perli zu Wort gemeldet. Herr
Perli!

Victor Perli (LINKE):

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Heute
diskutieren die Menschen in unserem Land nicht
Uber die langweilige Regierungserkldrung des
Ministerprasidenten. Nein, sie diskutieren Uber die
Frage, ab wann sich junge Menschen an den
Landtagswabhlen beteiligen sollten.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir beantragen mit dem vorliegenden Gesetzent-
wurf, das Mindestalter fur das aktive Wahlrecht fur
die Wahlen zum Niederséachsischen Landtag von
18 auf 16 Jahre zu senken. Grundsétzlich wirden
wir sogar einen weitergehenden Schritt unterstut-
zen. Eine Absenkung des Wabhlalters muss aber
von breiten politischen Mehrheiten getragen wer-
den. Ein Wahlalter ab 16 ist heute, wie sich gezeigt
hat, 1angst mehrheitsfahig.

(Beifall bei der LINKEN - Zurufe von
der CDU)

Im Vorfeld der heutigen Debatte &auf3erten sich
Vertreter aller relevanten politischen Jugendver-
bande zustimmend zu unserer Initiative, also auch
die Junge Union und die Jungen Liberalen.

(Zustimmung bei der LINKEN)

Wenn Sie von der CDU und der FDP gleich gegen
unsere Initiative sprechen werden, dann haben Sie
nicht einmal Ihre eigene Parteijugend hinter sich.

(Beifall bei der LINKEN - Zurufe von
der CDU)

In einer Umfrage des NDR haben sich heute tber
zwei Drittel der Teilnehmer fur die Absenkung aus-
gesprochen. Sie sehen, meine Damen und Herren,

die Linke vertritt auch bei diesem Thema die
Mehrheit in diesem Land.

(Beifall bei der LINKEN - Jens Nacke
[CDU]: Der ist am nachsten dran an
den 16!)

Wir halten eine solche Regelung erstens fiir poli-
tisch geboten, zweitens fur rechtlich zwingend und
drittens fir in der Praxis bereits erfolgreich erprobt.

Zu erstens: Die Festsetzung des Wahlalters auf 18
kommt aus dem letzten Jahrhundert. Nun ist da-
mals nicht alles falsch gewesen, aber es hat sich
doch einiges geandert.

(Thomas Adasch [CDU]: Das hilft
euch aber auch nicht mehr!)

Jugendforscher haben in zahlreichen Studien auf
die veranderten und beschleunigten Sozialisations-
und Entwicklungsprozesse der Jugendlichen hin-
gewiesen und diese deutlich aufgezeigt. In der
heutigen Gesellschaft mit verédnderten Familien-
strukturen und mehr Mdoglichkeiten, sich zu infor-
mieren, beispielsweise Uber das Internet mit einem
breiten und glnstigen Zugang, seien die Unter-
schiede zwischen 16- und 18-Jahrigen nicht mehr
so gravierend, dass man daraus den Schluss zie-
hen musse, 18-Jahrige durften wahlen, 16-Jahrige
aber nicht.

Genau um diesen Unterschied geht es, meine
Damen und Herren. Was rechtfertigt es, allen 16-
Jahrigen das Wahlrecht aufgrund ihres Alters zu
verweigern, und was rechtfertigt es, einem 18-
Jahrigen dieses Wahlrecht zu geben? - Aus unse-
rer Sicht gibt es keinen Unterschied zwischen 16-
und 18-Jahrigen, der diesen Ausschluss vom
Wabhlrecht und dieses Ausgrenzen von Demokratie
erlauben wirde.

Der Bundestag sieht es dbrigens in anderen
Rechtsfeldern genauso. Nehmen wir das Asyl-
recht. Hiernach kénnen 16-Jahrige als politische
Flichtlinge in Deutschland anerkannt werden, und
zwar nicht deshalb, weil ihre Eltern politisch ver-
folgt worden sind und sie als Kinder quasi in Sip-
penhaft genommen werden wirden. Nein, ein 16-
Jahriger kann als politischer Flichtling allein auf-
grund seiner politischen Handlung als asylberech-
tigt anerkannt werden. Hier ist er also als handeln-
des Subjekt mit einem eigenen Willen und einem
eigenen Handlungsbewusstsein anerkannt.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn das Asylrecht einem 16-Jahrigen ein eige-
nes politisches Bewusstsein und Handeln zubilligt,
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dann missen wir auch konsequent sein und deut-
schen Jugendlichen ein solches bewusstes politi-
sches Handeln ebenfalls zutrauen.

(Thomas Adasch [CDU]: Das ist ja
vielleicht ein Vergleich!)

Daraus folgt dann zwingend - hiermit bin ich bei
meinem zweiten Punkt -, dass wir das Wahlrecht
andern. Ich lese lhnen einmal Artikel 28 Satz 2 des
Grundgesetzes vor. Er lautet:

.In den Landern, Kreisen und Ge-
meinden muss das Volk eine Vertre-
tung haben, die aus allgemeinen, un-
mittelbaren, freien, gleichen und ge-
heimen Wahlen hervorgegangen ist."

Der Grundsatz der Allgemeinheit der Wahl gebietet
es, dass wir keine Bevolkerungsgruppe mit deut-
scher Staatsbirgerschaft ohne einen Uberzeugen-
den Grund von der Wahl ausschlieRen dirfen. Es
gibt keinen Grund mehr, beim aktiven Wahlrecht
die 16-Jahrigen gegenltber den 18-Jahrigen zu
benachteiligen.

(Beifall bei der LINKEN)

Daher ist es zwingend geboten, dass wir den Auf-
trag aus Artikel 28 unseres Grundgesetzes umset-
zen und das Wabhlrecht von 18 Jahren auf 16 Jah-
re absenken. Andere Lander haben es vorge-
macht, wir haben es bei den Kommunalwahlen
auch gemacht.

Damit bin ich beim dritten Punkt. Die Praxis gibt
uns Recht. Bremen war im letzten Jahr das erste
Bundesland, in dem auf der Landesebene 16- und
17-Jahrige wahlen gehen durften. Der Wabhlleiter
wertete diese Absenkung des Wabhlalters als Er-
folg. Die Kohorte der Erstwahlerinnen und Erst-
wahler war die einzige Altersgruppe in Bremen, bei
der die Wahlbeteiligung gegen den Trend gestie-
gen ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Das zeigt, die Jugendlichen haben ein Interesse
an Politik und wollen ihr Recht wahrnehmen.

(Vizeprasident Hans-Werner Schwarz
Ubernimmt den Vorsitz)

Die rot-rote Regierung in Brandenburg hat mit den
Stimmen der Griinen die Landesverfassung im
Dezember des letzten Jahres gedndert und genau
wie in Bremen das aktive Wahlrecht auf 16 Jahre
gesenkt. In Osterreich kénnen 16- oder 17-Jahrige
sogar auf der Bundesebene mitwahlen - Ubrigens
sogar in Kuba und in Nicaragua.
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(Thomas Adasch [CDU]J: Das ist ja ein
ganz hervorragendes Beispiel! Wann
ist denn in Kuba einmal demokratisch
gewahlt worden? - Weiterer Zuruf von
der CDU: Wie ist das in Nordkorea? -
Ingrid Klopp [CDU]: Das ist ja lacher-
lich! - Glocke des Prasidenten)

- Es trifft Sie wahrscheinlich tief, dass sogar in
Landern, die weit weg von unserem Entwicklungs-
stand sind, junge Menschen mehr Rechte bekom-
men als in Deutschland. Das trifft Sie offenbar tief.

(Zustimmung bei der LINKEN - Zurufe
von und Lachen bei der CDU)

Gucken Sie nach Osterreich, fahren Sie mit dem
Ausschuss nach Osterreich, und erkundigen Sie
sich dort vor Ort! Es ist kein Neuland, das wir hier
betreten, sondern wir reihen uns ein in eine kon-
sequente Weiterentwicklung des Wahlrechts. Wir
wollen mehr Demokratie. Sie wollen nicht mehr
Demokratie. Wir wollen mehr Demokratie und
mehr Menschen die Mdglichkeit zur Mitbestim-
mung durch ihre Teilnahme an Landtagswahlen
geben.

(Beifall bei der LINKEN - Zurufe von
und Lachen bei der CDU)

Denn, liebe Kolleginnen und Kollegen gerade von
der CDU: Wer mit 14 Jahren seinen Gott wahlen
darf, der sollte auch mit 16 Jahren seinen Minister-
prasidenten wahlen dirfen.

Herzlichen Dank.

(Lebhafter Beifall bei der LINKEN)

Vizepréasident Hans-Werner Schwarz:

Vielen Dank, Herr Kollege Perli. - Als Nachste hat
zu diesem Tagesordnungspunkt Frau Staudte flr
die Fraktion Bundnis 90/Die Griinen das Wort.

(Unruhe)

- Ich bitte, die Begeisterung ein bisschen zurtck-
zunehmen und Frau Staudte das Wort zu génnen.
- Bitte schon, Frau Staudte!

Miriam Staudte (GRUNE):

Vielen Dank. - Herr Prasident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Auch wir unterstiitzen
selbstverstandlich den Antrag, das Wahlalter zu
senken. Es ist allgemein bekannt, dass wir uns
sogar noch weitere Schritte der Absenkung vorstel-
len kdnnten.

(Victor Perli [LINKE]: Wir auch!)
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Ich glaube, wir alle kennen die Situation an Wahl-
abenden, dass alle Parteien, alle Kommentatoren
mantrahaft beklagen, dass die Wabhlbeteiligung
wieder so wahnsinnig niedrig gewesen sei. Gleich-
zeitig - und das finden wir dann etwas paradox -
werden ganze Bevdlkerungsgruppen pauschal von
dem Wahlrecht abgeschnitten. Das ist aus unserer
Sicht unglaubwiirdig. Wir sind der Uberzeugung,
dass wir das Wahlalter deutlich senken muissen.

Das Wahlalter von 18 Jahren ist eine systemati-
sche Unterschéatzung der Fahigkeiten von jungen
Menschen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Der Jugendforscher Professor Klaus Hurrelmann
sagt, sogar schon ab zwdlf Jahren habe man
grundsatzlich eine soziale und moralische Urteils-
fahigkeit. Man kdnne politische Urteile fallen, und
die Teilnahme an Wahlen sei méglich. Er sagt zu
der Forderung, das Wabhlalter auf 14 Jahre abzu-
senken, sogar: Endlich traut sich mal jemand!

Wir geben naturlich zu: Menschen lassen sich
beeinflussen. Menschen fallen auf Wahlverspre-
chen herein. - Aber das ist keine Frage des Alters!

(Beifall bei den GRUNEN)

Ganz im Gegenteil! Ich wiirde sogar so weit gehen
Zu sagen, dass Jugendliche eine sehr, sehr feine
Antenne haben, was Selbstdarstellung und falsche
Versprechungen angeht.

Zum Vergleich - das ist schon von meinem Vor-
redner angesprochen worden -: Ab 14 gilt die Reli-
gionsfreiheit. Ab 14 ist man strafmindig. Ab 14
kann man Mitglied in Parteien werden und dort
politische Amter iibernehmen. Und dann trauen wir
uns nicht, Jugendlichen ab 16 das Wahlrecht zu
geben? - Ich finde, das ist nicht stringent.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
LINKEN)

Im Ubrigen gibt es nur aus parteipolitischer Sicht
ein Richtig und Falsch bei den Wahlen. Die Frage,
ob junge Leute vielleicht extremer wahlen, ob sie
haufiger die NPD wahlen, werden wir doch nicht
Uber das Wahlalter l16sen! Die Frage NPD muss
gesamtgesellschaftlich geldst werden. Aus unserer
Sicht gehoért diese Partei verboten.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
LINKEN - Zustimmung bei der SPD -
Glocke des Prasidenten)

Wir glauben ferner, dass es sehr wichtig ist, dass
die erste Wahl wéahrend der Schulzeit stattfinden
kann, sodass Lehrerinnen und Lehrer die Méglich-
keit haben, die Themen der Wahl und die Wahl-
programme in ihren Unterricht zu integrieren und
am konkreten Beispiel Politikunterricht zu erteilen.

(Jens Nacke [CDUJ: Ach so, darum
geht es!)

Wir kénnen uns nicht darauf verlassen, dass politi-
sche Bildung nur Uber das Elternhaus geleistet
wird.

(Beifall bei den GRUNEN - Jens Na-
cke [CDU]: Die Lehrer sollen sagen,
was gewahlt werden soll?)

Wir glauben auch, dass das Wabhlalter von
18 Jahren eine systematische Unterschatzung
bedeutet, was die Meinungsbildungsfahigkeit von
jungen Menschen angeht. Wir missen uns einmal
ein paar Jahre zurtckerinnern. Da standen hier
rund 2 500 junge Menschen vor dem Landtag und
haben gegen die Bildungspolitik dieser Landesre-
gierung protestiert. Ich hatte schon den Eindruck,
dass sie in der Lage sind, sich eine politische Mei-
nung zu bilden.

(Beifall bei den GRUNEN - Glocke
des Prasidenten)

Im Ubrigen méchte ich auch noch einmal betonen:

Vizeprasident Hans-Werner Schwarz:
Letzter Satz, bitte!

Miriam Staudte (GRUNE):

Es handelt sich hierbei um ein Wahlrecht und nicht
um eine Wabhlpflicht. Wir wollen niemanden zwin-
gen, zu einer Wahl zu gehen. Aber wir wollen de-
nen, die sich informiert haben, die sich eine Mei-
nung gebildet haben, auch die Mdglichkeit geben,
das zum Ausdruck zu bringen.

Ich danke lhnen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasident Hans-Werner Schwarz:

Fur die CDU-Fraktion spricht jetzt der Kollege
Adasch. Ich erteile lhnen das Wort.

Thomas Adasch (CDU):

Herr Prasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Herr Perli, ich will mich gleich einmal an Sie wen-
den. Sie miissen der breiten Offentlichkeit bitte
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erklaren, wann es auf Kuba demokratische Wahlen
gegeben hat. Das wiirde uns alle interessieren.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Frau Kollegin Staudte, es gibt auch ganz andere
Auffassungen zu dieser Wahlrechtsfrage. Wenn
Sie die heutige Tagespresse lesen, kdnnen Sie
beispielsweise den Politikexperten Wichard Woyke
vernehmen, der von einer Phantomdebatte spricht.
Ich will hier nicht weiter zitieren, wie er sich in der
heutigen Zeitung eingelassen hat. Es gibt dazu
also auch ganz andere Auffassungen.

Der Antrag der Linken zur Herabsetzung des
Wabhlalters auf 16 Jahre und damit zur Anderung
der Niederséchsischen Verfassung ist ja nichts
Neues. Wir haben bereits im Juni 2008 einen ahn-
lichen Antrag der Fraktion Blndnis 90/Die Griinen
hier im Landtag diskutiert.

Meine Damen und Herren, aus gutem Grund ist
das Wabhlrecht durch die erforderliche Zweidrittel-
mehrheit vor solchen parteitaktischen Mandvern
geschitzt, welche vorzugsweise im Vorlauf von
Wahlen auf die Tagesordnung gelangen. Das
hochste Gut unserer Demokratie darf schlie3lich
nicht zum Spielball von Experimenten werden. Das
Wabhlrecht ist an das Alter der Volljahrigkeit gekop-
pelt.

(Victor Perli [LINKE]: Kommunalwahl!)

Damit wird der Zusammenhang von Rechten und
Pflichten des Birgers verdeutlicht. So wird die
volle Geschéftsfahigkeit sowie die volle Strafmin-
digkeit erst mit der Volljahrigkeit verwirklicht. Erst
mit dem Erreichen des 18. Lebensjahres sollen die
eigenen Lebensverhaltnisse in eigener Verantwor-
tung geregelt werden kdnnen.

Daher ist es unverstéandlich, warum Entscheidun-
gen, die daruber hinausgehen und die gesamte
Gesellschaft betreffen, erméglicht werden sollen.
Mit der Teilnahme an Landtagswahlen ist eine
hohe Verantwortung verbunden, die den Jugendli-
chen nicht einmal im privaten Bereich eigenstandig
zukommt.

Am Beispiel des Strafrechts lasst sich verdeutli-
chen, dass selbst bei Heranwachsenden oft von
einer eingeschréankten Urteilskraft ausgegangen
wird, da in der Altersgruppe von 18 bis 21 Jahren
in etwa 70 % der Falle das Jugendstrafrecht zur
Anwendung kommt. Hierzu wird eine individuelle
Prufung vorgenommen. Wie soll nun beim Wahl-
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recht verfahren werden? Eine individuelle Prifung
ist schlie3lich unmdglich.

(Hans-Henning Adler [LINKE]: Wahler
sind doch keine Straftater!)

Wer die Herabsetzung des Wahlalters fordert,
muss auch eine Herabsetzung des Alters fur die
Strafmundigkeit in Betracht ziehen, Herr Adler. Es
gibt kein anderes Kriterium fiir die Urteilskraft als
die Volljahrigkeit. Erst ab dem 18. Lebensjahr
Ubernehmen die jungen Erwachsenen umfassende
Verantwortung, auch tber ihren privaten Lebens-
bereich hinaus.

Die Linken sprechen davon, dass die Personlich-
keitsbildung bei Jugendlichen immer friher abge-
schlossen wird. Dieser Entwicklungsprozess ver-
lauft jedoch individuell und ist nicht zu verallgemei-
nern.

(Hans-Henning Adler [LINKE]: Man-
che werden nie erwachsen! Das
stimmt!)

Die Festlegung eines Wabhlalters ohne eine Koppe-
lung an die Richtschnur der Volljahrigkeit wére
willkdirlich, da kein objektives Kriterium gefunden
werden kann.

Sie suggerieren, dass durch die Senkung des
Wabhlalters auf 16 Jahre bei den Jugendlichen ein
gréReres Interesse fir Politik geweckt werde. Zahl-
reiche Studien belegen jedoch, dass damit der
Politikverdrossenheit nicht entgegengewirkt wird.
Im Jahr 2008 hat sich die Universitat Hohenheim
im Rahmen einer Studie mit dieser Frage beschaf-
tigt und ist zu dem Ergebnis gekommen, dass es je
nach Alter deutliche Unterschiede im Umgang mit
politischen Fragen gibt. Das allgemeine Interesse
sowie die Informiertheit fallen bei Minderjahrigen
deutlich geringer aus als bei jungen Erwachsenen.
Auch die geringe Wahlbeteiligung dieser Alters-
gruppe spricht fir die Beibehaltung der bestehen-
den Regelung.

(Helge Limburg [GRUNE]: Bremen hat
aber etwas anderes gezeigt!)

Dies zeigen im Ubrigen, Herr Kollege Limburg,
nicht zuletzt die Bundeslander Bremen und Bran-
denburg, in denen entsprechende Anderungen
keine nennenswerten Auswirkungen hatten, wie
heute in vielen Tageszeitungen nachzulesen ist.
Daraus lasst sich schlieRen, dass mit der Absen-
kung des Wahlalters auf 16 keine geringere Poli-
tikverdrossenheit zu erreichen ist.
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Vielmehr missen andere Mitwirkungsmdglichkei-
ten geschaffen werden. Oftmals wird der Wunsch
nach projektbezogener Arbeit laut. Dies bezieht
sich auf Bereiche, die die Jugendlichen direkt
betreffen und unmittelbare Wirkung auf sie entfal-
ten. Besonders mdchte ich auf die bereits vielfach
vorhandenen Jugendparlamente hinweisen, in
denen die Jugendlichen ihre Interesse artikulieren.
Diese werden aber auch hier im Niedersachsi-
schen Landtag vertreten. Die LINKE tut in ihrem
Antrag so, als wirden die Belange der jungen Ge-
neration nicht interessieren. Anstatt sich in Sym-
boldebatten zu verlieren, sorgt sich die christlich-
liberale Koalition tatséchlich um die Interessen der
Kinder und Jugendlichen.

(Zuruf von Hans-Henning Adler [LINKE])

Dies ist bereits an unserer Finanzpolitik zu erken-
nen. Wir wollen die Schuldenbremse in der Verfas-
sung etablieren und somit der von lhnen ange-
strebten Politik auf Pump - ,Freibier fur alle!” - ei-
nen Riegel vorschieben. Diese, liebe Kolleginnen
und Kollegen, ginge allein auf Kosten der jungen
Generation.

(Zustimmung bei der CDU)

Mit Symboldebatten wie der Anderung des Wahl-
rechts ist niemandem geholfen. Wir machen Politik
fur die Menschen gleich welchen Alters.

Insgesamt gibt es weder plausible Griinde fir die
Abkoppelung der Wahlberechtigung von der Voll-
jahrigkeit noch Hinweise darauf, dass die Herab-
setzung des Wahlalters zu einer Abmilderung der
Politikverdrossenheit fihren werde. Daher kdnnen
Sie nicht mit der Zustimmung der CDU-Fraktion zu
Ihrem Gesetzesvorhaben rechnen.

Vielen Dank fur Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizeprasident Hans-Werner Schwarz:

Zu dem Beitrag des Kollegen Adasch liegen zwei
Meldungen zu Kurzinterventionen vor: von Frau
Staudte fir die Fraktion Bindnis 90/Die Griinen
und von Herrn Perli fr die Fraktion DIE LINKE.
Bitte schon, Frau Staudte!

Miriam Staudte (GRUNE):

Vielen Dank. - Herr Président! Sehr geehrter Herr
Adasch, ich méchte auf das eingehen, was Sie
gerade gesagt haben.

Zunachst zu dem Politikexperten Herrn Woyke, der
heute in der Zeitung zitiert wurde. Wenn Sie einmal

recherchieren, mit welchen Themen er sich befasst
hat, dann werden Sie feststellen, dass er sich um
internationale Politik und so etwas gekiimmert hat.
Er ist definitiv kein Jugendexperte. Ich weil3 nicht,
warum gerade er befragt worden ist.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
LINKEN)

Sie haben auch gesagt, Sie wollten keine Experi-
mente, was die Absenkung des Wahlalters angeht.
Aber wir haben doch bei der Kommunalwahl das
Wabhlalter 16! Wollen Sie etwa sagen, dass das ein
gescheitertes Experiment sei? Sie haben eben
gerade gesagt, in Bremen und Brandenburg habe
es keine nennenswerten Veranderungen bei den
Wabhlergebnissen gegeben. Das ist doch auch ein
Argument dafur, dass es Uberhaupt nicht schadlich
ist, mehr Menschen das Wahlrecht zu geben.

(Ursula Kortner [CDU]: Sie widerspre-
chen sich doch selbst!)

Ich muss auch sagen: Bei dieser Frage des Wahl-
rechts geht es nicht um die personliche Befahi-
gung. Sonst missten wir einen Wabhlfiihrerschein
einfuhren.

(Beifall bei den GRUNEN)

Man musste dann z. B. sagen: Man darf erst dann
wahlen, wenn man lesen und schreiben kann. -
Davon héngt es aber nicht ab.

(Jens Nacke [CDU]: Wie sind Sie
denn drauf?)

- Ja, genau. Ich sage, dass wir das nicht machen
dirfen. lhre Argumentation aber wirde dazu fih-
ren, dass wir uns die Frage nach der persénlichen
Befahigung stellen missten.

(Jens Nacke [CDU]: Das hat Uber-
haupt niemand gesagt! Haben Sie
nicht zugehort?)

Vizepréasident Hans-Werner Schwarz:

Vielen Dank, Frau Staudte. Die Zeit ist leider um. -
Jetzt hat der Kollege Perli das Wort. Auch Sie ha-
ben eineinhalb Minuten. Bitte schon.

Victor Perli (LINKE):

Vielen Dank. - Herr Prasident! Herr Kollege
Adasch, lhre Argumente waren nicht stichhaltig. Zu
der Frage der Forscher ist einiges gesagt worden.
Herr Hurrelmann, der anerkannte Fachmann fir
Kinder- und Jugendfragen, der die Shell-Jugend-
studie verdffentlicht, sagt ganz klar: Es ist sogar
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schon ab dem zwélften Lebensjahr die Befahigung
gegeben, um Entscheidungen wie bei einer Wahl
treffen zu kénnen. Insofern ist das, was Herr Woy-
ke sagt, absolut nicht stichhaltig.

Der Landesjugendring spricht sich heute in einer
Stellungnahme zu diesem Gesetzentwurf ganz
eindeutig dafir aus, dass der Niederséachsische
Landtag diese Wahlalterabsenkung schon fur die
kommende Landtagswahl durchfiihren soll. Junge
Leute wollen doch beteiligt werden. Das zeigen
alle Erfahrungen aus der Arbeit des Landesjugend-
rings.

Dann ist von lhnen gesagt worden, die Beispiele
Bremen und Brandenburg hétten gezeigt, dass das
gar nicht geht. ,Das bringt gar nichts“, haben Sie
gesagt. Das ist natlrlich spannend: Brandenburg
hat noch gar nicht gewdahlt. Sie haben es be-
schlossen, aber die 16- und 17-Jahrigen dort ha-
ben noch gar nicht gewahlt. Es geht da um die
nachste Landtagswahl. Es wird sich erst noch zei-
gen.

In Bremen lautet die klare Aussage des Landes-
wahlleiters: Das hat sich gelohnt. Wir haben bei
allen Altersgruppen eine zuriickgehende Wahlbe-
teiligung. Nur bei den 16- bis 21-Jahrigen steigt
sie. Bei den Erstwahlern steigt sie. Die jungen
Leute wollen ihr Recht wahrnehmen.

Abschliel3end zitiere ich den heutigen Titel der
Oldenburgischen Volkszeitung: ,Breite Front fir
Wahlrecht ab 16“. Weiter zitiere ich daraus den JU-
Vorsitzenden des Kreises Vechta, Harm Boéck-
mann: ,Eine sehr gute Idee“. Joachim Steinkamp
aus Lohne, JU-Chef im Landesverband Oldenburg,
halt das Wahlrecht ab 16 fiir denkbar. Alle schlie-
Ben sie sich unserer Forderung an, nur die CDU
und wahrscheinlich auch die FDP bleiben noch
dem letzten Jahrhundert verhaftet.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Hans-Werner Schwarz:

Danke schén. - Der Kollege Adasch mdchte darauf
antworten. Auch Sie haben eineinhalb Minuten.

Thomas Adasch (CDU):

Ich méchte gleich auf Herrn Perli eingehen. Wenn
ich vorhin von Berlin gesprochen habe, bitte ich,
das zu korrigieren. Ich meinte Bremen und Bran-
denburg. Mdéglicherweise habe ich da etwas Fal-
sches gesagt.

Auf jeden Fall hinkt Ihr Vergleich mit der Kommu-
nalwahl. Eine Kommunalwahl ist etwas anderes als
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eine Landtags-, Bundestags- oder Europawahl.
Das brauche ich lhnen nicht zu sagen. Es handelt
sich hier um ein gesetzgebendes Organ, und das
ist schon ein bisschen etwas anderes. Bei Kom-
munalwahlen geht es um Belange direkt vor Ort.

Frau Staudte und Herr Perli, ich sage das in lhrer
beider Richtung: Man kann nicht Experten oder
Fachleute, die zu bestimmten Themen nicht lhrer
Meinung sind, einfach infrage stellen oder diskredi-
tieren. Sie missen schon irgendwo akzeptieren,
dass es auch unterschiedliche Auffassungen gibt.
Sie durfen sich nicht immer nur die herauspicken,
die lhrer Meinung sind, und sagen, dass alle ande-
ren unrecht haben. So funktioniert das in der De-
mokratie nicht.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Hans-Werner Schwarz:

Als nachster Redner zu diesem Tagesordnungs-
punkt hat Herr Tonne fir die SPD-Fraktion das
Wort. Bitte sehr!

Grant Hendrik Tonne (SPD):

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Bereits zum zweiten Mal in dieser Wahlpe-
riode diskutieren wir nun Uber einen Antrag zur
Absenkung des Wabhlalters. Vor drei Jahren kamen
Bindnis 90/Die Grinen mit einem Vorschlag zur
Absenkung auf 14 Jahre. Nunmehr fordern die
Linken etwas moderater - was grundsatzlich tber-
rascht - eine Absenkung auf 16 Jahre.

Vorab ist festzuhalten, dass es keinen formalen
Grund gibt, wonach eine Absenkung des Wahlal-
ters nicht moglich ware. Genauso gilt: Jede Mog-
lichkeit, die zu mehr Beteiligung an Wahlen und an
politischen Prozessen fihrt, ist gut fir unsere De-
mokratie und verdient daher erst einmal unsere
Unterstitzung.

(Beifall bei der SPD)

Es ist also eine politische Entscheidung, ob wir das
Wabhlalter senken wollen oder nicht. Wir als dieje-
nigen, die das zu entscheiden haben, missen uns
Gedanken dariiber machen, wie man eine Absen-
kung des Wabhlalters in die Struktur der Rechte und
Pflichten fur Jugendliche und Volljahrige einfugt,
ohne dass dort Briiche entstehen. Die Wabhlalters-
grenze muss sich immer tberzeugend in die Ge-
samtheit der Rechtsordnung einfigen. Wenn man
sich dazu das entsprechende Urteil des Bundes-
verfassungsgerichtes anschaut, so sieht man, dass
es sehr deutlich ausgefuhrt hat, dass es zulassig
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und notwendig ist, das Wahlrecht als hdchstper-
sonliches Recht an gewisse persoénliche Mindest-
anforderungen - wie beispielsweise das Erreichen
eines Mindestalters - zu kniipfen. Es hat aber nicht
gesagt, wo dieses Mindestalter liegt.

Gleichwohl darf die Festlegung eines Mindest-
wabhlalters nicht willkurlich sein. Die Austubung des
Wabhlrechts setzt - so das Bundesverfassungsge-
richt - einen rationalen Akt der Entscheidung und
damit die Fahigkeit zur selbststandigen und ratio-
nal begriindeten politischen Willensbildung und
WillensentschlieBung voraus. Es ist fur uns sicher-
lich schwer zu ergrinden, in welchem Alter die
Reife fur eine begrindete politische Willensent-
schlieBung eintritt. Ich kann mir auch vorstellen,
dass das bei manchem Erwachsenen oder Volljah-
rigen noch nicht der Fall ist. Mit einer Festlegung
auf das Alter von 18 Jahren wird man einigen der
Betroffenen sicherlich nicht gerecht, mit einer Fest-
legung auf ein Alter von 16 Jahren vermutlich
ebenso wenig. Von daher mussen wir eine sehr
sorgfaltige Abwagung der Vorteile und Nachteile
vornehmen.

Wenn man im Rahmen einer Anhérung zu dem
Ergebnis kommt, dass sich die Gesellschaft im
Allgemeinen und die Gruppe der 16- und 17-jéhri-
gen Jugendlichen im Besonderen im Unterschied
zu den friheren Ansichten in dem oben genannten
Sinne verandert hat, kann man eine ent-
sprechende Gesetzesanderung angehen. Sehr
geehrter Herr Kollege Adasch, da ware auch der
von lhnen geforderte plausible Grund.

Wir missen uns dann aber auch sehr genau mit
der Frage auseinandersetzen, ob wir das Wahl-
recht von der Volljahrigkeit abkoppeln kénnen und
wollen. Das gab es friiher schon fiir kurze Zeiten.
Dann fand wieder eine Angleichung statt, welche
seitdem etliche Jahrzehnte standgehalten hat. Die
Erfahrungen aus anderen Bundeslandern werden
dabei sicherlich wertvolle Anregungen liefern und
Auskunft dariber geben, ob eine Absenkung der
Altersgrenze tatsachlich zu mehr Beteiligung von
Jugendlichen an politischen Prozessen fiihrt. Herr
Kollege Perli, ich gehe einmal davon aus, dass die
Beispiele Kuba und Nicaragua dabei auch nicht
abschlieRend gemeint sind.

Ich weise darauf hin, dass wir durchaus einen ver-
gleichenden Blick auf Regelungen im Zivilrecht und
im Strafrecht vornehmen koénnen. Herr Kollege
Adasch hat die Strafmindigkeit angesprochen. Ich
teile seine Einschatzung nicht, dass dann eine
zwingende Absenkung der Strafmindigkeit erfor-

derlich ist. Gleichwohl muss man in diesem Kon-
text auch die Diskussion fuhren, die bei uns von
Fachpolitikern bzw. Fachleuten im Bereich der
Jugendkriminalitat bereits gefuhrt wird. Sie sagen
uns: Eigentlich misste man die Anwendung des
Jugendstrafrechtes eher ausdehnen als ein-
schréanken. Das begriinden sie explizit mit verspa-
teter Reife im Vergleich zu friiheren Jahren. Ich
kann unter diesen Umstanden aber nicht erklaren,
dass Jugendliche Uber politische Gestaltungsfra-
gen des Landes mit entscheiden kénnen, wahrend
ich ihnen das gleichzeitig hinsichtlich der Gestal-
tung des eigenen Lebens abspreche. Das ist, wie
ich finde, eine sehr schwierige Frage, der man sich
stellen muss.

Mir ist véllig klar, dass man im Einzelfall - egal, mit
welcher Regelung: 18 Jahre, 16 Jahre - immer fur
subjektiv empfundene Ungerechtigkeiten sorgt.
Trotzdem muss eine moglichst gute grundsatzliche
Regelung gefunden werden. Alle kritischen An-
merkungen, die man dazu vorbringt, sind mit Si-
cherheit kein Ausschlussgrund fiir den Gesetzent-
wurf. Gleichwohl mdchte ich, dass wir diese As-
pekte im Rahmen der spateren Beratung mit disku-
tieren.

Allerdings finde ich, dass man bei der Frage, wie
mit den Rechten und Pflichten von Kindern und
Jugendlichen verantwortungsvoll umzugehen ist,
die Wabhlaltersabsenkung immer nur als einen
Baustein in einer ganzen Reihe von politischen
Handlungsmdéglichkeiten darstellen kann. Wer
lediglich die Wahlaltersabsenkung fordert, Uber-
sieht, dass wir die neuen Wahlerinnen und Wahler
in einem solchen Prozess darauf vorbereiten mis-
sen, dass sie wahlen durfen.

Wir sollten daher den Mut haben, den eingebrach-
ten Gesetzentwurf dann auch in einem gréR3eren
Kontext zu diskutieren. Nur auf diesem Wege wer-
den wir - denn dabei geht es um eine neu aufge-
worfenen Dimension der Veranderung des Wahl-
systems - auch denjenigen gerecht, die bereits
jetzt das Wahlrecht besitzen.

Hierzu gehdrt, dass wir uns Gedanken uber die
Einflussmdoglichkeiten der Jugendlichen auf die
Politik fernab von Wahlen machen missen. Und
hierzu gehéren Fragen wie: Welche Chancen auf-
grund der rechtlichen Rahmenbedingungen erge-
ben sich? Gibt es dabei Anderungsbedarf? Wie
gehen wir an dieser Stelle mit Elementen direkter
Demokratie um?
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Hierher gehort selbstverstandlich die Frage: Wie
starken wir politische Bildung insgesamt? - Eine
zentrale Rolle muss hierbei eine Landeszentrale
fur politische Bildung spielen.

(Beifall bei der SPD)

Ich weil3, dass die Regierungsfraktionen das nicht
gern horen. Der Vorhalt von Fehlentscheidungen
schmerzt halt immer wieder. Sie kdnnten diesen
Fehler aber jederzeit korrigieren. Solange Sie das
nicht machen, durfen, werden und missen wir Sie
dafur kritisieren.

Ich glaube, dass wir bei der Beratung dieses Ge-
setzentwurfes noch einen langen Weg vor uns
haben. Wir missen es schaffen, eine Regelung zu
finden, die sich widerspruchsfrei in die Systematik
der Rechte und Pflichten von Jugendlichen einfiigt.
Gleichwohl ist ein solcher Weg mdglich.

Ich bin gern bereit, mich im Rahmen der anste-
henden Beratungen von guten Argumenten der
Befuirworter einer Wahlalterssenkung tberzeugen
zu lassen, und freue mich auf die anstehenden
Beratungen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Hans-Werner Schwarz:

Als nachster Redner hat das Wort fir die FDP-
Fraktion Herr Professor Zielke. Bitte sehr!

Professor Dr. Dr. Roland Zielke (FDP):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Bei
Gesetzentwuirfen ist plagiieren erlaubt. Aus dem
Gesetzentwurf der Griinen von 2008 mit der For-
derung ,Wabhlalter 14“ den heute vorliegenden
Gesetzentwurf der Linken zu stricken, kann nur
wenig Arbeit gekostet haben.

(Thomas Adasch [CDUJ: Stimmt!)

Die beiden &ahneln sich wie ein Ei dem anderen,
nur die Stempel auf den Eiern sind unterschiedlich:
damals 14, heute 16. Beide sind getragen von der
selbstverstandlich nur klammheimlichen Hoffnung,
die neue Wahlerschicht werde tberproportional der
eigenen Partei zuneigen.

Dem Jugendkult zu huldigen, indem man den Ju-
gendlichen ein neues Recht in Aussicht stellt, ist
aber ein zweischneidiges Mandver. Jugendliche
sind mangels eigener Lebenspraxis leichter zu
beeinflussen, zu begeistern und politisch zu ver-
fuhren als altere erfahrene Menschen. Das hat sich
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bei den Kinderkreuzziigen ebenso gezeigt wie bei
der Rezeption des Nationalsozialismus.

(Widerspruch bei der SPD, bei den
GRUNEN und bei der LINKEN)

Apropos Experten: Auch der Chef des Kriminologi-
schen Forschungsinstituts Niedersachsen, Herr
Pfeiffer, ehemaliger Justizminister der SPD, lehnt
ein niedrigeres Wahlalter ab.

Der vorliegende Gesetzentwurf zeugt von einem
spielerischen Unernst, der der Tragweite mancher,
besonders landes- und bundespolitischer Ent-
scheidungen nicht angemessen ist. Wenn da et-
was schief geht, kann man nicht einfach immer nur
den Reset-Knopf driicken.

Rechte und Pflichte der Burger gehdren zusam-
men. Sie sind teilweise an bestimmte Altersstufen
gekoppelt. Das ist auch verniunftig. Wer Bundes-
prasident werden will, muss mindestens 40 Jahre
alt sein. Oder reichen da auch 167

Der Kern lhrer Gesetzesbegriindung ist die Be-
hauptung, Jugendliche wirden heute - ich zitiere -
Laufgrund gesellschaftlicher Veranderungen friher
eigenstandiger und verantwortungsbewusster han-
deln und sich gesellschaftspolitisch engagieren.”
Das ist aber nicht plausibel. Mit 18 wird man voll-
jahrig und strafmiindig zugleich. Unser Strafge-
setzbuch sieht vor, dass sich volljahrige Straftater
nur in Ausnahmeféllen auf jugendlichen Ubermut
oder Reifeverzogerung berufen kdnnen. Dazu
passend wurden in den 60er-Jahren nur etwa
20 % der Tater zwischen 18 und 21 Jahren nach
dem relativ milderen Jugendstrafrecht verurteilt.
Heute sind es rund 70 % der Taterinnen und Tater
dieser Altersklasse. Offenbar sind also die heuti-
gen Heranwachsenden zwischen 18 und 21 im
Schnitt deutlich unreifer als die vor 50 Jahren. Und
dann sollen sie mit 16 Jahren verantwortungsbe-
wusster sein als ihre Altersgenossen vor 50 Jah-
ren? - Passt nicht.

Zusammengefasst: Mit 16 oder 17 Jahren sind
Jugendliche noch nicht voll strafmiindig und nur
beschrankt geschéaftsfahig, aber voll wahlberechtigt
sollen sie sein. Da geraten Rechte und Pflichten
Jugendlicher aus der Balance.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepréasident Hans-Werner Schwarz:

Zu dem Beitrag von Herrn Zielke liegen zwei An-
trage auf Kurzintervention vor, und zwar zunachst
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der von Herrn Humke von der Fraktion DIE LINKE
und der von Herrn Limburg von der Fraktion Biind-
nis 90/Die Grinen. Herr Humke, Sie haben an-
derthalb Minuten. Bitte schon!

Patrick-Marc Humke (LINKE):

Vielen Dank, Herr Prasident. - Herr Zielke, lhr Re-
debeitrag, in dem Sie uns gegenlber Plagiatsvor-
wurfe erhoben und gesagt haben, wir wiirden ei-
nem Jugendkult huldigen, wird unserem wirklich
ernsthaften Anliegen absolut nicht gerecht.

(Beifall bei der LINKEN)

Tatsachlich geht es darum, dass wir uns einer
Entwicklung von Jugendlichen stellen mussen.
Hintergrund ist némlich die Tatsache, dass sich die
Lebenssituation von Kindern und Jugendlichen in
den letzten 40 Jahren deutlich geéandert hat. Das
wird nicht zuletzt durch das Zentrum fur Kindheits-
und Jugendforschung an der Universitat Bielefeld
immer wieder untermauert, das in den letzten 30
Jahren, glaube ich, regelméaRig Untersuchungen
durchgefiihrt und dabei festgestellt hat, dass mitt-
lerweile 13- und 14-Jahrige das gleiche politische
Interesse haben wie die 18- bis 25-Jahrigen. Es
sollte einem zu denken geben, dass sich 35 % der
13- bis 14-Jéhrigen fur politisch interessiert erkla-
ren, 30 % erklaren sich fir etwas interessiert, und
der Rest erklart sich fur nicht interessiert. Diese
Zahlen sind deckungsgleich mit den Zahlen fir die
18- bis 25-Jahrigen.

Ich denke, das ist ein kleines Argument, das Sie
nicht auBer Acht lassen sollten. Dann kdnnte man
endlich ernsthaft Gber die Absenkung des Wahlal-
ters diskutieren, wie es im Ubrigen auch Ihr Ju-
gendverband tut.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Hans-Werner Schwarz:

Fiur die Fraktion Blindnis 90/Die Griinen hat Herr
Limburg das Wort. Bitte schon! Ebenfalls andert-
halb Minuten.

Helge Limburg (GRUNE):

Vielen Dank. - Herr Prasident! Herr Professor Ziel-
ke, ich mochte nicht auf alle lhre Aspekte einge-
hen, sondern nur auf lhre historischen Exkurse, die
Sie in Teilen schon vor ein paar Jahren anlasslich
der Beratung unseres Gesetzentwurfs gemacht
haben. Das macht sie in der Sache nicht richtiger.

Erstens haben Sie die sogenannten Kinderkreuz-
zlge angesprochen. Ich habe mir seit lhrem dama-
ligen Beitrag einmal die Mihe gemacht, mich damit
zu beschéftigen. Wissen Sie was, Herr Professor
Zielke? - Das kdnnen Sie ohne Weiteres heraus-
finden: Die Existenz von Kinderkreuzziigen, bei
denen Kinder zum Kampfen ins Heilige Land ge-
zogen sind, gilt heute in der historischen For-
schung Uberwiegend als widerlegt. Tatsachlich
handelte es sich um Gruppen von Jugendlichen,
die dUberhaupt nicht bis ins Heilige Land gekom-
men sind. Die Vorstellung, die Sie hier aufgemacht
haben, dass namlich die Verfihrbarkeit von Kin-
dern fir solche halsbrecherische Missionen mit
den Kinderkreuzziigen belegt werden kann, ist
definitiv widerlegt, Herr Professor Zielke.

Zweitens verschweigen Sie der interessierten Of-
fentlichkeit, dass gerade die Kreuzziige zeigen,
wie verfuhrbar Erwachsene sind. Es gab namlich
zahlreiche Kreuzzlge, bei denen sich Erwachsene
darauf eingelassen haben, mit Waffengewalt im
Heiligen Land zu k&mpfen.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
LINKEN)

Drittens, Herr Professor Zielke: Ihr Hinweis darauf,
dass das NS-Regime malfigeblich auch von Kin-
dern und Jugendlichen gepragt gewesen sei, muss
ich doch zurickweisen. Sowohl von der Partei-
struktur als auch von der Wahlerschaft der NSDAP
waren es natirlich Erwachsene. Kinder und Ju-
gendliche durften damals noch gar nicht wahlen.
Daraus einen Beleg dafur abzuleiten, dass heute
das Wabhlalter nicht abgesenkt werden sollte, ist
absurd, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
LINKEN)

Vizeprasident Hans-Werner Schwarz:

Herr Professor Zielke mochte antworten. Sie ha-
ben jetzt dazu Gelegenheit. Anderthalb Minuten!

Professor Dr. Dr. Roland Zielke (FDP):

Ich glaube, ich mache es ganz kurz. Ich mdchte
mich jetzt nicht auf historische Interpretationen
einlassen. Da mag man dieser oder jener Meinung
sein.

Ich méchte es ganz einfach machen: Wer nur be-
grenzt fur sich selbst Verantwortung Gbernehmen
darf und soll - das sind die 16- und 17-Jahrigen -,
der sollte ebenfalls nur begrenzte Verantwortung
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fir andere tGbernehmen dirfen und sollen. So ein-
fach ist das.

(Zustimmung bei der FDP und bei der
CDU)

Vizepréasident Hans-Werner Schwarz:

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, weitere Wort-
meldungen zu diesem Tagesordnungspunkt liegen
nicht mehr vor. Damit sind wir am Ende der Bera-
tungen.

Wir kommen zur Ausschussiberweisung. Zustéan-
dig soll sein der Ausschuss fiir Rechts- und Ver-
fassungsfragen. Wer dem folgen méchte, den bitte
ich um ein Handzeichen. - Ist jemand dagegen? -
Enthalt sich jemand? - Dann ist so entschieden
worden.

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 8 auf:

Besprechung:
Situation der Grundschulen in Niedersachsen -
Grolle Anfrage der Fraktion der SPD -
Drs. 16/4287 - Antwort der Landesregierung -
Drs. 16/4710

Nach 8§ 45 Abs. 5 unserer Geschéftsordnung wird
zu Beginn der Besprechung einer der Fragestelle-
rinnen oder einem der Fragesteller das Wort erteilt.
In diesem Fall ist es Frau Weddige-Degenhard.
Alsdann erhalt das Wort die Landesregierung.

Jetzt rufe ich Frau Weddige-Degenhard auf. Ich
erteile Ihnen das Wort. Bitte schon!

Dérthe Weddige-Degenhard (SPD):

Vielen Dank. - Herr Prasident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Als Erstes mochte ich den Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern des Kultusministeriums
fir die umfangreiche Datenermittlung danken, die
fur die Beantwortung unserer 69 Fragen notwendig
war.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Auf den Anfang kommt es an. Die Grundschule
bildet das Fundament unserer Schulbildung. Die
Bedeutung dieser Basis unseres Schulsystems ist
jedoch noch nicht in dem erforderlichen MalR3e in
das Bewusstsein der deutschen Offentlichkeit ge-
rickt. Das schlagt sich sowohl in der Lange der
Ausbildung als auch in der Entlohnung und im
Stundendeputat der Lehrkréfte nieder. Die Grund-
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schullehrkréfte haben eine immens hohe Verant-
wortung fir die Zukunft unserer Kinder. Sie leisten
eine hervorragende Arbeit, liebe Kolleginnen und
Kollegen.

(Beifall bei der SPD und Zustimmung
bei den GRUNEN)

Durch ihr Engagement kdnnen Kinder Freude am
Lernen gewinnen oder schon frih verlieren. Das
gemeinsame Lernen in der Gesamtschule Grund-
schule fihrt nicht nur auf sozial-kultureller Ebene
zu einem verstandnisvollen Miteinander. Die IGLU-
Studie zeigt auch, dass diese Schule sehr leis-
tungsfahig ist.

(Zustimmung von Ina Korter [GRUNE])

Die Leistungsstreuung ist vergleichsweise gering,
und die Leistungsspitze ist gut vertreten. Das ist
guter europaischer Standard. Dabei hat sich gera-
de diese Schulform in den letzten Jahren sehr
gewandelt. Unsere Grundschulen sind innovativ in
Methodik und Didaktik. Sie leisten gute Arbeit,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und Zustimmung
von Ursula Ernst [CDU])

Freiarbeit, Wochenplanarbeit, Teamwork, Eng-
lischunterricht ab Klasse 3, Projekte, Arbeit am
Computer oder sogar die Kommunikation mit
Schulklassen in anderen europdischen Landern
sind in heutigen Grundschulen nichts Besonderes
mehr.

Dazu kommt eine starke Veranderung der Aufgabe
der Grundschule durch die Abschaffung der Orien-
tierungsstufe. Die frihe Schullaufbahnempfeh-
lung - fir mich viel zu frih- setzt nicht nur Lehre-
rinnen und Lehrer, sondern auch Eltern und Kinder
unter Druck.

(Beifall bei der SPD)

Hinzu kommen noch die Auswirkungen des demo-
grafischen Wandels. Dies hat die SPD-Fraktion
dazu bewogen, die Situation der Grundschulen
intensiver zu beleuchten. Gerade auf die Grund-
schulen kommen grofRe Veranderungen zu. Zu-
rickgehende Schilerzahlen sowie das Umwan-
deln der Schulen in inklusive Systeme stellen die
Schultrager vor grof3e Herausforderungen. In der
HAZ steht heute, meine Damen und Herren, der
Kultusminister sei ein ,Meister der netten Verpa-
ckung*.

(Zuruf von der SPD: Was?)
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Das bekommen die Kommunen zu spiren, die
einen Zukunftsvertrag mit dem Land abschlieRen
und aufgefordert werden, eine Schule aus Kosten-
grinden zu schlie3en.

(Beifall bei der SPD - Zuruf: So ist es!)

Wahrend der nette Herr Althusmann betont, keine
Schule schlieRen zu wollen, setzt Kabinettskollege
Schinemann die Daumenschrauben an, und die
Kommunen haben den Schwarzen Peter.

(Zuruf von Johanne Modder [SPD]:
Das ist die Wahrheit!)

Sie missen sich vor Ort mit den Eltern auseinan-
dersetzen. Sie machen sich einen schlanken Fuf3
auf Kosten der Kommunen, Herr Dr. Althusmann!

(Beifall bei der SPD)

Die grolRer werdende Heterogenitat der Schiler-
schaft und der wachsende Anspruch der Eltern,
die individuellen Fahigkeiten und Fertigkeiten ei-
nes jeden Kindes optimal zu férdern, stellen grof3e
Anforderungen an die Lehrkrafte, denen dazu eine
Vielzahl an Dokumentationen abverlangt wird.

Schulleitungen sind in besonderer Weise als Or-
ganisatoren, Motivationstrainer und Mediatoren ge-
fordert - neben ihrem Unterricht und meist nur mit
minimaler Unterstlitzung durch Sekretarinnenstun-
den.

Das fuhrt dazu, dass viele Stellen - in den vergan-
genen funf Jahren waren es 422 - mehrfach aus-
geschrieben werden mussten. An dieser Stelle,
meine Damen und Herren, gilt unser Dank den
Kolleginnen und Kollegen, die diese Arbeit trotz
der schlechten Rahmenbedingungen gern und gut
machen.

(Beifall bei der SPD)

Landesweit waren am 1. Dezember 2011 134
Schulleitungsstellen nicht besetzt. Dazu kamen
noch tber 100 kommissarisch besetzte Stellen, die
noch nicht einmal flachendeckend erhoben wur-
den.

Ein viel diskutiertes Thema in der Offentlichkeit ist
der hohe Frauenanteil unter den Lehrkraften an
Grundschulen.

Die Antwort auf unsere Frage nach dem Manner-
anteil in Leitungsfunktionen bestétigt, dass ein
Drittel der Leitungspositionen mit méannlichen
Lehrkraften besetzt ist, wahrend insgesamt der
Manneranteil unter den Lehrkraften bei lediglich

10,9 % liegt. Einen Ldsungsansatz fur eine Veran-
derung bleiben Sie schuldig, Herr Kultusminister.

Schulleitungen sind besonders gefordert, wenn
eine Grundschule als Ganztagsschule gefiihrt wird.
Padagogische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter -
den versorgungsrechtlichen Aspekt lasse ich jetzt
auller Acht; das behandeln wir an einer anderen
Stelle - missen gewonnen, begleitet und betreut
werden. Dazu kommt die Organisation des Mittag-
essens. Eine Schulleiterin klagte, diese Arbeit ha-
be den Umfang einer zweiten Schulleitung. Hier
sind Sie, Herr Kultusminister, gefordert, endlich die
Schulleitungen besonders an kleinen Schulen zu
entlasten. Aber der jetzt zur Diskussion stehende
Entwurf einer Arbeitszeitverordnung wird diesen
Anforderungen in keiner Weise gerecht, stellt der
Schulleitungsverband fest.

(Beifall bei der SPD)

Wenn wir uns die Personalstruktur der Lehrkrafte
anschauen, missen wir feststellen, dass die zur-
zeit starksten Altersgruppen spatestens in den
nachsten acht Jahren in den wohlverdienten Ru-
hestand wechseln werden, soweit sie sich jetzt
nicht schon in der Altersteilzeit befinden. Das
heildt, dass 5700 Lehrkrafte zu ersetzen sind,
meine Damen und Herren, wenn das Wort des
Kultusministers gilt, dass die Demografierendite im
System bleiben soll, damit Klassen verkleinert
werden kdnnen.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Bis jetzt hat
es ja noch geholfen! - Ursula Ernst
[CDU]J: Aber nicht durchgefuhrt!)

Ein interessantes Thema ist die Sprachférderung,
liebe Kolleginnen und Kollegen. Sie erinnern sich
sicherlich an die Selbstbeweihrducherung der
Landesregierung seit 2003 bei diesem Thema, das
die  sozialdemokratische  Vorgéngerregierung
schon auf die Schiene gesetzt hatte.

Jetzt zeigt sich jedoch: Es gibt nach fast zehn Jah-
ren weder Zahlen Uber die Kinder, die zur Teil-
nahme an der Sprachférderung vor der Einschu-
lung verpflichtet waren, noch gibt es Erkenntnisse
Uber die Wirksamkeit dieser Sprachférdermaf3-
nahmen.

Die Zahlen der Kinder, die im ersten Schuljahr an
derartigen Fordermalinahmen teilgenommen ha-
ben, zeigen jedoch eine steigende Tendenz. Das
heif3t, hier ist Handlungsbedarf.
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Uber die Schwierigkeiten bei der Koordinierung
zwischen Grundschulen und Kitas sowie Uber
Probleme bei Fahrzeiten und Férderorten gibt es
reichlich Klagen. Wie schon, dass es zum
1. August endlich Handreichungen geben soll und
dass auf Bundesebene die Effektivitat dieser Maf3-
nahmen endlich wissenschaftlich untersucht wer-
den soll. - Das war ironisch gemeint.

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD)

Ubrigens tragt das Projekt ,Deutsch als Zweitspra-
che" nur sehr bedingt zu einer Verbesserung der
Situation bei, da ein Grofteil der Kinder mit der
deutschen Muttersprache Probleme hat.

(Zuruf von den GRUNEN: Ja, genau!)

Meine Damen und Herren, ich kann nur einige
markante Punkte aus dem umfangreichen Fragen-
katalog aufgreifen. Bemerkenswert ist, dass trotz
eines beklagten Birokratieaufwandes viele inte-
ressante Daten nicht erhoben werden: Das gilt
beispielsweise fur die mit 106 Schulen geringe
Zahl der Grundschulen mit einer Eingangsstufe.
Hier wird nicht erfasst, wie viele Kinder diese Stufe
in einem, zwei oder drei Jahren durchlaufen. Auch
Uber die Entwicklung des Einschulungsalters, die
Ergebnisse der Schuleingangsuntersuchungen
oder Uber das beachtenswerte Engagement von
Landkreisen und kreisfreien Stadten zur Finanzie-
rung von Schulsozialarbeit oder zusatzlichen
SprachférdermaRnahmen liegen der Landesregie-
rung keine Erkenntnisse vor.

Das Kultusministerium stellt dbrigens fiur den
Ganztagsbereich an 522 Grundschulen gerade
mal 45 Sozialpadagogen zur Verfligung, wobei
jedoch eine mdglichst friihe Unterstitzung die
Erfolgschancen fur eine Veranderung schwieriger
Verhdltnisse erhoht - von spateren Folgekosten
ganz zu schweigen.

Die zuruckgehenden Schilerzahlen machen sich
bemerkbar. Von den gut 1 700 Grundschulen un-
terschreiten 67 in diesem Schuljahr die vorge-
schriebene Mindestzigigkeit von einer Klasse. In
91 Schulen werden im Schuljahr 2011/2012 jahr-
gangsubergreifende Klassen gebildet, an 20 von
ihnen sowohl fir die Jahrgange 1, 2 als auch fir
die Jahrgange 3, 4. Hier stellt sich auf langere
Sicht die Qualitatsfrage. Kdnnen Arbeitsgemein-
schaften, kénnen Forderstunden, kann z. B. quali-
fizierter Musik- und Sportunterricht entsprechend
angeboten werden?

Fir das Thema Inklusion sind 52,4 % der Grund-
schulen schon im Rahmen eines regionalen Kon-
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zeptes mit sonderpadagogischer Grundversorgung
ausgestattet. Das ist eine hervorragende Aus-
gangsposition.

Ich komme zum Schluss, liebe Kolleginnen und
Kollegen. - Sorgen Sie, Herr Kultusminister, dafir,
dass die Grundschule nicht langer Stiefkind ist und
dass der Autor und Kinderarzt Remo Largo nicht
recht behalt mit seinem Ausspruch: Die Schule ist
mit Prufungen und Noten zur Treibjagd verkom-
men.

Vielen Dank.

(Starker Beifall bei der SPD - Ursula
Ernst [CDU]: Dorthe, jetzt Gbertreibst
du aber?)

Vizeprasident Hans-Werner Schwarz:

Vielen Dank, Frau Weddige-Degenhard. - Fir die
Landesregierung erteile ich nunmehr Herrn Minis-
ter Althusmann das Wort. Bitte schén!

Dr. Bernd Althusmann, Kultusminister:

Sehr verehrter Herr Prasident! Sehr verehrte Frau
Abgeordnete Weddige-Degenhard! Ich bin ver-
sucht, der SPD-Landtagsfraktion fir ihre GroRRe
Anfrage zu danken, weil ich davon ausgehe, dass
Sie in Kenntnis dieser Zahlen, Daten und Fakten,
die meine fleiBigen Mitarbeiter im Kultusministeri-
um fur Sie zusammengestellt haben, tatsachlich
ein ernsthaftes Interesse an der Starkung und
Weiterentwicklung der Grundschulen in Nieder-
sachsen haben und nicht anfangen, einzelne Zah-
len durcheinanderzumengen, um daraus in irgend-
einer Form politischen Klamauk zu konstruieren.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Das hielte ich fur unverantwortlich, weil wir alle ein
gemeinsames Interesse daran haben, dass unsere
rund 1 760 Grundschulen in Niedersachsen eine
gute Arbeit leisten.

Ich will zu Beginn allgemein etwas ansprechen,
was wir, wie ich glaube, nicht nur mit Blick auf
Niedersachsen, sondern mit Blick auf die gesamte
Bildungspolitik werden verandern mussen.

Wir wissen aus verschiedenen Studien, u. a. der
jingsten OECD-Studie, dass Deutschland deutlich
Uberproportional in den tertidren Bereich, also den
Hochschulbereich, investiert. Wir wissen, dass
Deutschland bundesweit auch in den Sekundarbe-
reich Il Uberproportional investiert.

Wir wissen aus diesen Studien aber zugleich auch,
dass wir in den Grundschulbereich und in den
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frihkindlichen Bildungsbereich unterproportional
investieren. Von daher hoffe ich sehr, dass es in
den nachsten Jahren gelingen moége, davon zu
Uberzeugen, dass die Investitionen, die wir im
frihkindlichen und im Grundschulbereich tatigen,
langfristig eine weitaus hdhere Rendite erwirken
als das ohne Zweifel ebenfalls wichtige Investieren
in den universitaren Bereich, den Hochschulbe-
reich oder den Gymnasialbereich. Ich hoffe, dass
wir Uberzeugungsarbeit dahin leisten koénnen,
dass wir inshesondere mit Blick auf die Entwick-
lung der Schiilerzahlen in den nachsten Jahren zu
einem Umdenken gelangen.

Frau Weddige-Degenhard, Sie haben gesagt, wir
blieben Ldsungsansétze schuldig. Ich sehe das
nicht so. Wir haben mit Blick auf die vergangenen
Jahre sehr wohl zur Kenntnis zu nehmen, dass wir
in Niedersachsen etwa 100 Grundschulstandorte
weniger haben.

Ich stelle bei den Kommunen eine ausgesprochen
hohe Verantwortung und ein hohes Verantwor-
tungsgefuhl im Hinblick darauf fest, wie mit dieser
Situation des drastischen Schilerrickgangs um-
zugehen ist.

Wir wissen von Bildungswissenschaftlern, dass
sich die Zahl der Schilerinnen und Schiler in
Deutschland in den nachsten Jahren, bis
2040/2050, voraussichtlich - wohlgemerkt! - halbie-
ren wird. Das wird fir alle Schulbereiche in Nieder-
sachsen, insbesondere fiir den Grundschulbereich,
nicht ohne Auswirkungen bleiben.

Wir werden gemeinsam mit den Kommunen dar-
Uber nachzudenken haben, wie wir auf diese Ent-
wicklung sachgerecht und fachgerecht reagieren
kénnen, wohl wissend, dass unsere Grundschul-
lehrkréfte und die dort tatigen Padagogischen Mit-
arbeiter so, wie Sie es gesagt haben, unter nicht
immer ganz einfachen Rahmenbedingungen eine
hervorragende Arbeit leisten, wobei ich einrAume,
dass wir erhebliche Unterschiede zwischen einem
relativ kleinen Grundschulstandort im landlichen
Raum und den Grundschulen in grof3stadtischen
Ballungszentren - Stichworte ,Migration* oder
.groRere Klassen"- in Bezug auf die Belastung
und die darauf zu gebende padagogische Antwort
verzeichnen.

Sie haben vorhin kritisiert, wir wirden mit der Ar-
beitszeitverordnung kleine Grundschulen nicht
weiter entlasten. Ich gehe auf diese Kritik ein, in-
dem ich Sie darauf verweise, dass das Kabinett
erst heute die Arbeitszeitverordnung fir Schullei-
tungen auf den Weg gebracht hat, Gber die wir seit

November letzten Jahres sprechen. Sie werden in
einer FuBnote erkennen, dass gerade die Schwel-
lenwerte fur die Grundschulen herabgesetzt wur-
den. Im Moment arbeitet eine Grundschullehrkraft
28 Stunden. Ein Grundschulleiter erhélt einen So-
ckel von 8 Stunden Entlastung. Unterhalb der
Schwelle von 100 Schilerinnen und Schilern wird
er zukinftig um eine weitere Stunde entlastet wer-
den. Der Schulleitungsverband sagt, dies sei nicht
genug.

Ich will an dieser Stelle auf eine Problematik auf-
merksam machen, die wir beim Einsatz unserer
wertvollen Ressourcen in Niedersachsen ein wenig
bedenken sollten.

Lassen Sie uns kleine Schulen im Harz, in Nord-
ostniedersachsen, an der Kiste, zum Teil auch im
Emsland oder in der Wesermarsch, die ich vor
Kurzem besucht habe, betrachten. Diese Grund-
schule hat zurzeit 52 Schilerinnen und Schiler
und wird zum neuen Schuljahr noch ganze 36
Schiilerinnen und Schiiler haben.

Die Kernfrage, die in diesem Zusammenhang be-
antwortet werden muss, lautet: Was ist eigentlich
eine padagogisch sinnvolle GroRRe - diese Frage
werden wir mit den Eltern, aber auch mit den
kommunalen Schultrdgern erértern missen - und
wie geht die Entwicklung in den nachsten Jahren
weiter und was ist dann noch vertretbar? - Die
einen sagen, ein Kleinstandort sei doch wunder-
bar; das sagen sehr oft die Eltern, weil es nattirlich
in ihrem Sinne ist, moéglichst kleine Klassen zu
haben. Aber was passiert denn dann bei Unter-
richtsausfall, wenn nur ein Kollege oder zwei Kol-
legen in einem Lehrerkollegium, das aus drei bis
vier Lehrkraften besteht, in einer Grundschule
ausfallen? Dann sind 50 % des Unterrichts durch
die beiden anderen Grundschullehrkréfte nicht
mehr aufzufangen.

Ich will damit nur auf die Problematik aufmerksam
machen: Auch wenn wir in Kleinstsystemen fur
Entlastung sorgen, wie wir es mit der neuen Ar-
beitszeitverordnung zurzeit praktizieren, werden
wir irgendwann an eine Grenze stof3en, an der
Entlastung in dieser Form aus meiner Sicht keinen
Sinn mehr macht, sondern an der Anreize eigent-
lich insoweit gesetzt werden muissen, in Verbin-
den zusammenzuarbeiten, um die Entlastungs-
stunden entsprechend verteilen zu kénnen. Aber
das werden Sie in der Arbeitszeitverordnung im
Detail nachlesen kénnen.
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Sehr verehrte Frau Abgeordnete Weddige-Degen-
hard, Sie haben mit Blick auf die Sprachférderung
in Niedersachsen - Stichwort ,Fit in Deutsch” -
gesagt, die Sprachstandsfeststellung 15 Monate
vor Schulbeginn sei nicht erfolgreich.

(Zuruf von Frauke Heiligenstadt [SPD])

- Ich habe das so verstanden. Vielleicht hat sie es
nicht exakt so gesagt, aber vielleicht so gemeint,
dass man sich das schon zu lhren Regierungszei-
ten ausgedacht habe und wir diese Idee dann in
Niedersachsen umgesetzt haben. - Das darf man
auch einmal sagen: Wir waren damit bundesweit
fuhrend. Wir waren eines der ersten Bundesléander,
die gesagt haben: Wir gehen den Weg, 15 Monate
vor Beginn der Schule den Sprachstand festzustel-
len und mit den Grundschullehrerinnen und den
Kindertagesstéatten zusammenzuarbeiten. - Es war
Minister Busemann, der das in Niedersachsen
eingefihrt hat. Es war richtig, dass wir diesen Weg
gegangen sind, weil wir auf diese Weise im Be-
reich der Sprachférderung nicht nur mit Blick auf
Kinder aus Migrationsfamilien, sondern auch mit
Blick auf Kinder aus deutschen Familien ohne
Migrationshintergrund entsprechend reagiert ha-
ben.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Zuruf von Frauke Heiligenstadt [SPD])

- Frau Heiligenstadt, ich weil} ja, dass Sie sich sehr
gerne aufregen. Ich halte es gleichwohl fir einen
Erfolg an sich, dass wir in den letzten Jahren fir
diese Sprachforderung Uber 46 Millionen Euro
ausgegeben haben. Ich fande es anstandig, wenn
auch eine Oppositionsfraktion einmal anerkennen
wirde, dass wir Jahr fur Jahr - kontinuierlich - in
die fruhkindliche Sprachférderung - Kindertages-
statte, Grundschule - 6 Millionen Euro investiert
haben. Das gab es wahrend lhrer Regierungszeit
in Niedersachsen nicht.

Meine Damen und Herren, einer Problematik, die
Sie, Frau Abgeordnete, aufgeworfen haben und
die auch mich zurzeit umtreibt, werde ich nachge-
hen. Wir diskutieren zurzeit intensiv Uber die Frage
der Schulsozialarbeit an allen Schulen. Das Land
Niedersachsen hat insbesondere mit Blick auf die
Hauptschulen in den letzten Jahren einen Ausstat-
tungsstandard von etwa 99 % erzielt.

Nun haben wir den von Ihnen dargelegten Ausstat-
tungsgrad mit Sozialpadagogen an Grundschulen
auf den Weg gebracht. Mich treibt allerdings im
Moment die Frage um, wo und wie die 32 Millionen
Euro, die der Bund im Rahmen des Bildungs- und
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Teilhabepaketes auch niederséchsischen Kommu-
nen zur Verfugung gestellt hat und die u. a. far
Schulsozialarbeit bereitgestellt werden sollten,
eingesetzt werden. Wir werden dem nachzugehen
haben; denn wenn der Bund hier Geld eingesetzt
hat, werden wir natlrlich auch tberprifen missen,
wohin dieses Geld tatsachlich gegangen ist.

(Zuruf von Frauke Heiligenstadt [SPD])

Es ist nicht Aufgabe des Landes Niedersachsen,
quasi die Jugendhilfe zu ersetzen und damit die
eigentliche Verantwortung der Kommunen zu
Ubernehmen. In erster Linie sind fur diese Fragen
nattrlich die Kommunen verantwortlich.

(Zuruf von Karl-Heinz Klare [CDU])

Meine Damen und Herren, der demografische
Wandel in Niedersachsen hat erste Spuren hinter-
lassen. Von einem ist auszugehen: Sie werden
deutlich tiefer werden. Seit 2003/04 sind die Schu-
lerzahlen bereits um rund 10 %, also um rund
90 000 Schilerinnen und Schiler, zuriickgegan-
gen. Im Vergleich zu 2003/04 haben wir in Nieder-
sachsen etwa 101 Grundschulstandorte weniger.

Es ware geradezu fahrlassig, die Augen vor diesen
Fakten zu verschliel3en. Die Zahl der Grundschule-
rinnen und -schiler wird von heute etwa 300 000
auf ca. 250 000, gemessen an den Hochrechnun-
gen in Bezug auf die heutigen Geburtenzahlen, bis
2020 deutlichst zurtickgehen.

Dabei gilt es jetzt aber schon - wie ich finde - die
Verantwortungsebenen auseinanderzuhalten. Das
hat nichts mit Magie oder Verpackungskunst oder
wie auch immer - als ,Verpackungskunstler* wurde
ich heute in der Hannoverschen Allgemeinen Zei-
tung bezeichnet - zu tun, sondern es gibt, wie ich
finde, klare Verantwortungsebenen, die auseinan-
dergehalten werden mussen. Es gibt ein Schulge-
setz. In dem steht in § 106, dass fur die Errichtung,
SchlieBung, Neuorganisation, Erweiterung - oder
wie auch immer - zunéachst einmal die Kommunen
verantwortlich sind. Die Kommunen haben darlber
zu entscheiden, wie sie ihre wohnortnahe Schul-
versorgung letztlich organisieren.

Ich bin mir darliber im Klaren, dass zu einem att-
raktiven Standort einer Kommune ein Grundschul-
angebot gehort.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Nur, meine Damen und Herren, klar ist auch, wenn
die Schilerzahlen irgendwann einfach nicht mehr
da sind, dann kann man sich noch so sehr aufs
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Hinterbein stellen, wir werden dann natirlich Gber
Kooperationen, Kombiklassen, Aul3enstellenlésun-
gen, Schulverbiinde - im Ubrigen auch uber Ge-
meindegrenzen hinweg - versuchen mussen, diese
Schulstandorte in den néchsten Jahren tUberhaupt
zu halten.

Ich rate allen Kommunen sehr, bevor Uberhaupt
die grundsatzliche Frage gestellt wird, ob ein
Grundschulstandort geschlossen wird, zunachst
einmal in Erwagung zu ziehen, diese Instrumente
zu nutzen, Klassen 1 und 2 als Kombiklasse zu
fuhren. Die Eingangsstufe, die zurzeit etwa in 10 %
der Grundschulen in Niedersachsen angewandt
wird, ist ein erfolgreiches und sinnvolles Instru-
ment. Es ist in lhrer Regierungszeit schon auf den
Weg gebracht worden, und das ist in den letzten
Jahren ausgeweitet worden.

Ich halte die offene Eingangsstufe fiir ein sehr
gutes Modell. Es bedarf allerdings auch des ent-
sprechenden Einsatzes des Kollegiums, dies auch
zu wollen. Es sind eben Schilerinnen und Schiler
unterschiedlicher Jahrgangsstufen, auf die dann
auch entsprechend eingegangen werden muss.
Das bedeutet oft mehr Arbeit als normal. Insofern
durfte diese Zahl, denke ich, noch ein wenig Luft
nach oben haben.

(Zuruf von Frauke Heiligenstadt [SPD])

Ich hoffe sehr, dass die Schultréager die Frage der
Kombiklassen 1 und 2, 3 und 4 nutzen. Wir werden
aber auch in einzelnen Regionen - machen wir uns
nichts vor -, im Harz oder in Nordostniedersach-
sen, Uber kurz oder lang méglicherweise zu Kom-
binationsklassen von 1 bis 4 kommen.

(Zuruf von Frauke Heiligenstadt [SPD])

Das ist padagogisch nicht sinnvoll, das ist padago-
gisch nicht wiinschenswert, aber wenn sich der
Schultrdger dazu entscheidet, einen Standort zu
halten,

(Karl-Heinz Klare [CDU]: So ist es!)

dann ist moglicherweise am Ende eine Klasse von
1 bis 4 erforderlich, um diesen Schulstandort zu
erhalten.

Das Land - um das deutlich zu sagen - schliel3t
keine Schulen. Das Land entscheidet nicht tber
die SchlieBung eines Schulstandortes, sondern
letztlich ist dies alleinige Verantwortung der Kom-
munen. Auch einzigige Grundschulen kénnen in
Niedersachsen fortgefiihrt werden.

Vielleicht darf ich an dieser Stelle auch einmal
darauf hinweisen: Es gibt kaum ein Schulsystem in
unserem Bundesland, das so kostenintensiv ist wie
unser Grundschulsystem.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Aber es ist
so!)

Wir weisen, egal, wie grof3 - ob nun Kleinstgrund-
schule, Zwerggrundschule oder wie auch immer -,
allen Grundschulen die entsprechenden Unter-
richtsstunden entsprechend der Klassenbildung
zu. Das ist kostenintensiv. Das machen nicht alle
Bundesléander so wie wir. Insofern glaube ich, dass
wir uns mit dem, was wir in Niedersachsen in den
Grundschulbereich investieren, in keiner Weise
werden verstecken missen und verstecken durfen.

(Beifall bei der CDU und Zustimmung
bei der FDP)

Meine Damen und Herren, ich will es vielleicht bei
den wenigen Zahlen und bei dem, was Sie hier
schon vorgetragen haben, belassen, weil ich zu-
tiefst davon Uberzeugt bin, dass wir bei der Frage
der Ganztagsschulen und der Frage der Inklusion -
dabei sagen wir ja heute schon, dass 40 % der
Grundschulen in Niedersachsen inklusiv arbeiten -
im Moment grundsatzlich davon ausgehen kénnen,
dass unsere Grundschulen gut in der Lage sein
werden, in den nachsten Jahren den gemeinsam
beschlossenen Gesetzentwurf zur Inklusion umzu-
setzen.

Ich hoffe, dass auch die Sprachférderung in den
nachsten Jahren durch die Grundschullehrkréafte
mit den entsprechenden Handreichungen verninf-
tig umgesetzt wird.

Was ich hier allerdings nicht in Ordnung fand, Frau
Abgeordnete Weddige-Degenhard, ist Ihr Umgang
mit der Frage der kerncurrikularen Voraussetzun-
gen, die wir in den letzten Jahren geschaffen ha-
ben. Wir sind in Deutschland das erste Bundes-
land, das fir alle Jahrgange, von 1 bis 12, fur alle
durchgangigen Jahrgange, kerncurrikulare Vorga-
ben gemacht hat. Wir wissen aus einer Internetum-
frage mit den Grundschulen, dass diese mit diesen
neuen Vorgaben ganz Uberwiegend gut umgehen
konnten.

Insofern glaube ich, dass es mit Blick auf unsere
Grundschulen in Niedersachsen eine Menge zu
tun gibt. Sie haben Problembereiche aufgefihrt.
Das gilt es uberhaupt nicht zu beschénigen. Aber
es ist keinesfalls so, dass diese Landesregierung
nicht geantwortet und auch nicht reagiert hétte,
sondern im Gegenteil. Wir erkennen diese Ent-

17507



Niedersachsischer Landtag - 16. Wahlperiode - 135. Plenarsitzung am 8. Mai 2012

wicklung. Wir sind jedoch auch darauf angewiesen,
dass die Kommunen diesen Weg mit uns gehen,
und stehen beratend zur Seite.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizeprasident Hans-Werner Schwarz:

Vielen Dank, Herr Minister. - Damit kommen wir zu
den weiteren Wortmeldungen. Zunéachst hat sich
Frau Korter fur die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen
gemeldet. Frau Korter, Sie haben jetzt das Wort.

Ina Korter (GRUNE):

Sehr geehrter Herr Prasident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Die Grundschule ist noch immer die
beliebteste Schulform, und sie ist auch die erfolg-
reichste in Niedersachsen. Doch auch sie steht vor
neuen Herausforderungen. Wir haben schon eini-
ge gehort.

Als inklusive Schule soll sie alle Kinder mit sonder-
padagogischem Unterstiitzungsbedarf aufnehmen
und foérdern. Zugleich wiinschen sich immer mehr
Eltern echte Ganztagsschulen, in denen die Kinder
nicht nur betreut, sondern wirklich geférdert wer-
den.

Die demografische Entwicklung flihrt langst dazu,
dass mehr und mehr kleine Grundschulen von
SchlieBung bedroht sind und insbesondere auf
dem Lande immer langere Schulwege auf die Kin-
der zukommen.

Meine Damen und Herren, die Antwort der Landes-
regierung vermittelt nicht gerade den Eindruck,
dass sie diese wichtigen Herausforderungen mit
besonderem Elan angeht. Im September 2011
haben der Grundschulverband, die GEW und der
VBE in einem gemeinsamen Papier ein Konzept
fur die inklusive Ganztagsgrundschule vorgelegt
und deutlich gemacht, dass Inklusion, ein gutes
Ganztagsangebot und die Arbeit in der flexiblen
Eingangsstufe zusammen gedacht werden mus-
sen.

In der Antwort der Landesregierung findet sich
dazu nichts.

Die drei Bildungsverbande haben ein Ganztags-
konzept gefordert, in dem die Aktivitaten der Kin-
der am Vor- und am Nachmittag in einen konzepti-
onellen Zusammenhang gestellt werden. Aber der
Landesregierung reicht offenbar ihr Modell der
Ganztagsangebote zum Billigtarif.
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Ganze 2 von insgesamt fast 1 800 Grundschulen
sind derzeit gebundene Ganztagsschulen - 2 von
fast 1 800! -, also Schulen, die tatséchlich die Per-
sonalausstattung fir ein integriertes, ganztagiges
Konzept haben. 515 Grundschulen dagegen ha-
ben nur ein freiwilliges Nachmittagsangebot, das
an den Vormittagsunterricht angehangt wird. Das
ist padagogisch weit weniger ergiebig und fir nie-
manden wirklich attraktiv.

Und - das haben wir schon gehért - ganze 45 So-
zialpadagogen finanziert das Land fur die 522
Ganztagsgrundschulen im Land, um ihre Arbeit zu
unterstitzen. - Reichlich wenig.

Auch das Konzept der guten jahrgangsgemischten
Eingangsstufe, das der Minister gerade erwéhnte,
bringt die Landesregierung nicht wesentlich voran.
Noch immer arbeiten nur knapp 6 % der Grund-
schulen nach diesem Konzept.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Weil sie es
beantragen miissen!)

Meine Damen und Herren, was die demografische
Entwicklung betrifft, so lasst die Landesregierung
die Schulen dabei erst recht im Stich. Das Problem
haben Sie ja noch genannt, Herr Althusmann. Aber
Konzepte?

Vor ungefahr zwei Wochen haben Sie, Herr Minis-
ter, an die Kommunen appelliert, auch kleine
Grundschule zu erhalten - gerade auch wieder.
Aber tun Sie irgendwas daflr, dass auch kleine
Grundschulen wirklich mit Qualitat arbeiten kon-
nen?

(Zuruf von der CDU: Selbstverstand-
lich!)

Fehlanzeige!

Unterstitzen Sie die Schulen dabei, gute Konzepte
fur jahrgangsubergreifenden Unterricht zu entwi-
ckeln? - Fehlanzeige!

Sorgen Sie dafur, dass die Einrichtung von Schul-
verbinden attraktiv wird? Kimmern Sie sich dar-
um, dass die Leitungsstellen auch an kleinen
Grundschulen nicht monate-, manchmal sogar
jahrelang unbesetzt bleiben? - Wieder Fehlanzei-
ge! Im Gegenteil: Derzeit sind 139 Schulleitungs-
stellen Uber langere Zeit unbesetzt. Herr Althus-
mann, Sie machen es sich zu einfach! Sie lassen
die Kommunen im Regen stehen. Sollen die doch
die Schulen schlie3en, denken Sie, dann mache
ich mich nicht unbeliebt. - Wenn man die Leitungs-
stellen nur lange genug vakant lasst, wenn man
Uber die Schulbehérde verbreiten lasst, dass klei-
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ne Grundschulen nicht die gleiche Qualitat liefern
kénnten wie grof3e - wie es im Moment landauf
landab geschieht -, dann sorgt man durch die kalte
Kiche daflr, dass Schulen geschlossen werden,
und schiebt die Verantwortung auf andere ab.

Man konnte zur Antwort auf die Grof3e Anfrage
noch vieles sagen: zur Sprachférderung, tUber de-
ren Wirksamkeit die Landesregierung nichts weif3,
zum fehlenden Werte- und Normenunterricht und
zu Kenntnissen Uber die Qualitatsentwicklung.
Meine Redezeit reicht nicht aus, um alle Versaum-
nisse aufzuzahlen.

Insgesamt, Herr Althusmann, missen wir feststel-
len: In Ihrer Antwort gibt es zwar eine ganze Men-
ge Zahlen, aber Konzepte fiir die Weiterentwick-
lung der Grundschulen findet man nicht - Ubrigens
seit neun Jahren nicht. Das ist ein Armutszeugnis
fir diese Landesregierung. Um die Grundschulen
hat sich diese Landesregierung seit 2003 so gut
wie Uberhaupt nicht gekimmert. Herr Althusmann,
dabei kommt es doch auf den Anfang an. Es reicht
nicht, das nur zu sagen, man muss das auch aus-
fullen.

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung bei der SPD)

Vizeprasident Hans-Werner Schwarz:

Fur die CDU-Fraktion hat jetzt Frau Ernst das
Wort. Bitte sehr!

Ursula Ernst (CDU):

Herr Prasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich bin ehrlich gesagt absolut entsetzt: Die SPD-
Fraktion hat eine umfangreiche Gro3e Anfrage zur
Situation der Grundschulen in Niedersachsen ge-
stellt, die 9 Themenbereiche und 69 Einzelfragen
enthalt, die die Landesregierung beantwortet hat -
herzlichen Dank an die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter im Kultusministerium fur diese hervorragen-
de Arbeit -;

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

und die einzigen Schlussfolgerungen, die daraus
gezogen werden, sind: negativ, negativ, negativ.

Ich denke, ich brauche nicht mehr darauf einzuge-
hen, welche groRe Bedeutung die Grundschulen
fur die Kinder haben, die dort auf die weiterfiihren-
den Schulen und ihr weiteres Leben vorbereitet
werden. Das Fundament, das die Grundschulen fiir
die Kinder schaffen, ist von grof3er Wichtigkeit.
Und sie schaffen dieses Fundament, meine Da-

men und Herren. Man kann sich doch nicht hier
hinstellen, und alles nur negativ darstellen und
schlechtreden! Denn so ist es nicht!

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP - Claus Peter Poppe [SPD]: Das
ist gar nicht der Fall gewesen!)

Sie haben Zahlen abgefragt und Zahlen geliefert
bekommen. Aber wenn Sie nach Konzepten fra-
gen, muss ich fragen: Mein Gott, wann sind Sie
denn das letzte Mal in einer Grundschule gewe-
sen? Wann haben Sie sich mal mit den Leuten
unterhalten?

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Johanne Modder [SPD]: Frau Ernst,
Sie halten eine falsche Rede!)

Es sind Konzepte vorhanden; es werden selbst-
verstandlich Schulkonzepte erstellt. Auch im Minis-
terium werden Konzepte erarbeitet. Ich mdchte nur
kurz auffiihren, was wir in den letzten Jahren getan
haben, um den Anspruch, dass die Kinder das
notwendige Rlstzeug in der Grundschule bekom-
men, zu erfillen: Verlassliche Grundschule, Projekt
Briickenjahr, das nachfolgende Modellprojekt Kin-
dertagesstatten und Grundschulen unter einem
Dach, Sprachférderung, die hier nur negativ gese-
hen wurde, die aber ganz positive Erfolge erzielt,

(Zustimmung bei der CDU)

das Projekt DaZNet zur Forderung der durchgéan-
gigen Sprachbildung, Englischunterricht, herkunfts-
sprachlicher Unterricht, Erhéhung der Forderstun-
den, neue Kerncurricula - der Minister hat es doch
aufgezahlt -, Fort- und Weiterbildung, gerade fir
die Inklusive Schule, die gut angenommen wird,
Aufbau von Ganztagsschulen, Einfiihrung der Ein-
gangsstufe, Einsatz von Sozialpadagogen. Natuir-
lich kbnnte es immer noch mehr sein, aber meine
Damen und Herren, ich bitte Sie herzlich: Das
kann man doch nicht alles einfach in Bausch und
Bogen negativ darstellen.

(Zustimmung bei der CDU - Clemens
GroRe Macke [CDU]: Frau Korter
kann das!)

Die Grundschule ist fir uns die wichtigste Schul-
form. Die Lehrerinnen und Lehrer leisten dort eine
hervorragende padagogische Arbeit. Daflir mdchte
ich mich an dieser Stelle ganz herzlich bedanken.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Naturlich kennen wir auch die Probleme - Herr
Kultusminister Althusmann hat darauf hingewie-
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sen - gleich, ob es um die kleinen Schulen, die
Besetzung der Schulleiterstellen oder Entlastun-
gen geht. Wir wissen um diese Probleme, und das
Ministerium arbeitet daran, und zwar konkret.

(Ina Korter [GRUNE]: Seit neun Jah-
ren ist nichts passiert!)

Der Grundsatz ist doch richtig: Kirche und Schule
sollen im Dorf bleiben.

(Zustimmung von Ursula Kértner [CDU])

Wir mussen die Entwicklung abwarten; das ist
nicht Sache des Landes. Wir helfen doch, die Leh-
rerstunden werden aufgestockt, die Schulen wer-
den unterstitzt, sie werden beraten. Ich denke, auf
dem Gebiet wird sich in den nachsten Jahren auch
noch vieles andern.

Das Gleiche gilt fiir die Schulleiterstellen. Natdirlich
brauchen wir kompetente Schulleitungen. Natirlich
wird es schwieriger, in entlegenen Gegenden - so
sage ich einmal; das ist ja sehr unterschiedlich -
oder in kleinen Schulen Schulleiterstellen zu be-
setzen. Aber ich denke, auch hier werden in Zu-
kunft in Kooperation mit den Gemeinden Anreize
geschaffen. Der Kultusminister hat eben darauf
hingewiesen: Hier sind die Kommunen, die Schul-
trager gefordert. Eines sage ich Ihnen noch ein-
mal: Auch die Eltern haben hier ein Mitbestim-
mungsrecht.

(Zustimmung bei der CDU)

Dort, wo Schulen geschlossen werden, passiert
das auch auf Wunsch der Eltern, weil sie es nam-
lich zum Teil ablehnen - in meinem Wahlkreis ist
das der Fall -, ihre Kinder in Kombiklassen zu schi-
cken.

(Ursula Kortner [CDU]: Abstimmung
mit den FiRRen!)

Wenn keine Kinder mehr angemeldet werden, ist
eine Schule nicht mehr tragbar. Das hat sich dann
erledigt.

Um das einmal zusammenzufassen: Ich bin wirk-
lich entsetzt iber das Gehabe der Opposition.

(Zustimmung bei der CDU - Johanne
Modder [SPD]: Sie haben gar nicht
zugehort! - Dérthe Weddige-Degen-
hard [SPD]: Das hat keiner gemacht!)

Sich hier hinzustellen und das zu zerreden, ist
stark. Liebe Dorthe, damit meine ich auch dich.

Ich sage es noch einmal: Man kann nicht eine
solche Anfrage stellen, Zahlen anfordern und dann
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sagen: Alles ist negativ. - Ich denke, Sie haben
vielleicht vieles aus der Vergangenheit vergessen,
oder vielleicht waren Sie auch nicht dabei, ich aber
schon. Man muss doch auch einmal die Aus-
gangsposition sehen. Ich war in den 1990er-
Jahren als Lehrerin an der Grundschule, bevor ich
in den Landtag kam. Ich habe eine Unterrichtsver-
sorgung von unter 90 % wahrend lhrer Regie-
rungszeit miterlebt.

(Zustimmung bei der CDU)

Ich habe miterlebt, dass wir tagelang Klassen zu-
sammenlegen mussten, weil es keine Lehrkrafte
mehr gab. Es wurden auch keine eingestellt. Ich
habe den Einsatz von Schulsekretarinnen erlebt,
die Lesestunden abgehalten haben, das Arbeits-
zeitkonto usw.

(Claus Peter Poppe [SPD]. Das ist
von anno Tobak!)

Ich kdnnte noch lange Ausfihrungen dazu ma-
chen, aber das wirde den Rahmen sprengen.

Seit 2003 ist viel passiert; es ist ganz viel verbes-
sert worden. Fur mich ist es daher unverstéandlich,
dass Sie hier alles nur negativ darstellen.

(Frauke Heiligenstadt [SPD]: Das
stimmt doch dberhaupt nicht! Sie ha-
ben tberhaupt nicht zugehort!)

- Naturlich habe ich zugehort!

(Lothar Koch [CDU]: Uschi, mach wei-
ter!)

Das war bei Dorthe so - entschuldige, liebe Kolle-
gin -, und Frau Korter hat doch hier richtig ausge-
holt.

Ich denke, wir sind auf dem richtigen Weg. In
Schule, Unterricht, aber auch Gesellschaft - das
spielt da mit rein - gibt es sich stets &ndernde Pro-
zesse. Darauf hat der Kultusminister, wie alle Kul-
tusminister seit 2003, reagiert. Und er wird auch
weiterhin darauf reagieren.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, die Grundschule ist fir uns von groR3er
Bedeutung. Aber die Schiler stehen bei uns an
erster Stelle und sind im Fokus. Sie sollen das
notwendige Ristzeug bekommen und damit den
besten Start fur ihr weiteres Schulleben.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Das hat sich sehr veréndert. Ich denke nur daran,
dass die durchschnittliche Unterrichtsversorgung in
unseren Grundschulen bei 103 % liegt. Niemand,
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der mit Grundschule zu tun hat, hat das in seinem
Leben schon einmal erlebt. Dafiir bedanke ich
mich ganz herzlich beim Kultusminister. Machen
Sie weiter so, Herr Kultusminister, zum Wohle
unserer Grundschulen, zum Wohle unserer Schi-
lerinnen und Schiiler.

Danke.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizeprasident Hans-Werner Schwarz:

Zu dem Beitrag von Kollegin Ernst liegen zwei
Winsche auf Kurzinterventionen vor, und zwar von
Frau Korter fiir die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen
und von Frau Weddige-Degenhard fir die SPD-
Fraktion. Zunachst kommt Frau Korter; Sie haben
anderthalb Minuten. Bitte schon!

Ina Korter (GRUNE):

Vielen Dank. - Herr Prasident! Frau Kollegin Ernst,
ich weil’ nicht, was Sie bei meiner Rede oder der
Rede meiner Vorrednerin gehort haben, dass Sie
darauf kommen, wir hatten die Arbeit der Grund-
schulen schlechtgeredet.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Weil Sie es
getan haben!)

- Sie haben offensichtlich ein Hoérproblem, Herr
Klare, und Frau Ernst auch.

(Hartmut Méllring [CDU]: Ich habe Sie
noch nie positiv gehort! Sie kénnen
doch gar nicht anders!)

- Herr Mdllring, Sie kdnnen sich doch als Mitglied
der Landesregierung zu Wort melden, da haben
Sie doch alle Redezeit der Welt. Sie brauchen
doch jetzt nicht zu stéren. Oder gehen Sie doch
raus, wenn Sie sich so aufregen.

(Heinz Rolfes [CDUJ: Nein, er ist Par-
lamentarier!)

Wenn es jemanden gibt, der sich wirklich fir den
Erhalt kleiner Grundschulen mit vielen Mdglichkei-
ten der Verbesserung und Reformansatzen - wie
altersgemischtem Lernen und Kombiklassen, die
ich Uberhaupt nicht als Notlésung, sondern auch
als padagogische Chance sehe - einsetzt, dann
sind wir es - danach kénnen Sie Uberall in den
Landkreisen fragen -, weil wir solche Grundschulen
erhalten wollen. Sie kdnnen z.B. den Kollegen
Thimler aus der Wesermarsch fragen. Der Minis-
ter hat es gesagt, wir haben dort eine ganze Men-
ge Falle.

Wir versuchen, alle Mdglichkeiten auszuschopfen,
um solche Schulen zu erhalten. Das Problem ist
aber: Die Landesregierung unterstiitzt solche
Schulen nicht. - Was machen Sie denn, damit die
vakanten Schulleitungsstellen endlich besetzt wer-
den? Gibt es eine Zulage? Gibt es Werbekampag-
nen? Gibt es Unterstitzung? - Die mickrige Aus-
stattung von Schulverbiinden reicht nicht, um die
Arbeit von Grundschulen mit mehreren Auf3enstel-
len oder von mehreren Grundschulen im Schulver-
bund hinzukriegen. Da muss etwas passieren!

Frau Ernst, wo in der Antwort auf die Gro3e Anfra-
ge wollen Sie gesehen haben, dass die Sprachfor-
derung so besonders effektiv ist? - Ich glaube das
wohl, aber evaluiert worden ist das nicht.

Vizepréasident Hans-Werner Schwarz:

Ihre Redezeit ist abgelaufen, Frau Korter. - Ich
erteile jetzt Frau Weddige-Degenhard das Wort.
Auch Sie haben 90 Sekunden Redezeit. Bitte
schon!

Dorthe Weddige-Degenhard (SPD):

Vielen Dank. - Herr Prasident! Liebe Kollegin
Ernst, ich fuhlte mich irgendwie im falschen Film.

(Beifall bei der SPD sowie Zustim-
mung bei den GRUNEN und bei der
LINKEN)

Ich habe nicht das Gefuhl, dass ich die Arbeit der
Grundschulen schlechtgemacht habe.

(Vizeprasident Dieter Mo6hrmann
Ubernimmt den Vorsitz)

Ich fuhlte mich auch schon vom Kultusminister
missverstanden. Ich habe weder die Kerncurricu-
la - dazu habe ich uberhaupt nichts gesagt - noch
die Sprachférderung kritisiert. Ich habe nur be-
mangelt, dass es nach fast zehn Jahren Sprach-
forderung noch keine Evaluation gibt. Ich denke,
es ist nach so vielen Jahren an der Zeit, zu gu-
cken, ob dieses Mittel effektiv ist.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Es gibt eine Menge Probleme damit. Das horen
auch Sie, wenn Sie in die Schulen gehen. Die
Kombination von Kindertagesstatten und Schulen
ist problematisch, einfach aufgrund mangelnder
raumlicher Nahe. Eine Menge Dinge sind nach wie
vor anzupacken.
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Aber wir gucken doch in die Zukunft. Wir wollen
keine Vergangenheitshewaltigung. Ich will auch
nicht die Schulen kritisieren, die Zukunftsplane
entwickeln, die wirklich gefordert sind. Ich mdchte
aber vom Kultusminister hoéren, welche Entwick-
lungsmdoglichkeiten er sieht und mit welchen Re-
zepten er die Probleme angehen will, die jetzt an-
stehen und in Zukunft anstehen werden. Darum
geht es.

(Beifall bei der SPD)

Vizepréasident Dieter M6hrmann:

Frau Ernst mochte erwidern. Sie hat das Wort.
Bitte!

Ursula Ernst (CDU):

Herr Prasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Das ist doch genau der Punkt. Hier wird doch
hammerhart auf den Kultusminister eingedroschen.

(Zuruf von Ina Korter [GRUNE])

- Aber selbstverstandlich, Frau Korter! Das farbt
doch ab.

Ich kann nur sagen: Die Konzepte sind doch dal!
Der Kultusminister bemuht sich darum, alle Prob-
leme, ganz gleich worum es sich handelt, im Ar-
beitskreis aufzuarbeiten.

(Ursula Helmhold [GRUNE]: Er hat
sich stets bemuht!)

Frau Korter, Sie haben doch in jedem Satz gesagt:
Das funktioniert nicht, klappt nicht, ist nicht in Ord-
nung. - Das finde ich nicht richtig!

(Zuruf von den GRUNEN)

- Natlrlich gibt es Konzepte. Wenn Sie sich inten-
siv mit den Grundschulen befassten, dann wissten
Sie das. Die Grundschulen arbeiten auch nach den
Konzepten.

Ich nenne nur ein Beispiel: Sprachférderung. Wir
haben doch immer weniger Zurtickstellungen, weil
die Sprachférderung so gut klappt. Wenn es ir-
gendwo in den Kommunen einmal hakt - das ist
auch in meinem Landkreis vorgekommen -, dann
hat daran nicht der Kultusminister Schuld. Die
Stunden waren da. Das war eine ganz andere
Situation.

Man kann in den Schulen und auch in den Kinder-
tagesstatten abfragen, dass gerade die Sprachfor-
derung von ganz hervorragender Bedeutung ist
und auch klappt. Die Untersuchung der Deutsch-
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kenntnisse in der 3. Klasse hat gezeigt, dass sich
hier alles verbessert hat.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Ich bitte Sie herzlich, auch einmal die positiven
Seiten und all das zu sehen, was hier auf den Weg
gebracht wurde und weiterhin auf den Weg ge-
bracht wird.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizeprasident Dieter MOhrmann:

Meine Damen und Herren, jetzt liegt eine Wort-
meldung von Frau Reichwaldt von der Fraktion DIE
LINKE vor.

Christa Reichwaldt (LINKE):

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Es ist schon spannend, dass man offen-
sichtlich in einem Plenarsaal zwei Besprechungen
fuhren kann; denn Frau Ernst scheint in der Debat-
te etwas ganz anderes wahrgenommen zu haben
als ich.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Sie merken
schon gar nicht mehr, dass Sie alles
negativ sehen! - Gegenruf von Jo-
hanne Modder [SPD]: Ein bisschen
dinnhautig!)

- Warten Sie doch ab, Herr Klare!

Die Grundschulen in Niedersachsen sind so vielfal-
tig wie das Land. Das zeigt diese Grof3e Anfrage
eindrucksvoll. Das ist nicht nur den teils detaillier-
ten Fragen der SPD zu verdanken, sondern auch
und vor allem der Arbeit der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter im Ministerium, die die Anfrage beant-
wortet haben.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Das war po-
sitiv!)

Diese Vielfalt wird sich fortsetzen. Schon jetzt
missen die Kommunen als Schultrager ganz un-
terschiedliche Herausforderungen bewaéltigen, weil
die demografische Entwicklung in Niedersachsen
so unterschiedlich verlauft und wir auf der einen
Seite Regionen mit starkem Bevdlkerungsriick-
gang und auf der anderen Seite Regionen mit
starkem Bevolkerungsanstieg haben. Aufgabe des
Landes muss es dabei sein, den Schultragern den
notwendigen Rahmen zu geben, um auf diese
unterschiedlichen Entwicklungen zu reagieren.
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Derzeit sind zwei Finftel der Grundschulen nicht
mehr mindestens zweizligig. Wir missen alles
daflr tun, um den Grundsatz ,Kurze Wege flr
kurze Beine" aufrechtzuerhalten und gleichzeitig
die Funktionsfahigkeit der Grundschulen und die
padagogische Qualitat ihrer Angebote sicherzu-
stellen.

Kultusminister Althusmann hat versprochen, dass
keine Grundschulen geschlossen werden. Sicher,
er greift nicht in die Kompetenz der Schultrager
ein. Aber auf die Schultrdger wird, wie man vieler-
orts hort, erheblicher Druck ausgelibt - sei es von
der Schulbehérde, vom Innen- oder vom Kultusmi-
nisterium -, doch Schulen zu schlieRen. So wird
der Schwarze Peter weitergeschoben. Ich frage
mich, ob wirklich immer die Frage der padagogi-
schen Qualitat der Grund dafir ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Zur Qualitat gehdort auch eine gute Schulleitung.
Aus aktuellem Anlass moéchte ich hier meine tiefe
Emporung uber das aussprechen, was in Rechter-
feld passiert ist. Es ist ein absolutes Unding, wenn
Einwohner des Dorfes gegen einen Menschen
aufgrund seiner sexuellen Orientierung Stimmung
machen.

(Beifall bei der LINKEN und bei den
GRUNEN sowie Zustimmung bei der
SPD und bei der FDP)

Diese tief verwurzelten Vorurteile sind furchtbar.
Ob der Bewerber homo- oder heterosexuell ist,
darf bei der Entscheidung Uber die Leitung einer
Grundschule keine Rolle spielen.

Ein Blick in die Antwort auf die GroRRe Anfrage
zeigt, wie schwierig die Suche nach Schulleiterin-
nen und Schulleitern derzeit ist. Allerdings ist es
angesichts des riesigen Arbeitsberges und der im
Vergleich zu den Leitungspositionen an anderen
Schulformen schlechten Bezahlung auch kein
Wunder. Die Landesregierung will nicht nur dem
Motto ,Kurze Wege fir kurze Beine" folgen, son-
dern offensichtlich auch dem Motto ,Kurze Bezah-
lung fir kurze Beine*.

(Ursula Ernst [CDU]: Das ist schon
wieder negativ!)

Dabei wird in der Grundschule das Fundament fiir
die weitere Bildung der Kinder gelegt. Wir brau-
chen beste Padagogen an den Grundschulen.
Aber beste Padagogen kriegt man nicht mit der
schlechtesten Bezahlung.

(Beifall bei der LINKEN und bei den
GRUNEN)

Die Antwort auf die GroRRe Anfrage fuhrt 169
Grundschulen auf, die langer als ein halbes Jahr
ohne Schulleitung dastanden. Das kommt nicht
von ungefdhr, sondern ist ein Beleg fur die
schlechte Ausstattung der Stellen durch das Land.

Ebenfalls interessant in Bezug auf die Leitungs-
stellen ist Folgendes: Wir haben derzeit 89 %
Grundschullehrerinnen und 11 % Grundschulleh-
rer. Bei den Leitungsstellen ist das Verhaltnis ent-
scheidend anders. Der mannliche Anteil ist fast
dreimal so hoch. Wir haben 31 % mannliche und
69 % weibliche Grundschulleiter. Auch vor diesem
Hintergrund sollten Sie, Herr Althusmann, lhre
Vorstellungen zur Grundschulleitung noch einmal
Uberdenken.

Vor knapp zwei Monaten haben wir hier das Ge-
setz zur inklusiven Schule verabschiedet. Unsere
Zweifel an der Umsetzung sind lhnen bekannt. Wir
haben in Niedersachsen derzeit knapp 21 000
Grundschullehrerinnen und -lehrer. Wie werden sie
auf die Inklusion vorbereitet? - In der Antwort auf
Frage 24 finden wir dazu: Es gibt superkurze Fort-
bildungen - 5,5 Tage - mit einem vollen Programm,
das kaum vollstandig und tiefgehend umgesetzt
werden kann. Bislang wurden 1 378 Teilnehmer
fortgebildet. Weitere 500 sollen folgen. Angesichts
von 21 000 Lehrkraften und weiteren Padagogi-
schen Mitarbeiterinnen ist das lacherlich wenig.

(Beifall bei der LINKEN und Zustim-
mung von Ina Korter [GRUNE])

So gut die regionalen Integrationskonzepte im
Grundschulbereich auch funktionieren mégen: Auf
dem Weg zur inklusiven Schule sind insbesondere
fur die dort tatigen Lehrkrafte mehr Qualifikations-
mdglichkeiten zu schaffen. Da muss mehr inves-
tiert werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Zuletzt noch eine grundséatzliche Bemerkung zur
Situation unserer Grundschulen. Dort wird eine
hervorragende Arbeit geleistet und der Grundstein
guter Bildung gelegt. Aber nach vier Jahren mis-
sen Schullaufbahnempfehlungen gegeben und die
Kinder auf unterschiedliche Schulen verteilt wer-
den. Der Leistungsdruck, dem die zehnjahrigen
Kinder ausgesetzt werden, ist immens und kommt
viel zu frih. Wie viel besser kénnten unsere
Grundschulen noch werden, wenn wir diese unsin-
nigen Schullaufbahnempfehlungen nicht mehr
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hatten und die Kinder weiter gemeinsam lernen
kdnnten!

Vielen Dank fir Ihre Aufmerksamkeit.

(Starker Beifall bei der LINKEN - Karl-
Heinz Klare [CDU]: Das war eine
flammende positive Rede! - Weitere
Zurufe)

Vizeprasident Dieter MOhrmann:

Kdnnen wir weitermachen? - Danke. Das Wort hat
jetzt Herr Forsterling von der FDP-Fraktion.

Bjorn Forsterling (FDP):

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Auch ich mochte zunachst den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern des Kultusministeriums fir
die Erstellung der Antwort auf diese Grol3e Anfrage
danken. Ich glaube, es war eine sehr mihsame
Arbeit. Die Zahlen zeigen aber, dass es sich
durchaus gelohnt hat. Man erkennt wirklich viele
positive Ansatze im Kern, die belegen, dass die
Grundschulen in Niedersachsen in der Tat hervor-
ragende Arbeit leisten. Deswegen gilt der Dank
auch allen dort tatigen Lehrerinnen und Lehrern
und nattrlich auch den Schulleitungen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Lassen Sie mich mit der Situation der Schulleitun-
gen an niedersachsischen Grundschulen begin-
nen. In der Tat sind dort einige Posten unbesetzt.
Das ist ein Problem. Auch ich wirde mir win-
schen, dass wir diese Positionen schneller beset-
zen kdnnen. Bei der Besetzung ist es fur mich
vollig unerheblich, ob es Mé&nner oder Frauen sind
und ob diese schwul oder lesbisch sind. Das darf
in Niedersachsen keine Rolle spielen. Die Haupt-
sache ist, wir finden gute und qualifizierte Schullei-
terinnen und Schulleiter.

(Beifall)

Die Frage, wie wir diese finden, lasst sich nicht
allein Uber die Besoldung I6sen. Geld ist immer nur
eine kurzfristige Motivationsspritze. Die meisten
Schulleitungen bleiben aber Uber Jahre, wenn
nicht sogar Jahrzehnte an einem Standort in der
Verantwortung. Deswegen ist der Weg, der jetzt
mit der neuen Arbeitszeitverordnung gegangen
wird, richtig. Dadurch werden Mdoglichkeiten zur
Entlastung fur das Hin- und Herschieben bei
Schulverbunden geschaffen. Zu sagen, die Schul-
leitungen wirden hier alleine gelassen, ist nicht
richtig. Insbesondere die von der Opposition
merkwrdigerweise immer wieder kritisierten Stel-
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lenschaffungen bei der Landesschulbehérde wer-
den daflr sorgen, dass wir die Schulleitungen vor
Ort entlasten und die Landesschulbehérde als
Serviceeinrichtung insbesondere fur die kleinen
Grundschulen starken, damit sich die Schulleiter
wirklich auf das padagogische Geschéaft konzent-
rieren kdnnen. Auch die Altersstruktur im Lehrkor-
per der niederséchsischen Grundschulen spielt
eine gewisse Rolle. Ich bin sehr zuversichtlich,
dass es uns wie in der Vergangenheit gelingt, alle
Stellen wiederzubesetzen. Fur die CDU und die
FDP kann ich garantieren: Bei uns werden alle
Ressourcen im System bleiben. Wir werden diese
Stellen wiederbesetzen.

(Zustimmung bei der FDP und bei der
CDU)

Im Bereich der Inklusion gehe ich davon aus, dass
die Grundschulen ganz gut vorbereitet sind.
52,4 % arbeiten bereits im Regionalen Integrati-
onskonzept. Fur sie ist es keine grof3e Herausfor-
derung mehr, Inklusion ab dem 1. August 2012
bzw. ab dem 1. August 2013 zu leben. Man darf
auch nicht vergessen, dass wir bereits 2011 mit
einem grof3en Fortbildungsprogramm gestartet
sind und seitdem kontinuierlich Lehrkrafte im
Grundschulbereich fortbilden, damit die Inklusion
gelingt. Ich glaube, die Grundschulen sind ganz
besonders gut aufgestellt.

Wir als CDU/FDP-Koalition haben in den letzten
Jahren ein sehr grof3es Augenmerk auf die Frage
gelegt, wie wir den Ubergang vom Kindergarten
auf die Grundschule starken kdénnen. Das hat zum
einen mit der Sprachférderung zu tun. Auch hier
muss eine Briicke zwischen der Sprachférderung
in Kindertagesstatten und der Sprachférderung in
Grundschulen geschaffen werden. Das hat zum
anderen etwas damit zu tun, dass wir sehr stark in
das Projekt ,Briickenjahr” investiert haben. Es sind
ganz hervorragende Kooperationen entstanden.
Allen Unkenrufen zum Trotz leben diese Koopera-
tionen weiter. Wir werden mit dem Modellversuch
zur Zusammenarbeit von Grundschulen und Kin-
dertagesstatten den nachsten Schritt machen, um
vertieft arbeiten zu kénnen.

(Glocke des Prasidenten)

Lassen Sie mich auf die Situation der kleinen
Grundschulen eingehen. Fir die FDP galt schon in
den 70ern die Devise ,Kurze Wege fir kurze Bei-
ne“. Ich kann Ihnen versichern, diese Devise gilt in
der FDP auch heute noch. Auch in den 70er-
Jahren dieses Jahrhunderts wird ,Kurze Wege fir
kurze Beine* noch unsere Devise sein. Deswegen
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werden wir von Hannover aus nicht Grundschul-
standorte schlieBen. Wir stellen auch nicht die
Qualitatsfrage, Frau Kollegin Weddige-Degenhard,
wie Sie es in Ihrem Redebeitrag gemacht haben.
Ich glaube, es kommt im Wesentlichen auf den
Unterricht, auf die Beziehung zwischen der Lehr-
kraft und den Schilerinnen und Schilern an und
nicht darauf, ob im Lehrerzimmer noch 6, 10 oder
20 andere Kollegen in der Pause getroffen werden
kénnen. Deswegen darf man diese Qualitatsfrage
nicht stellen.

Aber wenn Sie die Qualitatsfrage stellen, Frau
Kollegin Weddige-Degenhard - Sie haben das
getan -,

(Glocke des Présidenten)

dann liegt es auch in lhrer Verantwortung, sich
diese Statistik ganz genau anzusehen. Sie werden
feststellen, dass u.a. die Grundschule Halchter
aus der Stadt Wolfenbittel kleiner als einzigig
gefuihrt wird. Dann will ich Sie in Ihrem Wabhlkreis,
in dem Sie als Ratsfrau in der Selbstverwaltung
des Schultragers verantwortlich sind - - -

Vizepréasident Dieter M6hrmann:
Herr Kollege, die Zeit drangt!

Bjérn Forsterling (FDP):

Dann will ich sehen, dass Sie dieser Grundschule
sagen, dass sie schlecht arbeitet und dass Sie
diese Grundschule schlieBen wollen. Wenn Sie
diesen Mut aber nicht aufbringen, dann waren alle
Ihre Redebeitrége hier Schall und Rauch.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Dieter M6hrmann:

Meine Damen und Herren, das Wort hat jetzt Herr
Kollege Klare von der CDU-Fraktion. Er hat noch
drei Minuten Redezeit.

Karl-Heinz Klare (CDU):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Ich
habe den Eindruck, Sie haben das negative Voka-
bular schon so verinnerlicht, dass Sie gar nicht
mehr merken, wie Sie standig schlechtreden, und
dass Sie schon gar nicht mehr glauben, dass Sie
dies tun.

Ich will Thnen nur ein paar Beispiele dafur nennen,
was sich in der Grundschule in den letzten Jahren
entwickelt hat. Ich muss ehrlich sagen: Ich habe
den Eindruck, dass die gesamte positive Entwick-

lung der Grundschule in den letzten Jahren spurlos
an lhnen voribergegangen ist.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Erstens. Es gibt mehr Unterricht, mehr Pflichtstun-
den. Das war auch nétig, wenn man es mit ande-
ren Bundeslandern vergleicht.

Zweitens. Wir haben viel mehr Wert auf grundle-
gende Bildung gelegt: mehr Mathe-Unterricht,
mehr Lesen, mehr Schreiben. - Dies ist auch wich-
tig, um die grundlegenden Dinge besser zu be-
herrschen. Englisch ist Pflichtunterricht geworden.
Die Sprachférderung wurde durch diese Landes-
regierung eingefuhrt. Sie hatten es damals in der
Schublade, aber es ist nicht umgesetzt, nicht fi-
nanziert worden. Bernd Busemann als Kultusminis-
ter hat das herausgeholt und umgesetzt. Die Er-
gebnisse sind grundséatzlich positiv. Daflr bendétige
ich keine weitere Analyse. Dafiir muss ich nur in
die Schule sehen.

Wir haben die Zusammenarbeit mit den Kitas ver-
starkt. Wir haben die Dokumentation der individuel-
len Lernentwicklung eingefiihrt, damit Férderstun-
den besser und gezielter eingerichtet werden kon-
nen. Es gab noch eine Reihe weiterer Dinge.

Das Entscheidende ist die Unterrichtsversorgung.
Wir liegen heute bei 103 %. Zu lhrer Zeit lagen wir
bei 94 %. Davon waren 14 % statistisch geschont.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Sie waren bei 80 %, meine Damen und Herren!
Das war ein Skandal ersten Ranges, dass 20 %
des Unterrichts gar nicht erst stattfanden.

Ich moéchte jetzt etwas zu den Schulstandorten
sagen. Die CDU ist die Partei der Schulstandortsi-
cherung auch fir die kleinen Schulstandorte. ,Kur-
ze Wege flr kurze Beine" hat Werner Remmers ins
Leben gerufen. Das Gegenteil ist bei lhnen der
Fall. Ich habe das nachgelesen. Die SPD war als
Regierungspartei in der Geschichte immer die
Partei, die Tausende von kleinen Schulen in die-
sem Land geschlossen hat. Dies geschah auf-
grund lhrer Vorgaben, meine Damen und Herren.
Das ist die Wahrheit. Das muss man wissen.

(Zustimmung bei der CDU)

Ihre Politik der Zentralisierung, die durch Gesamt-
schulen usw. immer weiterbetrieben wird, wird im
flachen Land zu immer weiteren Schulschlie3un-
gen fihren. Das ist eine Politik gegen die Interes-
sen der Kinder, gegen die Interessen des landli-
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chen Raumes und letztendlich gegen das Bil-
dungsangebot im Land Niedersachsen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizeprasident Dieter M6hrmann:

Meine Damen und Herren, jetzt hat noch einmal
der Minister das Wort. Bitte schon, Herr
Dr. Althusmann!

Dr. Bernd Althusmann, Kultusminister:

Herr Président! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Auf der einen Seite begriif3e ich eine rela-
tiv faire Debatte Uber diese fir die Bildungspolitik
in Niedersachsen sehr wichtige Frage. Auf der
anderen Seite reizt es mich doch, noch einmal
dazu Stellung zu nehmen, ob wir Grundschule in
Niedersachsen neu erfinden missen. Denn das ist
wahrlich Gberhaupt nicht der Fall. Wenn Sie den
Eindruck erwecken wollten, es fehlten Konzepte
und Antworten auf das, was sich gerade erst an-
deutet, und wir missten jetzt anfangen, den Schu-
len dieses oder jenes auf den Weg zu geben, um
ihnen zu helfen, dann muss ich sagen: Einige Ent-
wicklungen sind offensichtlich wirklich an lhnen
vorbeigegangen.

Zum 1. August 2004 sind die Stunden fur Deutsch
von 20 auf 24 angehoben worden - also 4 Stunden
mehr. Zum 1. August 2004 ist die Zahl der Stunden
fur Mathematik von 20 auf 22 erhéht worden. Wir
haben damit einen qualitativen Sprung an unseren
Grundschulen in Niedersachsen gemacht.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Gleichzeitig sind die Schilerzahlen zuriickgegan-
gen und ist die Unterrichtsversorgung in Nieder-
sachsen auf tiber 102 % angehoben worden.

Meine Damen und Herren, von 1 760 Grundschu-
len sind 525 Ganztagsgrundschulen. Nattrlich
handelt es sich bei der Uberwiegenden Zahl um
Offene Ganztagsschulen. Aber bitte bedenken Sie,
dass die Schuilerinnen und Schiler zwischen
sechs und zehn Jahre alt sind! Natlrlich entschei-
den sich die Grundschulen Uberwiegend fur ein
freiwilliges, flexibles Nachmittagsangebot und nicht
fir das verpflichtende Angebot von 8 Uhr bis
16 Uhr. Das ist doch sinnvoll, meine Damen und
Herren!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wenn Sie fragen, ob sich in den vergangenen
Jahren nicht etwas zum Positiven an unseren
Grundschulen entwickelt habe, dann weise ich
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etwa mit Blick auf die Frage der Inklusion auf die
Zahl der Integrationsklassen in Niedersachsen hin.
Von ehemals 127 Klassen im Schuljahr
2003/2004, die wir bei Ihnen vorgefunden haben -
das entspricht 0,8 % -, sind wir zum Schuljahr
2011/2012 bei 303 Klassen angekommen. Hier hat
es also einen riesigen Sprung gegeben. Das Glei-
che gilt fur die Zahl der offenen Eingangsstufen,
die Sie vorhin kritisiert haben. Wie viele gab es
denn 2003, Frau Korter? - Es gab acht offene Ein-
gangsstufen in Niedersachsen!

(Frauke Heiligenstadt [SPD]: Damals
ist das Gesetz doch gerade erst ein-
gefihrt worden!)

Inzwischen arbeiten 106 Schulen in Niedersach-
sen mit offener Eingangsstufe. Das ist ein Erfolg,
den man nicht kleinreden kann, wie Sie es hier
immer wieder versuchen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang noch
eine Zahl nennen. Ich wollte Sie vorhin nicht mit so
vielen Zahlen, Daten und Fakten belastigen, weil
ich dachte, Sie hatten es gelesen. Aber offensicht-
lich ist das nicht der Fall. Der Anteil der Zurlickstel-
lungen vom Schulbesuch in unserem Bundesland
ist von 8,1 % zu lhrer Regierungszeit auf 6,0 % bei
einem gleichzeitig zuriickgehenden Einschulungs-
alter deutlich zuriickgegangen.

Vizeprasident Dieter M6hrmann:

Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage
von Frau Reichwaldt?

Dr. Bernd Althusmann, Kultusminister:

Ja, gerne.

Vizepréasident Dieter M6hrmann:

Frau Reichwaldt, bitte!

Christa Reichwaldt (LINKE):

Vielen Dank, Herr Président. - Herr Minister, Sie
sprachen gerade Uber die offene Eingangsstufe
und die Ruckstellung. Mir ist in der Antwort auf die
Anfrage aufgefallen, dass die Zahl der Rickstel-
lungen zwar zurtickgegangen ist, dass sie inzwi-
schen aber wieder steigt. Ich habe einen Zusam-
menhang mit der offenen Eingangsstufe vermutet.
Sehen Sie da auch einen Zusammenhang?



Niedersachsischer Landtag - 16. Wahlperiode - 135. Plenarsitzung am 8. Mai 2012

Dr. Bernd Althusmann, Kultusminister:

Nein, im Gegenteil: Das Einschulungsalter ist im
selben Zeitraum zurlickgegangen. Von daher ist
genau diese Frage eher positiv zu betrachten.

Ich wollte aber noch etwas anderes sagen. Sie tun
immer so, als missten wir ganz neue Dinge erfin-
den, als sei in den vergangenen Jahren nichts
geschehen und als habe diese Landesregierung
keine Konzepte, um den Schulen zu helfen. Aber
was ist denn mit den offenen Eingangsstufen? -
Wir haben zehn Hospitationsschulen und werden
demnéachst weitere funf Hospitationsschulen auf
den Weg bringen. - Das steht auch alles in der
Antwort auf die Anfrage, wenn man sie denn lesen
will. - Wir haben das Modellvorhaben ,Briickenjahr*
an 559 von 1 780 Grundschulen erfolgreich durch-
geftihrt. Wir werden das ausweiten und jetzt Mo-
dellstandorte fir die Zusammenarbeit zwischen
Kita und Grundschule auf den Weg bringen. Was
erwarten Sie denn noch, was wir fir die Grund-
schulen in Niedersachsen auf den Weg bringen
sollen?

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich kann es beim besten Willen nicht erkennen und
halte lhre Kritik zum Teil auch fir ein wenig klein-
kariert.

Ein letzter Punkt: die Sprachférderung. Inzwischen
nehmen 12 785 Kinder an Sprachférdermafnah-
men im letzten Jahr vor der Einschulung teil, die
vorrangig durch Lehrkréafte durchgefiihrt werden.

Ich habe lediglich mit einem Punkt darauf hinge-
wiesen, dass wir in der generellen Frage der
Sprachforderung in allen Bundeslandern ein Rie-
senproblem haben. Sie haben recht, da besteht
ein Defizit. Das werden wir in den nachsten Jahren
aufgreifen.

Deutschlandweit gibt es namlich keine verninftige,
wissenschatftlich basierte Begleitung der Sprachdi-
agnose, der Sprachtestverfahren und der darauf
aufbauenden Sprachférderprogramme. Dieses
Problem besteht in allen Bundeslandern. Wissen
Sie, welches Bundesland es im vergangenen Jahr
gemeinsam mit dem Bund im Rahmen einer KMK-
Initiative umgesetzt hat, dass genau das bundes-
weit kommt, dass wir ndmlich zu einem mdglichst
einheitlichen Verfahren kommen, uns dabei an den
Besten orientieren und dann entscheiden, welche
Programme wir gerade an der Schnittstelle zwi-
schen Kita und Grundschule brauchen? - Na, wel-
ches Bundesland hat diese Initiative gemeinsam

mit dem Bund in der KMK durchgesetzt? - Nieder-
sachsen!

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepréasident Dieter MGhrmann:

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen
zur Besprechung der Grol3en Anfrage liegen mir -
doch noch vor. Frau Heiligenstadt, ich hatte Sie
fast vergessen. Frau Heiligenstadt, Sie haben
noch eine Redezeit von 4:30 Minuten fir die SPD-
Fraktion. Bitte!

Frauke Heiligenstadt (SPD):

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Kolleginnen
und Kollegen! Da war er wieder, der Verpackungs-
kiinstler, der meinte, doch noch schénreden zu
missen, was in der Entwicklung vielleicht nicht
ganz so schon gewesen ist.

(Beifall bei der SPD - Minister
Dr. Bernd Althusmann: Das ist Reali-
tat! - Unruhe - Glocke des Prasiden-
ten)

Meine Damen und Herren, ich denke, man muss
das eine oder andere Marchen doch aufklaren
oder zumindest etwas relativieren.

(Dr. Karl-Ludwig von Danwitz [CDU]:
Zahlen, Zahlen, Zahlen!)

Ich méchte z. B. das Thema Ganztagsschule auf-
greifen. Es ist gar keine Frage: Uber 500 Grund-
schulen sind jetzt Ganztagsschule light. Das ist
auch gut so. Daran sieht man, dass der Bedarf an
Ganztagsschulen vorhanden ist. Aber, meine Da-
men und Herren, unter welchen Bedingungen
missen diese Ganztagsschulen denn tatsachlich
arbeiten?

(Dr. Karl-Ludwig von Danwitz [CDU]:
Wie beantragt! - Gegenruf von Olaf
Lies [SPD]: ,Wie beantragt‘ - das ist
stark!)

Fragen Sie einmal vor Ort, wie das mit den ent-
sprechenden Budgets organisiert werden muss
und wie sich die Kollegien zum Teil selbst ausbeu-
ten, nur weil diese Landesregierung die Ganztags-
schulen und damit auch die Grundschulen seit
zehn Jahren nicht ordentlich ausstattet!

(Zustimmung bei der SPD)

Nun zum Thema Briickenjahr. Natirlich ist das
Bruckenjahr weitergefuhrt worden - aber ohne das
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Geld der Landesregierung, meine Damen und
Herren! Dass die Projekte jetzt noch laufen, ist
ausschlieBlich den Kolleginnen und Kollegen zu
verdanken, die die Kooperation noch weiter auf-
rechterhalten. Wenn es zu einem Personalwechsel
kommt, dann brechen die Kontakte sehr haufig
zusammen, weil die institutionelle Forderung in
diesem Bereich nicht weitergefuihrt wird. Das ge-
schieht wieder auf dem Ricken der betroffenen
Lehrkrafte.

Zum Thema Schulleitungen: Die neue Arbeitszeit-
verordnung fur Schulleitungen, die Sie, Herr
Althusmann, in lhrer wunderschénen Verpa-
ckungsliste mit auffihren, sorgt fur keinerlei Ver-
besserung fiur die Schulleitungen an Grundschu-
len. Im Gegenteil!

(Zuruf von Minister Dr. Bernd Althus-
mann)

- In Einzelféllen ist das in der Tat mdglich. Aber der
Grof3teil der Grundschulen wird davon nicht betrof-
fen sein.

Ferner zum Thema Schulstandorte. Hier tragen Sie
wirklich das gréf3te Marchen vor sich her. Nicht die
SPD hat Tausende Grundschulstandorte ge-
schlossen.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Das sage ich
Ihnen aber!)

- Wir wissen, wie Herr Klare seine Redebeitrage
hier im Plenum halt. Dazu muss ich, glaube ich,
nicht mehr besonders viel sagen.

(Zustimmung bei der SPD - Karl-
Heinz Klare [CDU]: Ich kann lhnen
das im Detail sagen!)

Aber eines, Herr Klare, ist doch nicht in Ordnung:
Dieser Kultusminister fordert die Gemeinden und
Stadte auf, keine Grundschulen zu schlieRen, wah-
rend der Innenminister sagt: Wenn du in den Zu-
kunftsvertrag nicht hineinschreibst, dass du ein
oder zwei Grundschulstandorte schlie3t, dann
bekommst du kein Geld aus dem Zukunftsfonds. -
Meine Damen und Herren, so sieht doch die Reali-
tat vor Ort aus!

(Beifall bei der SPD - Stefan Schostok
[SPD]: Das ist ja empdrend!)
Von wegen ,Das Land schlie3t keine Grundschu-
len®!

Herr Althusmann hat in seinem ersten Beitrag
deutlich gesagt, dass wir uns Gedanken ber Min-
destgrofien von Schulen machen missen, weil wir
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ja alle wollen, dass sie besser mit Ressourcen
ausgestattet werden.

(Zuruf von Minister Dr. Bernd Althus-
mann)

- Ja, das ist auch in Ordnung. Wir sind auch gerne
bereit, mit Ihnen dartiber zu diskutieren. Denn wir
wissen genau, dass man, wenn wir die Ganztags-
schule bzw. die Grundschule ordentlich ausstatten
wollen, auch dartuber nachdenken muss, ob man
sich das an jedem Standort leisten kann oder ob
es nicht sinnvoller ist, das moglicherweise in ge-
eigneten Grolenordnungen zu tun.

Das hat erst einmal nichts mit der Qualitat von
kleinen oder groBen Standorten zu tun, sondern
damit, dass man dann, wenn man wenig Ressour-
cen hat, dariber nachdenken muss, wie man sie
sinnvoll einsetzt. Dafiir haben wir Vorschlage ge-
macht, z. B. fur Schulen im Sekundarbereich I.

Diese Vorschlage kdnnte man natirlich auch auf
Grundschulen anwenden. Aber Sie ziehen lieber
schwadronierend durch das Land und sagen, Sie
schlieBen keine Schulen, den Schwarzen Peter
lassen Sie bei den Kommunen, die ja dariiber ent-
scheiden, und lhren Innenminister lassen Sie dann
die Drecksarbeit machen. Ich denke, das ist auch
nicht in Ordnung.

(Zurufe)

- Entschuldigung, meine Damen und Herren, das
nehme ich zurick. Ich sage nicht ,Drecksarbeit
machen®, sondern: die unangenehmen Aufgaben
erledigen. - Das ist unredlich.

Herr Althusmann, Sie zeigen uns hier immer nur
die AuRenhille der Verpackung. Aber die Ware
selbst ist nicht in Ordnung.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Dieter MOhrmann:

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen
liegen mir nicht mehr vor.

(Zuruf von Karl-Heinz Klare [CDU])

- Das habe ich nicht gesehen, Herr Klare. Aber
wenn Sie lhr Kartchen hochgehalten haben, kom-
men Sie natirlich dran.

(Zurufe von der SPD)
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Karl-Heinz Klare (CDU):

Vielen Dank, Herr Préasident. Ich weil3, sonst sehen
Sie immer alles. Aber dafir sind Sie ja auch Prési-
dent.

(Heiterkeit bei der CDU)

Meine Damen und Herren, ich will nhoch einmal
etwas zu dem Thema Ganztagsschulen sagen. Die
Bedingungen der offenen Ganztagsschule sind in
Niedersachsen bekannt. Den entsprechenden
Erlass hat jeder gelesen, und da steht das ganz
klar drin. Die Schulen beantragen genau diese
Form der Ganztagsschule, also die offene Ganz-
tagsschule, bekommen die Genehmigung und sind
aufgrund guter Konzepte auch in der Lage, ein
wirklich gutes Betreuungs- und Erziehungsangebot
am Nachmittag zu machen.

Wie gut das angenommen wird, zeigen die Zahlen,
Frau Heiligenstadt; zum Teil haben sich die Teil-
nehmerzahlen von dem einen auf das andere Jahr
verdoppelt. Und nun frage ich Sie: Kénnen Sie
nicht einmal akzeptieren, dass die Eltern dieses
winschen?

(Frauke Heiligenstadt [SPD]: Das ha-
ben Sie schon 2003 gesagt!)

- Frau Heiligenstadt, Sie haben doch bis auf 155
Schulen gar keine Angebote geschaffen! Das ist
der Unterschied zwischen uns und lhnen. Wir ma-
chen etwas. - Das war der eine Punkt.

Der zweite Punkt sind die kleinen Schulen. Ich
habe damals die Verflgungen gesehen - das ist
lange her, aber ich will die Struktur aufzeigen -, die
ein von Oertzen und ein Mahrenholz an die Schu-
len und die Schultrager geschickt haben, mit de-
nen die kleinen Schulen in Brake, in Ohlendorf und
wo auch immer dichtgemacht wurden. Es gab da-
mals noch Uber 3 000 kleine Schulen, aber vorher
waren schon weitere 4 000 Schulen dichtgemacht
worden.

(Frauke Heiligenstadt [SPD]: Sie re-
den von den 70er-Jahren!)

Diese Verfugung hat Werner Remmers am ersten
Tag seiner Kultusministertatigkeit zuriickgenom-
men, und damit sind diese Schulen erhalten wor-
den.

Vizeprasident Dieter MOhrmann:
Letzter Satz, bitte!

Karl-Heinz Klare (CDU):

Unser Prinzip ist, die kleinen Schulen zu erhalten.
Ihre Politik hingegen ist durch die Zentralisierung
darauf angelegt, kleine Schulen kaputt zu machen.
Das ist die Wahrheit.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizeprasident Dieter M6hrmann:

Nach meiner Beobachtung gibt es nicht den
Wunsch nach einer Erwiderung. Weitere Wortmel-
dungen liegen mir ebenfalls nicht vor. Damit kann
ich die Aussprache zu der GroRen Anfrage schlie-
Ren.

Meine Damen und Herren, bevor ich den néchsten
Tagesordnungspunkt aufrufe, will ich darauf hin-
weisen, dass uns glaubhaft berichtet wurde, dass
der Kollege Humke eine nicht parlamentarische
Handbewegung gemacht hat. Da wir drei hier vorn
das aber nicht gesehen haben, hat das keine
Sanktion zur Folge. Ich will nur darauf hinweisen:
Wenn wir es gesehen hatten, hatte das eine Sank-
tion zur Folge gehabt.

Meine Damen und Herren, ich darf an dieser Stelle
noch einmal daran erinnern, dass wir die Tages-
ordnungspunkte 9 und 12 einvernehmlich in das
Juni-Plenum vertagt haben.

Damit kommen wir zu den Tagesordnungspunk-
ten 10 und 11, die ich vereinbarungsgemal zu-
sammen aufrufe.

Abschlie3ende Beratung:

VeraufBerung der Anteile an der DEWI GmbH -
Deutsches Windenergie-Institut, Wilhelmsha-
ven - Antrag der Landesregierung -
Drs. 16/4676neu - Beschlussempfehlung des Aus-
schusses fur Haushalt und Finanzen -
Drs. 16/4749

Abschlie3ende Beratung:

Kein Verkauf des Deutschen Windenergie-
Instituts (DEWI) durch das Land Niedersachsen
- Antrag der Fraktion DIE LINKE - Drs. 16/4574 -
Beschlussempfehlung des Ausschusses fir Haus-
halt und Finanzen - Drs. 16/4751

Der Ausschuss empfiehlt lThnen, dem Antrag der
Landesregierung in einer redaktionell gednderten
Fassung zuzustimmen und den Antrag der Frakti-
on DIE LINKE abzulehnen.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.
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Wir kommen zur Beratung. Zunéchst hat sich Herr
Minister Méllring zu Wort gemeldet. Bitte schon!

Hartmut Mollring, Finanzminister:

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Es geht um die VerduRRerung der DEWI
GmbH sowie der Anteile der angeschlossenen
Gesellschaften an die UL International Germany
GmbH.

Die DEWI GmbH mit Sitz in Wilhelmshaven befin-
det sich zu 100 % im Landeseigentum. Sie ist mit
50,8 % an der DEWI-OCC GmbH in Cuxhaven
beteiligt und unterhdlt dariiber hinaus Zweignieder-
lassungen und Tochtergesellschaften in Spanien,
Brasilien, Frankreich, China, Kanada und der Tur-
kei.

Der Ausschuss fur Haushalt und Finanzen ist aus-
fuhrlich Uber den Verkauf der Anteile der DEWI
GmbH unterrichtet worden. Es erfolgte weiterhin
eine Mitberatung in den Ausschissen fir Umwelt
und Klimaschutz, fur Wissenschaft und Kultur und
fur Wirtschaft, Arbeit und Verkehr.

Ich will mich deshalb an dieser Stelle auf die fol-
genden vier Punkte beschranken, die fir den Ver-
kauf der DEWI GmbH mafRgeblich sind: die Emp-
fehlung des Landesrechnungshof, die Vorgaben
der Landesregierung, das VeraulRerungsverfahren
und die Kaufer.

Bereits zweimal, zuletzt in seinem Jahresbericht
2008, sind wir vom Landesrechnungshof aufgefor-
dert worden, uns von den Anteilen an der DEWI
GmbH zu trennen. Der vor dem Schritt der Privati-
sierung zunachst vorgenommene Versuch, die
Uberwiegende Tatigkeit der Gesellschaft auf den
Forschungsbereich auszuweiten und den kauf-
mannischen Bereich mit weniger Prioritdt zu ver-
sehen, ist leider nicht gelungen. Anstrengungen in
Kooperation mit den niedersachsischen Hochschu-
len erwiesen sich mangels entsprechender For-
dermittel als nicht realisierbar. Der Schwerpunkt
der Tatigkeit der DEWI GmbH liegt also nach wie
vor im kaufmannischen Bereich. Bis zuletzt er-
bringt sie Dienstleistungen auf dem Gebiet der
Windenergie und ist damit eine direkte Konkurren-
tin am Markt.

Ich komme zu den Vorgaben der Landesregierung.
Aus den eben genannten Griinden hat die Landes-
regierung am 11. Januar 2011 die Privatisierung
beschlossen und Folgendes festgelegt: Es wird
eine Standortsicherung fur mindestens zehn Jahre
vereinbart, betriebsbedingte Kiindigungen werden
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fir mindestens drei Jahre ausgeschlossen, und der
Erwerber finanziert in Hohe von 4 Millionen Euro
eine Forschungswindenergieanlage.

Die ersten beiden Bedingungen sollten durch den
Abschluss von Betriebsvereinbarungen gesichert
werden. In Wilhelmshaven und in Oldenburg ist
dies auch gelungen. In Cuxhaven soll die derzeit
noch anhangige Klage gegen den Abschluss der
Betriebsvereinbarung demnéachst zuriickgezogen
werden.

Wir sind also zuversichtlich, gemeinsam mit der
Stadt und dem Landkreis Cuxhaven eine interes-
sengerechte Lésung erreichen zu kénnen. Zum
gegenwartigen Zeitpunkt besteht zwischen der UL
GmbH und der Stadt sowie dem Landkreis Cuxha-
ven aulRerdem Einigkeit dariber, dass die Stadt
und der Landkreis Cuxhaven ihre Gesellschaftsan-
teile an der DEWI-OCC GmbH an die UL GmbH
verédufRern. Zudem soll die anhéngige Klage des
Landkreises und der Stadt Cuxhaven gegen den
Verkauf der DEWI GmbH zuriickgezogen werden.

Zeitlich soll all dies erfolgen, nachdem der Landtag
seine Zustimmung zu dem Verkauf der Anteile des
Landes Niedersachsen an der DEWI GmbH erteilt
hat. Das ist auch logisch; man kauft keine 49,2 %,
wenn die 50,8 % noch nicht vollzogen sind. Das
soll heute durch den Beschluss des Landtages
geschehen. Dariiber hinaus hat die UL GmbH die
Standortsicherung fiir Cuxhaven nunmehr eben-
falls zugesichert. Ein entsprechender Letter of
Intent sollte heute unterzeichnet werden.

Fur die Errichtung einer Forschungswindenergie-
anlage, die fir die Region strategisch grol3e Be-
deutung hat, sollen die wirtschaftlichen Vorausset-
zungen ebenfalls gesichert werden. Die 4 Millionen
Euro sollen dem Wissenschaftsministerium zur
Verfigung gestellt werden - sie sollen also nicht in
eine Stiftung tberfihrt werden -, damit es die For-
schungsanlage in geeigneter Art und Weise be-
schafft und den Hochschulen des Landes zum
Forschen zur Verfligung stellt.

Vizeprasident Dieter MOhrmann:

Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage
von Herrn Dr. Sohn?

Hartmut Mollring, Finanzminister:
Ja, gern.

Dr. Manfred Sohn (LINKE):

Herr Prasident! Herr Moéllring, Sie sagten eben, der
Letter of Intent sollte heute unterzeichnet werden.
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Der Tag ist ja nun fast rum. Ist er nun unterzeich-
net worden oder nicht?

Vizepréasident Dieter MGhrmann:
Herr Minister!

Hartmut Mollring, Finanzminister:

Ich habe ihn noch nicht gesehen. Nach meiner
Kenntnis ist er unterzeichnet worden, aber ich
kann ihn jetzt nicht vorlegen. Er ist ja auch gegen-
Uber der Stadt und gegeniiber dem Landkreis
Cuxhaven und nicht gegeniiber uns abgegeben
worden.

Die Stadt und der Landkreis Cuxhaven haben zwar
zwei Klagen gegen uns eingereicht, aber gleichzei-
tig haben sie mit UL verhandelt und sind sich of-
fensichtlich handelseinig geworden. Jetzt ist eben
die MalR3gabe, dass UL den beiden heute schreibt,
dass sie bereit ist, die 49,2 % an der DEWI-OCC
GmbH zum vereinbarten Kaufpreis - den ich lhnen
nicht sagen kann, weil ich ihn nicht weil3 - zu kau-
fen. Dann soll das nach meiner Kenntnis in dieser
Woche in das Board, also den Aufsichtsrat von UL
gehen und dort genehmigt werden. Dann wird der
Vertrag abgeschlossen, und Stadt und Landkreis
Cuxhaven ziehen die Klagen gegen das Land zu-
rick - was fUr uns schon ist, weil uns dadurch dann
keine Kosten entstanden sind.

Das VerauRRerungsverfahren selbst wurde mit einer
europaweit veroffentlichten Ausschreibung eroff-
net. Auf ein strukturiertes Bieterverfahren wie die-
ses haben allein die Grundséatze von Wettbewerb,
Transparenz und Nichtdiskriminierung Anwendung
gefunden. Es ist insgesamt derart gestaltet wor-
den, dass samtliche Bedingungen im Rahmen des
rechtlich Moglichen durch das unterbreitete Kauf-
vertragsangebot erfiillt werden kénnen.

Nach umfangreichen Auswahlverfahren und Ver-
tragsverhandlungen war der Zuschlag auch aus
beihilferechtlichen Griinden an den Bieter mit dem
héchsten Gebot auf den finalisierten Kaufvertrags-
entwurf zu erteilen. Zum Ende befanden sich noch
zwei Bieter im Verfahren, die ein notarielles Kauf-
angebot abgegeben hatten. Das Hochstgebot war
der durch die UL International Germany GmbH
angebotene Kaufpreis in H6he von 19,33 Millionen
Euro.

Die Erwerberin der DEWI GmbH, die UL Inter-
national Germany GmbH mit Sitz in Neu-lsenburg,
ist eine Tochtergesellschaft der UL Inc., einer nicht
gewinnorientierten gemeinnitzigen US-amerikani-
schen Gesellschaft, vergleichbar mit einer deut-

schen Stiftung. Die UL vergibt dem VDE-Zeichen
vergleichbare Prifsiegel. Das dreieckige VDE-
Zeichen auf elektrischen Geréten ist lhnen sicher-
lich bekannt. Auf vielen Bildschirmen, Laptops und
PCs finden Sie inzwischen das UL-Zeichen.

UL plant, die DEWI GmbH in Wilhelmshaven zum
globalen Kompetenzzentrum fur groBe Windener-
gieanlagen auszubauen. Beide Unternehmen sol-
len sich in ihrer Tatigkeit erganzen.

Ich bitte Sie daher, antragsgemal’ zu beschliel3en,
damit der Verkauf getatigt werden kann, damit
Stadt und Landkreis Cuxhaven ihr Geld bekommen
und damit auch das Wissenschaftsministerium die
4 Millionen Euro erhalten kann, um die For-
schungsanlage zu installieren.

Vielen Dank fir lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepréasident Dieter MOhrmann:

Meine Damen und Herren, nachste Rednerin ist
die Kollegin Weisser-Roelle fur die Fraktion DIE
LINKE. Bitte!

Ursula Weisser-Roelle (LINKE):

Schénen Dank. - Herr Prasident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Die Linksfraktion lehnt den An-
trag der Landesregierung, 100 % der Anteile an
der DEWI GmbH und deren Anteile in Hohe von
50,8 % an der Tochtergesellschaft DEWI-OCC
GmbH, Cuxhaven, zu verauf3ern, entschieden ab

(Beifall bei der LINKEN)

Das DEWI soll, so meine Fraktion in dem vorgeleg-
ten Entschlielungsantrag ,Kein Verkauf des Deut-
schen Windenergie-Instituts”, weiterhin Gberwie-
gend im Landeseigentum bleiben.

Wir haben uns bei der Antragstellung - das gilt
natdrlich immer noch - zugleich mit der Stadt und
dem Landkreis Cuxhaven solidarisch erklart, die
den Verkaufsantrag der Landesregierung ebenfalls
massiv verurteilen. Sie haben vor Gericht bereits
eine Unterlassungsklage gegen das Land Nieder-
sachsen eingereicht. Ziel dieser Klage ist die Ver-
hinderung des Verkaufs des DEWI.

(Beifall bei der LINKEN - Christian
Grascha [FDP]: Das ist Geschichte!)

Die Stadt und der Landkreis Cuxhaven sind mit
zusammen 49,2 % an den Anteilen der DEWI-OCC
GmbH beteiligt. Herr Mdllring konnte eben noch

17521



Niedersachsischer Landtag - 16. Wahlperiode - 135. Plenarsitzung am 8. Mai 2012

nicht ganz genau sagen, wie die Verhandlungen
laufen und was mit den Unterschriften ist.

(Christian Grascha [FDP]: Das sieht
sehr gut aus!)

- Das sagen Sie, aber bisher ist noch nichts unter-
schrieben, und wir haben noch keine Klarheit!

(Zuruf von der CDU: Deshalb sitzen
wir hier!)

Trotzdem sagen wir weiterhin: Wie die Landesbe-
teiligung darf auch diese Beteiligung der Stadt
bzw. des Landkreises Cuxhavens von der Landes-
regierung nicht angetastet werden. Wir sind gegen
diese Privatisierung.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Antrag der Landesregierung, das im Jahr 1990
gegrindete und hoch angesehene DEWI an die
US-amerikanische UL GmbH verkaufen zu wollen,
ist doch - ich muss es so sagen - im wahrsten Sin-
ne des Wortes schizophren.

(Beifall bei der LINKEN)

Einerseits erklart die Landesregierung, allen voran
Ministerprasident McAllister, immer wieder, dass
Niedersachsen die Nummer eins in der Nutzung
der Windkraft ist. Andererseits verkauft sie ein
Institut, dass die Entwicklung der erneuerbaren
Energie Wind tatkraftig férdert und daher fir die
Verwirklichung der Energiewende grof3e und weiter
wachsende Bedeutung hat. Daran &ndert auch
nichts, dass das DEWI einen nicht zu unterschat-
zenden Anteil internationaler Aktivitaten entwickelt
- ganz im Gegenteil, meine Damen und Herren!
Gerade das bekundet doch seine Kompetenz und
sein Ansehen Uber Niedersachsen hinaus im glo-
balen Maf3stab.

Statt fir das Windenergieinstitut weiter unterstut-
zend tatig zu sein, verscherbelt der Finanzminister
mit fadenscheinigen Argumenten aus der Motten-
kiste das angesehene Institut zum Stopfen von
Haushaltsléchern. Das ist fir DIE LINKE nicht
hinnehmbar!

(Beifall bei der LINKEN)

AuRerdem untergréabt das Ganze die Windenergie-
branche in Niedersachsen.

Um dem Landtag den aus unserer Sicht widersin-
nigen Verkauf des DEWI schmackhaft zu machen,
ersann Herr Mollring kurz vor der Behandlung des
Antrags im Landtag eine Tlcke: Es soll kurzfristig
eine Stiftung gegrindet werden, deren alleiniges
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Ziel eine Forschungswindanlage fir bis zu
4 Millionen Euro sein soll.

(Christian Grascha [FDP]: Die Stiftung
kommt aber auch nicht!)

Meine Damen und Herren, die Mittel fur diese For-
schungsanlage sollen vom mdglichen Erlos des
Verkaufs an die US-amerikanische Gesellschaft
UL abgezweigt werden. Das alles sieht doch wie
Dummenfang aus!

Mit ihrem Privatisierungsmandver in Sachen DEWI
und DEWI-OCC verspielt die Landesregierung jede
Glaubwirdigkeit. Der Antrag der Landesregierung
wird aus dem Grund abgelehnt. Stattdessen bitten
wir um Annahme unseres EntschlieBungsantrags.

(Jens Nacke [CDU]: Ich firchte, das
kénnen wir nicht machen! Darin steht
namlich etwas Falsches!)

Wir fordern: Das DEWI soll im Uberwiegenden
Landeseigentum bleiben. Zugleich wird die Lan-
desregierung aufgefordert, das DEWI mit einem
neuen Konzept auszustatten; denn das ist auch
eine Mdglichkeit: Es wird nicht eine Stiftung ge-
grindet, sondern dieses bewdahrte Institut wird mit
einem neuen Konzept ausgestattet, und ihm wird
geholfen, dass es weiterhin erfolgreich arbeiten
kann. Das wollen Sie aber nicht, weil Sie das Geld
zum Stopfen der Haushaltsldcher brauchen, Herr
Nacke.

(Beifall bei der LINKEN - Jens Nacke
[CDU]: Ihr Misstrauen gegen Privati-
sierung ist uns fremd!)

Zu diesem neuen Konzept gehort auch der Ausbau
der Forschung wie die Sicherung und Erweiterung
der vorhandenen Kapazitaten, insbesondere der
Arbeitsplatze.

Wir haben ein Institut. Dieses Institut kann ausge-
baut werden. Es soll nicht privatisiert werden. Aber
Sie wollen dieses Geld haben, um Haushaltslécher
zu stopfen. Das ist einfach nicht hinnehmbar, wenn
Sie sagen, Niedersachsen soll das Land Nummer
eins bei der Nutzung der Windkraft sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dieter M6hrmann:
Herr Kollege Klein, jetzt erhalten Sie das Wort.

Hans-Jiirgen Klein (GRUNE):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Auch
wir lehnen den Verkauf des DEWI ab. Das DEWI
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ist sicherlich auch ein Opfer der Tricks und unge-
deckten Schecks, die die Landesregierung bei der
Aufstellung ihres Doppelhaushalts 2012/2013 ge-
nutzt hat. Darin stehen namlich auf der Einnah-
menseite einige hundert Millionen Euro Verkaufs-
erlése, mit denen u.a. die Rechnung passend
gemacht wurde, um formal die Neuverschuldungs-
grenze der Verfassung einhalten zu kénnen. In-
formationen, wie diese Luftbuchungen tatsachlich
geflllt werden sollen, hat die Landesregierung
seinerzeit verweigert. Sie erinnern sich vielleicht
noch an die ominésen VW-Optionen.

Mit dem DEWI-Verkauf soll jetzt ein Bruchteil die-
ser notleidenden Haushaltsstelle gedeckt werden.
Es bleibt dabei: Landesvermdgen wird fur laufende
Ausgaben eingesetzt. Das ist letzten Endes auch
nichts anderes, als neue Schulden zu machen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Es ist jedenfalls keine Reduzierung des strukturel-
len Defizits, sondern vielmehr ein Ldcherstopfen
ohne dauerhafte Einnahmenerhéhung. Im Gegen-
teil sogar! Die Beteiligung - das wissen wir war
inzwischen wirtschaftlich und héatte immerhin die
Chance geboten, in Zukunft zusétzliche Einnah-
men moglich zu machen.

Nun verweist Schwarz-Gelb gern auf den Landes-
rechnungshof, der sich fir eine Privatisierung des
DEWI ausgesprochen hat. Schauen wir uns doch
diese Begrindung einmal nadher an! Der Landes-
rechnungshof sieht kein erhebliches Landesinte-
resse mehr, weil der Forschungsanteil der Firma
nur noch geringe Bedeutung hat, weil die Firma am
Markt etabliert und erfolgreich ist, weil sie im Wett-
bewerb mit privaten Anbietern steht und weil sie
international téatig ist.

Meine Damen und Herren, féllt hnen irgendetwas
auf? Wenn die Erfullung dieser Kriterien gegen ein
erhebliches Landesinteresse sprache, dann gabe
es heute auch kein Landesinteresse mehr an VW,
an Salzgitter Stahl, an der Deutschen Messe AG
und an einer ganzen Reihe anderer bestehender
Landesbeteiligungen.

(Zuruf von Christian Grascha [FDP])

Aber bei diesen Unternehmen, Herr Kollege Gra-
scha, denkt doch niemand an einen Verkauf - au-
Rer vielleicht die FDP, wenn sie ganz allein im
dunklen Keller ist.

Es ist doch nicht abwegig, auch beim DEWI ein
Landesinteresse zu sehen: z. B. ein Standortinte-
resse fir Niedersachsen und ein Interesse an

dauerhaften Arbeitsplatzen mit hoher Qualifikation
im strukturschwachen Kistenraum. Die geplanten
temporaren Standort- und Beschéftigungsgaran-
tien werden nach erfolgtem Verkauf nur schwer
durchzusetzen sein, wenn wirtschaftliche Zwange
ins Feld gefuhrt werden. Das kennen wir doch
inzwischen.

Die Situation schafft doch schon Fakten, z. B. beim
DEWI-OCC. Der Geschaftsfuhrer und einige seiner
Fachleute, d. h. der eigentliche werthaltige Kern
des Unternehmens, suchen angesichts des Ver-
kaufs inzwischen das Weite. Auch groRe Kunden
haben bereits signalisiert, sich umorientieren zu
wollen. Das heil3t, damit wird ein funktionierendes
Geschaftsmodell zerschlagen, und wertvolles, weil
gebiindeltes, Know-how verloren geht. Es geht
verloren fur die Energiewende in Niedersachsen,
es geht verloren fur die Windindustrie in Nieder-
sachsen und Deutschland, und es geht verloren fir
den Standort Kiiste und Cuxhaven und Wilhelms-
haven im Speziellen. Hinzuweisen ist auch auf den
Verlust von Einfluss auf kiinftige technische Ent-
wicklungen und Normungen, die haufig sehr ent-
scheidend fur die Marktchancen heimischer Unter-
nehmen sein konnen. Die Privaten werden sich
darum wenig scheren.

Ist das alles wirklich die 19 Millionen Euro wert, die
fur den Verkauf erzielt werden? - Uber 0,5 Millio-
nen Euro davon bekommen externe Berater, die
den Verkauf organisiert haben. Noch einmal 4 Mil-
lionen Euro werden fir ein omindses Projekt ,For-
schungswindenergieanlage” abgezweigt, das of-
fensichtlich nur Feigenblattfunktion hat und ledig-
lich die Akzeptanz fur die Privatisierung erhéhen
soll; denn fur das Projekt gibt es bisher weder eine
schlussige inhaltliche Begriindung noch eine Ziel-
bestimmung noch ein organisatorisches Konzept.

Last, but not least ist das Geschaft wieder ein Be-
leg dafiir, dass kommunale Interessen unter die
Réader kommen, wenn sie kurzfristigen Interessen
der Landesregierung im Wege stehen. Der Verkauf
erfolgt gegen den ausdrtcklichen Willen der kom-
munalen Minderheitsgesellschafter Stadt und
Landkreis Cuxhaven. Er wurde von der Landesre-
gierung - das bemangele ich vor allen Dingen - mit
so massiver Ignoranz gegeniber Stadt und Land-
kreis vorangetrieben, dass denen zur eigenen
Interessenswahrung nur noch die Androhung des
Klageweges blieb.

Meine Damen und Herren, das ist nun wirklich kein
kommunalpolitisches Ruhmesblatt, sondern das
kompromisslose Pochen auf das Recht des Star-
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keren und fir uns ein weiterer Grund, diesen Ver-
kauf abzulehnen.

Ich danke lhnen.
(Beifall bei den GRUNEN)

Vizepréasident Dieter MGhrmann:

Meine Damen und Herren, das Wort hat jetzt der
Kollege Grascha von der FDP-Fraktion.

Christian Grascha (FDP):

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Wir beraten heute den Verkauf des Deut-
schen Windenergie-Instituts. Ich glaube - das geht
aus dem Antrag der Landesregierung hervor, und
der Finanzminister hat es gerade eben auch noch
einmal deutlich gemacht -, dass das eine vernunf-
tige wirtschaftspolitische Entscheidung ist.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Stellt man sich die Frage, woflir Subventionen in
diesem Land eigentlich da sind, beantwortet sie
der Fall des DEWI in geradezu idealer Weise. Wir
lesen in dem Antrag, dass wir 14 Millionen Euro in
dieses Unternehmen investiert haben. Das ge-
schah zu einer Zeit, als in dieser Branche noch
keine unternehmerisch tragfahige Konstruktion
moglich war. Jetzt, wo diese Branche und auch
das Unternehmen marktfahig sind, erhalten wir
einen Verkaufserlds von 19 Millionen Euro. Das ist
doch perfekt.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Der Landesrechnungshof hat uns zweimal empfoh-
len, das DEWI zu verkaufen. Dies tat er, weil der
Forschungsanteil beim DEWI mittlerweile nur noch
10 % ausmacht. Aus ordnungspolitischer Sicht ist
es gegeniber Konkurrenzunternehmen also nicht
mehr zu rechtfertigen, dass der Staat in dieser
Branche einen Mitbewerber vorhalt. Dieser Punkt
ist wichtig: Wir wollen eine ordnungspolitisch sau-
bere Loésung.

Herr Kollege Klein hat eben auf VW hingewiesen.
Bei VW geht es aber um ganz andere Fragen. Sie
mussen nur einmal die Arbeitsplatzzahlen verglei-
chen! Der Unterschied liegt also in der Gré3enord-
nung, meine Damen und Herren.

Fur uns war es aber auch ein wichtiges Kriterium -
der Finanzminister hat das hier ausgefiihrt -, dass
die Arbeitsplatze im DEWI gesichert werden. Die
Standorte kénnen nun Uber zehn Jahre gesichert
werden, und die Arbeitsplatze werden drei Jahre
lang garantiert.
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(Hans-Henning Adler [LINKE]: Nur fur
drei Jahrel!)

Aus der Vorlage ist auch ersichtlich, dass es dar-
um geht, durch den Einstieg von UL die Kompe-
tenz in diesem Bereich zu steigern.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

UL ist auf dem europdischen Markt bisher noch
nicht tatig. Hieraus ergibt sich fir Niedersachsen
die Chance, zusatzliche Kompetenz zu bundeln.

Es wird uns immer vorgehalten - das haben wir
auch in den Ausschussberatungen erlebt -, nun-
mehr wiirde keine Energieforschung mehr betrie-
ben. Aber das geht doch voéllig an der Realitat vor-
bei! Die Energieforschung in Niedersachsen findet
an Universitaten bzw. Hochschulen und an sehr
erfolgreichen Forschungseinrichtungen statt.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Ich komme zu dem Antrag der Linken. Darin
schreiben Sie, dass durch den Verkauf des DEWI
Arbeitnehmerrechte in Gefahr seien. Wenn wir
dieser Argumentation folgen wirden, missten wir -
was ja wohl auch lhr Ansinnen ist- im Grunde
genommen alle privatwirtschaftlichen Betriebe in
Niedersachsen verstaatlichen. Das ist aber nicht
Sinn und Zweck einer verniunftigen Ordnungspolitik
in der Tradition der sozialen Marktwirtschaft in
Niedersachsen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Ich fasse zusammen: Die Entscheidung zum Ver-
kauf des DEWI ist wirtschaftlich verninftig und
ordnungspolitisch geboten. Deshalb wird die FDP-
Fraktion diesem Antrag der Landesregierung zu-
stimmen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepréasident Dieter MGhrmann:

Meine Damen und Herren, es liegen noch zwei
Wortmeldungen vor. Zunachst hat Herr Hilbers fur
die CDU-Fraktion das Wort.

Reinhold Hilbers (CDU):

Herr Préasident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Wir unterstiitzen nachdrticklich den Antrag
der Landesregierung, das DEWI zu veréaufRern und
die entsprechenden Beschlisse heute zu fassen,
auch was die Forschungswindenergieanlage be-
trifft.
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Uber diesen Punkt ist mehrfach diskutiert worden.
Er findet sich in den Berichten des Landesrech-
nungshofes, die im Unterausschuss ,Prifung der
Haushaltsrechnungen* und im Haushaltsaus-
schuss besprochen worden sind. Dort ist festgehal-
ten worden: Wenn es nicht gelingt, die Gesell-
schaft wieder mehr auf Forschung auszurichten
und in den Forschungsverbund einzugliedern,
dann soll sie verduR3ert werden.

Diese Priifung hat stattgefunden. Grundlage fur die
Eingliederung in einen Forschungsverbund und fir
eine starkere Ausrichtung auf die Forschung sollte
der Kauf einer Laborwindenergieanlage fir For-
schungszwecke, die Einrichtung eines Studien-
ganges Windenergie-Ingenieur an der Fachhoch-
schule Wilhelmshaven sowie die Einbeziehung des
DEWI in das Spitzencluster ForWind - Zentrum fur
Windenergieforschung, eine Kooperation zwischen
Fraunhofer-Institut und den Universitdten Hanno-
ver, Oldenburg und Bremen - sein.

Diese Malnahmen, meine Damen und Herren,
erwiesen sich aus Griinden, die die Landesregie-
rung nicht zu vertreten hat, letztlich als nicht wirt-
schaftlich und als nicht durchsetzbar. Aus diesem
Grunde konnte diese Grundlage nicht geschaffen
werden. Die Forschungseinrichtungen haben sich
anders aufgestellt. Die Einrichtung von ForWind ist
mit Bundesmitteln gestarkt worden. Diese Gelder
sind fur Forschungsinitiativen des Fraunhofer-
Instituts eingesetzt worden. Die GréRe des DEWI
war der ausschlaggebende Grund, dass diese
Dinge dort nicht angesiedelt werden konnten.

Die Gesellschaft ist jetzt so aufgestellt, dass sie
nur noch zu 10 % ihrer Leistung auf Forschung
ausgerichtet ist. Das war damals nicht anders. Es
ist nicht gelungen, sie mehr auf Forschung auszu-
richten. Sie macht zu 90 % operatives Geschéft
am Markt. Deshalb hat der Landesrechnungshof
zu Recht festgestellt - das haben Sie in den Bera-
tungen auch nicht bestritten -, dass dort ein erheb-
liches Landesinteresse nicht mehr festgestellt wer-
den kann. AuRerdem muss man hinzufiigen, dass
die Gemeinniitzigkeit der Gesellschaft irgendwann
aufgehoben worden ist. Der Landesrechnungshof
hat weiter festgestellt, dass diese Téatigkeit am
Markt dazu fuhrt, dass es dort auch Wettbewerbs-
verzerrungen geben kann.

Einen Punkt haben Sie tberhaupt noch nicht be-
leuchtet. Das Unternehmen wird jetzt mit den Zie-
len, die angestrebt werden, veraul3ert. Die Arbeit
wird aber fortgesetzt, sie wird sogar noch intensi-
viert. Das Unternehmen UL Ltd. will es in seine

Konzeption einbeziehen. Bei UL gibt es kein
gleichartiges Geschaftsfeld, sondern dieser Be-
reich ist fir das Unternehmen elementar wichtig,
um sich zu erganzen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Deswegen wird dort nicht abgebaut, sondern eher
gestarkt. Das missen Sie im Zusammenhang mit
dieser Frage zunachst einmal erkennen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Zurufe von der SPD)

Aus diesem Grunde ist es richtig, in diese Strategie
hineinzugehen; denn dadurch wird der Windener-
giestandort gestarkt und nicht geschwacht. Es trifft
auch nicht zu, dass die Kommunen dort nicht ein-
bezogen worden sind. Der Finanzminister hat es
eben geschildert. Mit den Kommunen ist verhan-
delt worden.

Nun findet man eine Non-Profit-Organisation, die
diese Belange aufnimmt, die dieses Konzept un-
terstitzt und die die Aktivitdten im Dienstleistungs-
bereich fortsetzen und intensivieren will. Das ist
eine gute Grundlage, um diese Privatisierung in
Angriff zu nehmen und zu beschlieen. Sie ist
absolut sinnvoll.

(Zustimmung bei der CDU)

Wenn Sie all das mit VW, der Messe und &ahnli-
chen Dingen vergleichen, Herr Klein, sollten Sie,
glaube ich, noch einmal etwas Uber die strategi-
schen Relationen nachdenken und sich vergegen-
wartigen, welche Dinge wir hier Gberhaupt mitein-
ander vergleichen. Wir haben strategische Interes-
sen bei VW. Wir haben strategische Interessen bei
der Messe. Ich glaube, diese Dinge sind vdllig
anders ausgerichtet. Im Ubrigen betreiben wir VW
nicht zu 100 %, sondern wir sind dort nur zu einem
Teil beteiligt.

Sie erkennen eben nicht, was hier ordnungspoli-
tisch geboten ist. Wir kénnen nicht einen Bereich,
der am Markt tatig ist, auch noch subventionieren.
Jahrlich gehen 300 000 Euro aus dem Haushalt in
die Subvention hinein. Das sind Subventionen fir
einen Bereich, der Gberwiegend am Markt tatig ist
und sich damit selbst tragen muss.

(Zustimmung von Christian Grascha
[FDP))

Nun wurde ein Investor gefunden worden, der
diese Aufgabenfelder tbernehmen will, der in das
Unternehmen investieren und es nicht zerschlagen
will und der all die Punkte, die der Landesregie-
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rung und dem Ausschuss damals wichtig waren,
beherzigt, namlich die Sicherung der drei Standor-
te. Es wird Arbeitsplatzsicherung betrieben.

(Zurufe von der LINKEN: Fur drei Jah-
re! - Olaf Lies [SPD]: Wahnsinn!)

- Auch ein Landesunternehmen sichert Arbeitsplat-
ze nicht auf Dauer.

(Olaf Lies [SPD]: Das ist eine Zu-
kunftsbranche!)

- Herr Lies, bei dieser Logik misste man alle Un-
ternehmen verstaatlichen. Damit wirde man alle
Arbeitsplatze sichern. Am Ende kann das aber
nicht funktionieren. Denken Sie doch einmal Uber
die Konsequenzen nach! Hier werden Arbeitneh-
merrechte gesichert. Die sind uns nicht egal.

(Zustimmung bei der FDP)

Sie haben an dem Konzept nichts auszusetzen,
weil es durchdacht, gut ausgehandelt und verniunf-
tig auf den Weg gebracht worden ist. Inhaltlich
haben Sie daran nichts auszusetzen. Ihnen passt
aber nichts ins Konzept, das eine Landesbeteili-
gung in private Hande gefuhrt wird. Zu diesem
Punkt kdnnen Sie inhaltlich nichts sagen. Es passt
Ihnen aber nicht ins Konzept, und deswegen sind
Sie dagegen.

(Stefan Schostok [SPD]: Wer hat es
ausgehandelt? Wer mit wem?)

Es ist ein schlissiges Konzept, das alle Interessen
des Landes bericksichtigt. Es ist wesentlich mehr
erreicht worden, als man urspringlich geglaubt
hat. Ich darf den Verhandlungsfiihrern - auch dem
Finanzminister Mollring - recht herzlich dafur dan-
ken, dass diese Unterlage so vorbereitet wurde,
wie wir sie heute vorfinden.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Angesichts der Internationalisierung kdnnen Sie
doch schon feststellen, dass sich die Aktivitaten
vollig verschoben haben. Zu 71 % betreibt die
Gesellschaft Auslandsgeschéfte und kiimmert sich
um Dienstleistungen im Ausland. Dadurch werden
niedersachsische Unternehmen Uberhaupt nicht
gestarkt.

Diesem Bereich kann sich auch ein Privater wid-
men. Das muss nicht in der Regie des Landes
erfolgen. Hiervon sind wir grundsatzlich Uberzeugt
mit der Folge, dass wir Niedersachsen dadurch
gestéarkt haben, dass wir auch schon in der Ver-
gangenheit wichtige Unternehmen in den Markt
integriert und ihnen die Freiheit gegeben haben,
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am Markt zu operieren und mit marktwirtschaftli-
chen Instrumentieren zu Erfolgen zu kommen. Das
werden wir fortsetzen.

Sie sehen, dass wir hier ein schliissiges Konzept
vorgelegt haben. Wenn Sie noch einmal gut dar-
Uber nachdenken und lhre Argumente noch einmal
abwéagen, werden Sie der Vorlage der Landesre-
gierung ebenfalls nur zustimmen kénnen. Wir tun
es aus voller Uberzeugung.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizeprasident Dieter M6hrmann:

Nachster Redner ist fur die SPD-Fraktion der Kol-
lege Aller.

(Olaf Lies [SPD]: Jetzt kommt mal
Sachverstand hinein!)

Heinrich Aller (SPD):

Herr Préasident! Meine Damen und Herren!
Manchmal ist es gut, dass man als Letzter und vor
allem nach Herrn Hilbers redet. Er hat eben deut-
lich gemacht, dass Windenergie fir diese Landes-
regierung von CDU und FDP keine strategische
Bedeutung hat.

(Beifall bei der SPD - Heinz Rolfes
[CDU]: Das ist so hillig!)

Herr Hilbers, Sie als Teil der diese Landesregie-
rung tragenden Koalition haben sich eben von der
Moglichkeit verabschiedet, Landespolitik durch ein
eigenes Institut aktiv zu beeinflussen, und zwar
nicht nur im Bereich der Forschung, sondern ins-
besondere dort, wo es darum geht, einen wichti-
gen Beitrag zur MarkterschlieBung und zur strate-
gischen Ausrichtung deutscher Windenergie zu
leisten.

Wer das will, der muss so handeln wie Sie und
ordnungspolitisch argumentieren. Das aber tun die
drei Oppositionsparteien offenkundig nicht, weil sie
sagen: Es macht Sinn, dass wir auch im Bereich
der Forschung eigene Kompetenzen entwickeln,
die durchtragen, und es macht Sinn, dass wir im
Bereich der Dienstleistungen, in dem Normierung
und Lizenzierung stattfinden, den Ful3 in der Tar
haben.

Nicht anders handeln die amerikanischen Investo-
ren, die genau diesen Punkt aufgegriffen und dar-
Uber hinaus erkannt haben, dass das DEWI fir die
langfristigen amerikanischen Windinteressen wert-
voll sein kann. Dagegen setzen wir unser Konzept.
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Was Sie immer leise verschwiegen haben, ist die
Tatsache, dass die VerauRerung unter dem Be-
schlussvorbehalt des Landtages steht. Die Opposi-
tion hat einige Punkte vorgetragen, die ein besse-
res, ein tragfahiges und ein nachhaltiges Konzept
moglich machen. Selbst die Linken haben gesagt:
Man muss ja nicht voll im Staatsbesitz bleiben,
sondern man kann sich durchaus auch Beteiligun-
gen vorstellen. - Das will ich noch einmal an den
Anfang gestellt haben.

Dann gibt es einige wenige Punkte, die Sie in der
Debatte nicht zur Kenntnis nehmen wollten. Fur
uns ist vollig klar, dass der Finanzminister die
Richtung bestimmt hat und drei Fachressorts vollig
untergebuttert worden sind.

(Detlef Tanke [SPD]: So ist es!)

Weder der Wirtschaftsminister noch die Ministerin
fir Wissenschaft und Kultur, noch der Umweltmi-
nister haben eigenstandige Interessen in die Dis-
kussion eingebracht.

(Detlef Tanke [SPD]: Das ist schlimm!)

CDU und FDP haben abgenickt. Das ist die Situa-
tion, vor der wir stehen.

(Beifall bei der SPD)

Weiterhin haben Sie den Landesrechnungshof
angesprochen. Wenn Sie sich die Daten aus dem
Bericht des Landesrechnungshofs und die Be-
schlussfassung des Landtags ansehen, werden
Sie feststellen, dass der Landesrechnungshof sei-
ne Aussagen schon vor der Energiewende ge-
macht hat. Vor der Energiewende! Nach der Ener-
giewende haben alle Fachleute gesagt: Windener-
gie ist das zentrale Zukunftsprojekt fur die nachhal-
tige Energiegewinnung. - Man kénnte den Landes-
rechnungshof ja fragen, ob sich zumindest die
Rahmenbedingungen verandert haben.

(Olaf Lies [SPD]: Hat er wohl verges-
sen!)

Auf diese Idee kommen Sie aber gar nicht, weil Sie
es nicht wollen und weil es lhnen ordnungspoli-
tisch nicht in den Kram passt. Wir jedoch sind fest
davon uberzeugt, dass das DEW!I nach der Ener-
giewende einen ganz anderen Stellenwert im
norddeutschen Raum hat als vorher.

(Detlef Tanke [SPD]: So ist es!)

AuRerdem hat der Landesrechnungshof gesagt:
Gebt dem DEWI doch Zeit, sich umzustrukturieren
und sich am Markt neu zu orientieren.

Die klare Ansage des Landtages mit den Stimmen
von CDU und FDP war: Sorgt dafur, dass der For-
schungsanteil beim DEWI verbessert wird! - Nach
allem, was heute gesagt worden ist, unterstelle ich
Ihnen: Sie haben keinen einzigen Finger krumm
gemacht, um das DEWI im Forschungsbereich zu
starken. Nicht einen einzigen Finger! Fur die Flug-
zeugindustrie haben Sie 20 Millionen Euro einge-
stellt. Fir das DEWI haben Sie aber nicht einmal
einen Bruchteil dieser Summe bereitgestellt, weil
Sie gesagt haben: Dieses Institut wird zum Verkauf
freigegeben.

Betrachtet man dies vorbehaltlich der erkennbaren
Vorgaben, stellt sich die Frage: Warum ein Bieter-
verfahren? Warum nicht eine offen organisierte
Verkaufsverhandlung und ein offener Diskussions-
prozess, auch um die Winsche nach Standortsi-
cherung, Arbeitsplatzsicherung, Arbeitsrechtsiche-
rung, Forschungsanteilen und Forschungsstrate-
gien zu beriicksichtigen? - Sie haben ein Bieterver-
fahren gewahlt, weil Sie am Schluss namlich sa-
gen konnten: Entscheidend ist einzig und allein der
gebotene Preis. - Damit sind Sie aus jedem Be-
griindungszwang heraus. Damit kommen wir jetzt
zu ein paar Einzelheiten, die ich nicht kommentie-
ren, sondern nur feststellen will.

Die urspringlich von UL gebotene Summe belief
sich auf 28 Millionen Euro. Im Laufe des Verfah-
rens sind jedoch 7,6 Millionen heruntergehandelt
worden mit einer Begriindung, die ich nicht nach-
vollziehen kann, sodass genau 19,33 Millionen
herausgekommen sind. Somit sind dies bei einer
Gesamtsumme von 20 Millionen Euro exakt
100 000 Euro, die UL mehr geboten hat als der
TUV Rheinland, die ein amerikanisches Unter-
nehmen mehr geboten hat als ein deutsches. Es
gehdren schon hellseherische Fahigkeiten dazu,
wenn man im Bieterverfahren genau 100 000 Euro
mehr bietet als der Mitbewerber.

(Olaf Lies [SPD]: Das ist doch merk-
wirdig! Zufalll)

Noch stutziger wird man, wenn man weil3, dass die
notarielle Beglaubigung des Kaufangebotes von
UL genau einen Tag nach den vom TUV Rhein-
land notariell beglaubigten Vertragen festgelegt
worden ist. Man kann daraus keine Schlisse zie-
hen. Aber die Fakten sind eben so, wie sie sind.

Dass KPMG fur die Beratung der Landesregierung
und die Durchfiihrung des Verfahrens lber eine
halbe Million Euro Honorar bekommen hat, hat der
Kollege Klein schon angesprochen. Fir ein sol-

17527



Niedersachsischer Landtag - 16. Wahlperiode - 135. Plenarsitzung am 8. Mai 2012

ches Ergebnis hatte ich die Summe nicht ausge-
geben.

Zieht man eine Zwischenbilanz, dann ist fur uns
vollig klar, dass die Landesregierung ganz bewusst
auch aus haushalterischen Grunden den Verkauf
des DEWI vorangetrieben hat mit dem Ziel, eine
erkleckliche Summe zu generieren. Das kann man
machen, wenn man das ordentlich begriindet.

(Christian Grascha [FDP]: Das ist ja
nicht verwerflich!)

Nach unserer Auffassung ist es aber nicht ordent-
lich begriindet, weil es auch wirtschaftlich unsinnig
ist, Herr Kollege, da die Nebeneffekte - das Klein-
gedruckte in diesem Vertrag - langfristig zum
Nachteil Niedersachsens und der Windenergie in
Norddeutschland sein werden.

(Beifall bei der SPD)

Das ist der entscheidende Unterschied zwischen
lhnen und uns.

Wenn man bei dieser Frage so argumentiert wie
wir, dann kénnen Sie sagen: Nur ablehnen reicht
nicht. Was machen Sie denn anders? - Das haben
Sie ja im Ausschuss auch schon versucht zu fra-
gen.

(Christian Grascha [FDP]: Ich habe es
gefragt!)

Naturlich ist es eine andere Situation, wenn wir die
Verhandlungen bei null anfangen und das in eine
Verhandlung einbringen, die die Starkung des
norddeutschen Standortes fur Windenergie als
Uibergeordnetes Ziel hat - mit DEWI, mit einer Ein-
flussnahme des Landes durch Beteiligung, mit
geeigneten Partnern, mit dem Ziel, Forschung
weiter auszubauen, und mit dem ausdriicklichen
Ziel, die internationalen Positionen, die wir Uber
DEWI langst erreicht haben, nicht nur zu sichern,
sondern auch als Marktchancen absichernde Stra-
tegie zu verstehen.

Wenn man das in eine neue Struktur von DEWI
verhandeln und geben wirde, hétte man heute
nicht nur abgelehnt, sondern auch die Chance auf
eine vernlnftige Losung fir die Zukunft bekom-
men.

Deshalb wird die SPD den Antrag der Landesre-
gierung, gestiitzt von CDU und FDP, also Be-
schlussvorschlag Haushaltsausschuss, ablehnen.
Dem Antrag der Linken werden wir nicht zustim-
men, sondern uns enthalten, weil wir schon im
Ausschuss gesagt haben: Vorrang hat die Ableh-
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nung des Antrages der Landesregierung. Wenn wir
die Mehrheit haben, werden wir sehen, ob wie Sie
flr eine bessere, eine nachhaltige Strategie fur das
DEWI gewinnen kénnen.

Schénen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizeprasident Dieter MOhrmann:

Meine Damen und Herren, jetzt hat sich Kollege
Hilbers von der CDU-Fraktion noch einmal zu Wort
gemeldet. Er hat noch zwei Minuten Redezeit.

Reinhold Hilbers (CDU):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Herr
Kollege Aller, ich will auf drei Punkte Ihrer Rede
eingehen.

Erstens: Landesrechnungshof. Sie kénnen in den
Berichten eindeutig nachlesen, wo die Punkte lie-
gen und woran sie festgemacht werden. Sie wer-
den festgemacht an dem Nichtforschungsanteil, sie
werden festgemacht am Auslandsgeschéft, sie
werden auch festgemacht an Wettbewerbsverzer-
rungen und an der strategischen Ausrichtung.

Der Landesrechnungshof war bei den Beratungen
im Ausschuss fur Haushalt und Finanzen, bei de-
nen Sie auch zugegen waren, dabei. Sie wissen
ganz genau, dass der Landesrechnungshof dort
dem Verkauf nicht widersprochen hat. Er hat nicht
gesagt, dass das neu aufgerollt werden muss. Er
hat nicht gesagt, dass unter dem Aspekt der Ener-
giewende die Fragen neu diskutiert werden mds-
sen. Im Gegenteil: Er hat das nachhaltig unter-
stutzt. Das sollten Sie hier auch sagen und nicht
andere Andeutungen machen.

(Beifall bei der CDU)

Zweitens. Herr Kollege Aller, Sie haben behauptet,
es ware kein Finger krumm gemacht worden, die
Forschungsaktivitaten zu starken. Zu einer Anfra-
ge, die in der 124. Plenarsitzung am 9. Dezember
2011 hier im Parlament gestellt worden ist - Sie
kénnen das nachlesen -, ist explizit ausgefihrt
worden, was ich eben auch schon gesagt habe,
namlich dass dort ein Forschungsverbund initiiert
werden sollte, der aber nicht zum Tragen gekom-
men ist, weil die Bundesmittel an das Fraunhofer-
Institut oder an andere gegangen sind, da man
sich anders ausgerichtet hat. Das kdnnen Sie in
dem Protokoll entsprechend nachlesen. Dann tun
Sie doch hier nicht so, als gabe es diese Aktivita-
ten nicht! Sie kdnnen die Nachfragen nicht ignorie-
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ren und nicht so tun, als wére nichts gemacht wor-
den.

(Beifall bei der CDU)
Der dritte Aspekt - - -

Vizeprasident Dieter MOhrmann:

Herr Kollege Hilbers, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Kollegen Aller?

Reinhold Hilbers (CDU):
Nein.

(Lachen bei der SPD)

Ich méchte noch einmal deutlich sagen. Wir star-
ken damit die Forschung. Unter Ministerprésident
David McAllister ist so viel fur Windenergie ge-
macht worden wie zu keiner anderen Zeit zuvor
hier im Hause.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Diese Einrichtung hat nicht geforscht und wird
auch nicht forschen. Deshalb kann man sie hier
auch nicht mit Forschung begriinden. Da hakt lhr
Ansatz, und das missen Sie eingestehen. Das
werden Sie auch nicht heilen kénnen. Deshalb
kann man die Einrichtung besser in dieser Aktivitat
entlassen. Damit leistet sie namlich mehr fur die
Windenergie, als sie es bei einer anderen Konstel-
lation erreichen kdnnte.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizeprasident Dieter M6hrmann:

Meine Damen und Herren, es liegt noch eine
Wortmeldung des Kollegen Aller vor. Er hat noch
eine Redezeit von 1:12 Minuten.

Heinrich Aller (SPD):

Herr Hilbers, es tut mir leid: Wenn Sie als Fraktio-
nen von CDU und FDP immer das taten, was der
Landesrechnungshof empfiehlt, dann missten Sie
50 % lhrer Beschliisse, die Sie gefasst haben,
einsammeln.

(Zuruf von der SPD: Jal!)

Das machen Sie naturlich nicht, weil Sie politisch
natdrlich gewichten, ob es Sinn macht, was der
Landesrechnungshof sagt, oder nicht.

(Zuruf von der CDU: Sie drehen das
jetzt um! - Unruhe - Glocke des Prési-
denten)

Ich verweise hier nur auf die Diskussion uber die
Schulpolitik, bei der Sie heute durch die Sprecher
von CDU und FDP entgegen den Empfehlungen
des Landesrechnungshofes erklart haben: Das
Geld bleibt in dem Bereich Bildung. Kein Euro geht
heraus. Der Landesrechnungshof hat etwas ande-
res gesagt. - Erster Punkt.

Zweiter Punkt: Wenn Sie sagen, es sei alles getan
worden, um das DEWI im Forschungsbereich zu
stéarken und zu schitzen, dann sage ich: Dann
waren Sie verdammt erfolglos in den Verhandlun-
gen mit dem Bund und mit dem, was Sie selber
héatten tun kénnen.

(Zuruf von der SPD: Wie wahr! - Ge-
genruf von Karl-Heinz Klare [CDUI:
~Wie wahr*? Was reden Sie denn
da?)

Ein ernsthafter Wille hatte zumindest im landespo-
litischen Bereich etwas leisten kénnen, und Durch-
setzungsvermdgen im Bund hétte auch sicherstel-
len kdnnen, dass Bundesforschungsmittel unter
dem Gesichtspunkt ,andere Energiepolitik fur Nie-
dersachsen* auf das DEWI hétten konzentriert
werden kdnnen.

Letzter Punkt: Wenn Sie heute sagen - ich wieder-
hole das -, der kommunale Bereich stimmt lhrem
Vorschlag zu, frage ich: Was soll er denn machen,
nachdem Sie einen solchen Druck ausgetbt und
erklart haben, dass verkauft wird und dass keine
andere Alternative geboten wird? - Mit uns héatten
die Kommunen eine Chance, das, was sie ur-
sprunglich wollten, durchzusetzen. Deshalb lehnen
wir lhr Konzept ab

(Christian Grascha [FDP]: Ich denke,
wir haben kein Konzept!)

und pladieren daftr, einen Neuanfang zu versu-
chen.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Dieter M6hrmann:

Meine Damen und Herren, das Wort hat jetzt Frau
Ministerin Professorin Wanka.

Professorin Dr. Johanna Wanka, Ministerin fiir
Wissenschaft und Kultur:

Herr Aller, ich habe gar nicht gewusst, dass Sie
immer alles gemacht haben, was der Landesrech-
nungshof sagt.

Es gibt im Wissenschaftsbereich eine groRe Ge-
fahr, die oft nicht gesehen wird, und zwar, dass wir
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es von der Wissenschaftsseite her schaffen kén-
nen, wettbewerbsverzerrend zu sein. Wir wollen,
dass die Professoren anwendungsorientiert for-
schen, wir wollen An-Institute, wir wollen, dass
Architekten, die eine Professur haben, entspre-
chend Biros etc. haben, aber wir wollen natirlich
nicht, dass sie billiger sein kdnnen als die, die sich
in einer GmbH oder in anderer Form organisieren,
namlich dadurch, dass sie die Ressourcen des
Landes - also die Steuergelder - direkt verwenden
kénnen. Das heif3t, man muss bei aller praktischen
Tatigkeit immer aufpassen, ob es wettbewerbsver-
zerrend ist, was dann nicht regular ware. Deswe-
gen gehoéren reine Dienstleistungsunternehmen,
die im Bereich der Messtechnik oder in anderen
Bereichen tatig sind, nicht an Hochschulen und
gehoéren nicht mit Steuergeldern geférdert. Beim
DEWI geht es genau darum, dass nur noch ein
kleiner Teil - 10 % oder 12 % - fur Forschungsan-
gelegenheiten sozusagen verwendet wurde. Des-
wegen sind die 4 Millionen Euro - und wehe, Sie
sagen noch einmal ,untergebuttert’! - eine wichtige
Investition.

Damit Sie sich nicht beunruhigen: Der Bund inves-
tiert mit einer 90-prozentigen Bundesférderung
Uber das DLR, also das Deutsche Zentrum fur Luft-
und Raumfahrt, jetzt im Nordwesten in grol3e
Windenergieforschungsanlagen fir Feldmesstech-
nik in Kooperation mit dem, was wir mit den
4 Millionen Euro als Anlage hinstellen kodnnen.
Also ich denke, es ist, wenn es um Forschung
geht, strategisch ganz entscheidend, dass wir in
dem Bereich gut sind, um vorne dran zu sein.

(Beifall bei der CDU und FDP)

Vizeprasident Dieter M6hrmann:

Meine Damen und Herren, auch Herr Finanzminis-
ter Mdllring hat sich noch einmal zu Wort gemel-
det. Bitte schon!

Hartmut Mollring, Finanzminister:

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Wir haben das doch im Haushaltsaus-
schuss ausfihrlich erortert. Ich hatte dort darge-
legt, dass es auch andere Forschungsinstitute wie
Fraunhofer oder Max-Planck gibt, die mit ganz
anderer Kraft antreten kdnnen, als es das DEWI
kann. Forschungsmittel werden nun einmal nicht
danach vergeben, wo der grofdte politische Druck
besteht, sondern nach sachlichen Gesichtspunk-
ten, und das ist im Hinblick darauf, dass es sich
dabei um Steuergelder handelt und diese Gelder
dorthin flieRen sollen, wo sie den grof3ten Effekt
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erzielen, doch auch richtig. Das alles haben wir
diskutiert. Beim DEWI ist versucht worden, anders
vorzugehen. Die Grinde habe ich im Haus-
haltsausschuss dargelegt.

Herr Aller hat uns vorgeworfen, dass wir den
Rechnungshof nicht nach der Energiewende noch
einmal befragt haben. Ich bin dem Kollegen Hil-
bers dafiir dankbar, dass er noch einmal darauf
hingewiesen hat, dass der Rechnungshof im
Haushaltsausschuss vertreten war und Stellung
genommen hat. Er ist bei seiner Stellungnahme
geblieben. Was hatte der Landesrechnungshof uns
anderes als dem Ausschuss sagen sollen? - Ein
hoheres Institut als den Haushaltsausschuss gibt
es doch nicht. Da kann doch der Finanzminister
keine anderen Auskiinfte bekommen!

(Beifall bei der CDU - Oh! von der
SPD)

- Ja, ich habe dem Haushaltsausschuss lange
genug angehort. Eine gewisse Demut auch vor
dem Parlament gehort sich einfach.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Lachen bei der SPD - Olaf Lies [SPD]:
Da muss ich glatt lachen! - Detlef
Tanke [SPD]: Das ist kein Kabarett
hier! Wenn der Hildebrandt das ge-
sagt hatte, okay, aber Sie?)

- Das ist so.

Ich méchte jetzt noch auf das eingehen, was Herr
Aller hier gesagt hat. Herr Aller hat hier einige Sa-
chen aneinandergereiht und gesagt, das ist ja ko-
misch,

(Unruhe - Glocke des Préasidenten)

dann war erst der notarielle Vertrag, dann war das
notarielle Angebot, und nach dem notariellen An-
gebot ist etwas beglaubigt und beurkundet worden
usw. usf. Dann hat er Gott sei Dank den Satz ge-
sagt: Man kann daraus keinen Schluss ziehen. -
Aber warum haben Sie denn dann vorher gesagt,
dass dies und das komisch ist?

(Detlef Tanke [SPD]: Das kann man
doch einmal sagen!)

Nein, das ist nicht komisch! - Wir haben den Weg
dargelegt. Wir haben uns rechtlich beraten lassen.
Das ist sauber gelaufen. Beihilferechtlich und eu-
roparechtlich musste das auch so sauber laufen.
Das alles habe ich im Haushaltsausschuss darge-
legt. Diese Unterstellung - das ist komisch, das ist
komisch, und das ist komisch - soll ja den Eindruck
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erwecken, dass hier irgendjemand gemauschelt
hatte.

(Olaf Lies [SPD]: Sie haben zu billig
verkauft!)

- Nein, wir verkaufen nicht zu billig. - Das weise ich
zumindest flir meine Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter, die absolut saubere Arbeit geleistet hat, hier
ausdricklich zurtick; denn immer dann, wenn Sie
sagen, hier wird gemauschelt, beleidigen Sie auch
die Menschen, die die ganze Arbeit gehabt haben,
und nicht nur den Minister. Auch daran sollten Sie
einmal denken!

(Starker Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Vizeprasident Dieter MOhrmann:

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Wir kommen jetzt zu den letzten beiden Abstim-
mungen fir heute.

Wir stimmen zun&chst Uber den Antrag der Lan-
desregierung - Tagesordnungspunkt 10 - ab.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
zustimmen und damit dem Antrag der Landesre-
gierung in der Drs. 16/4647neu in der redaktionell
geanderten Fassung der Beschlussempfehlung
zustimmen mdchte, den bitte ich um ein Handzei-
chen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Es ist so
beschlossen.

Ich komme jetzt zur Abstimmung Uber den Antrag
der Fraktion DIE LINKE - Tagesordnungspunkt 11.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
zustimmen will und damit den Antrag der Fraktion
DIE LINKE in der Drs. 16/4574 ablehnen mdochte,
den bitte ich jetzt um ein Handzeichen. - Gegen-
stimmen? - Enthaltungen? - Das ist bei einigen
Gegenstimmen und Enthaltungen so beschlossen
worden.

Meine Damen und Herren, wir sind damit am Ende
der heutigen Tagesordnung angelangt. Ich schlie-
Re die Sitzung fur heute. Wir sehen uns morgen
frih um 9 Uhr wieder.

Schluss der Sitzung: 19.54 Uhr.

17531



	135. Sitzung am 8. Mai 2012

	TOP1: Mitteilungen des Präsidenten
 
	zus. TOP: Abgabe einer Regierungserklärung zum thema "Niedersachsen in Europa: Verantwortung übernehmen, Interessen vertreten, Chancen nutzen, Herausforderungen bewältigen"

	TOP 2:
Entwurf eines Gesetzes zur Neufassung des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes zum Gesetz zur vorläufigen Regelung des Rechts der Industrie- und Handelskammern und zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüllung des Berufsbildungsgesetzes auf dem Gebiet der Berufsausbildung im öffentlichen Dienst 
	TOP 3: Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Kammergesetzes für die Heilberufe

	TOP 4: Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Abgeordnetengesetzes 

	TOP 5: Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Glücksspiel-
staatsvertrags und zur Änderung des Niedersächsischen Glücksspielgesetzes 
	TOP 6: Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Niedersächsischen Verfassung
 
	TOP 7: Entwurf eines Gesetzes zur Senkung des Wahlalters auf 16 Jahre

	TOP 8: Situation der Grundschulen in Niedersachsen

	Hinweis zu TOP 9

	TOP 10: Veräußerung der Anteile an der DEWI GmbH - Deutsches Windenergie-Institut, Wilhelmshaven

	TOP 11: Kein Verkauf des Deutschen Windenergie-Instituts (DEWI) durch das Land Niedersachsen
 
	Hinweis zu TOP 12

	Nächste Sitzung


